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Weltweite Zusammenarbeit bei der Drogenbekämpfung 
Weltdrogenkonferenz und internationale Drogenbekämpfungsstrategie 
aus der Sicht der Bundesrepublik Deutschland RITA SÜSSMUTH 

Vom 17. bis zum 26.Juni findet die Internationale Konferenz 
über Suchtstoffmißbrauch und illegalen Drogenhandel i n Wien 
statt. Diese erste Weltdrogenkonferenz der Vereinten Nationen 
w i r d die Menschen weltweit auf die Bedrohung durch Drogen­
mißbrauch und illegalen Drogenhandel hinweisen. Dies ist das 
e rk lä r te Ziel der Vereinten Nationen. 
Als weiteres Ziel w i r d angestrebt, daß die Staaten bei der Be­
kämpfung der Drogengefahr noch enger zusammenarbeiten und 
eine gemeinsame Grundlage schaffen, auf der geeignete Maß­
nahmen national und international ergriffen werden können . 
Eine solche Grundlage w i r d das Multidisziplinäre Aktionspro­
gramm (Comprehensive Mult idiscipl inary Outline, CMO) sein, 
das bereits in der Suchtstoffkommission der Vereinten Nationen 
weitgehend vorbereitet wurde und w ä h r e n d der Konferenz ver­
abschiedet werden soll. Es en thä l t Problemstellungen und eine 
Fülle von Vorschlägen für geeignete M a ß n a h m e n auf allen we­
sentlichen Feldern der Drogenpolitik. Daher begrüßt die Bun­
desregierung die Weltdrogenkonferenz und un te r s tü t z t die Ver­
abschiedung des Aktionsprogramms. 
Einen Erfolg kann die Konferenz schon jetzt verbuchen: Noch 
nie hatten sich so viele L ä n d e r so intensiv an der Diskussion für 
eine verbesserte weltweite Drogenpolitik beteiligt wie i m Vor­
feld dieser Tagung. 

Einschätzung der weltweiten Mißbrauchssituation 

Nach dem Bericht des Internationalen Suchtstoffkontrollamts 
(INCB) der Vereinten Nationen für das Jahr 1986 hat sich in den 
letzten zwei Jahrzehnten der Mißbrauch von na tü r l i chen und 
synthetischen Drogen in aller Welt immer s t ä rke r ausgeweitet. 
Er ist inzwischen in praktisch allen L ä n d e r n sowie allen Schich­
ten der Bevölkerung, einschließlich junger Leute und Kinder, 
verbreitet. Die zur Zeit am häufigsten mißb rauch ten Drogen 
sind Cannabis, Cocain, Heroin und zunehmend verschiedene 
psychotrope Substanzen. 
Der Drogenmißbrauch hat regional ganz unterschiedliche Er­
scheinungsformen. Während in Westeuropa (mit Ausnahme der 
Mittelmeer-Anrainer) vermutlich aufgrund langjähr iger A n ­
strengungen eine Stagnation beziehungsweise ein leichter Rück­
gang — wenngleich auf relativ hohem Niveau — des Heroin-
Problems erkennbar ist, verschärf te sich dieses i n den Her-
kunfts- und Trans i t l ändern , insbesondere i m ostasiatischen 
Raum, in Indien und Afr ika . Hieran zeigt sich, daß in den letzten 
Jahren zunehmend auch die Herkunfts- und Trans i t l änder vom 
Drogenmißbrauch bedroht sind, in denen vorher der Konsum 
von Drogen eher eine kulturspezifische Erscheinungsform war. 
Dies gi l t vor allem auch für den Coca in-Mißbrauch in S ü d a m e ­
r ika. Heute ist dort Cocain zu einem ernsthaften Problem gewor­
den, seitdem vor allem junge Leute, insbesondere in den S täd ten , 
Coca-Paste zusammen mi t Tabak und/oder Cannabis rauchen. 
Diese Form des Cocain-Mißbrauchs hat sich sehr schnell auch 
auf die ländl ichen Gegenden Südamer ikas ausgebreitet. 
M i t einem anderen spezifischen Drogenproblem haben die Ver­
einigten Staaten von Amerika zu kämpfen. Dort rauchen insbe­
sondere s täd t i sche Jugendliche pures Cocain i n kristall iner 
Form, das unter der Bezeichnung >crack< weltbekannt geworden 
ist und zu relativ niedrigem Preis in den S t raßen erworben wer­
den kann. Außerdem w i r d in den USA seit vielen Jahren Cocain-
Hydrochlorid-Puder geschnüffelt oder injiziert. 
Eine andere Form des Cocain-Mißbrauchs ist das Rauchen der 
Coca-Paste (>bazuko<) in Südamer ika . Dort und in Mexiko wer­
den neuerdings auch Heroin-Vorstufen mißbräuch l ich verwen­
det, wie etwa der >black tar<. Außerdem ist i n den USA immer 

noch der Mißbrauch des Phencyclidins (PCP), auch als >angel 
dust< bekannt, weitverbreitet, w ä h r e n d i n Ost- und Südaf r ika 
der Mißbrauch von Methaqualon Sorge bereitet. 
Eine besondere Form des Drogenmißbrauchs stellt der Konsum 
von sogenannten >designer drugs< dar. Dabei handelt es sich um 
Produkte, die chemisch und pharmakologisch solchen Substan­
zen ähnl ich sind, die unter internationaler beziehungsweise na­
tionaler Kontrolle stehen. Die >designer drugs< sind gleichwohl 
häufig wirksamer als die kontrollierte Ausgangssubstanz. Sie 
sind vor allem in den USA ein Problem. Zunehmend — wenn­
gleich auch nicht so besorgniserregend wie dort — breitet sich 
die Herstellung dieser Drogen auch in Europa aus. Al le in i n der 
Bundesrepublik Deutschland wurden 1986 insgesamt 41 A m ­
phetamin-Labors entdeckt und beschlagnahmt. Dieser Proble­
matik w i r d auch i n Europa künft ig größeres Augenmerk ge­
schenkt werden müssen. 
Sorge bereitet auch die Tatsache, daß weltweit ein Trend zur 
Polytoxikomanie festzustellen ist: Viele Menschen konsumieren 
neben Drogen gleichzeitig Arzneimittel oder auch Alkohol . Die 
Gefahr bei dieser A r t Mißbrauch besteht darin, daß das Zusam­
menwirken a l l dieser Suchtmittel kaum kalkulierbar ist und 
deshalb häufig zu besonders schweren gesundheitlichen Schäd i ­
gungen führt . 
Bei der letzten Tagung der Suchtstoffkommission der Vereinten 
Nationen i m Februar 1987 i n Wien haben sich erstmals auch 
L ä n d e r des kommunistischen Machtbereichs zu Drogenproble­
men innerhalb ihrer Grenzen offen geäußert . Die Sowjetunion 
und verschiedene andere L ä n d e r berichteten über zunehmenden 
Drogenmißbrauch mi t psychoaktiven Arzneimitteln, Cannabis-
Produkten, Codein und selbsthergestellten Opiatzubereitungen 
aus illegal angebauten Mohnpflanzen. Auch der Bericht des 
INCB für 1986 en thä l t Hinweise auf Drogenmißbrauch i n osteu­
ropäischen Lände rn , insbesondere in Polen, i n der Tschechoslo­
wakei und in der Sowjetunion. 
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Ein weltweites differenziertes Zahlenbild übe r das Ausmaß der 
Drogenabhängigke i t liegt jedoch nicht vor. Die Weltgesund­
heitsorganisation (WHO) schätzt , daß es in der Welt etwa 50 M i l ­
lionen Drogenabhäng ige gibt. F ü r den Bereich der Europä i schen 
Gemeinschaft w i r d angenommen, daß heute in den zwölf M i t ­
g l ieds ländern von etwa 1,5 Mil l ionen Hero in -Abhängigen — bei 
steigender Tendenz — ausgegangen werden muß. Davon sollen 
die meisten Abhängigen zwischen 17 und 25 Jahren alt sein. In 
der Bundesrepublik Deutschland allerdings zeigt die Zahl der 
Abhängigen eher sinkende Tendenz und liegt bei knapp 50 000; 
auch hat sich das Durchschnittsalter der Drogenabhäng igen und 
-gefährdeten in den letzten Jahren nach oben verschoben. Hier 
ist die Zahl der ganz jungen Drogenkonsumenten rückläufig, 
zumal auch die Zahl der ermittelten >Ersttäter< deutlich gesun­
ken ist. 
Eine völlig neue Gefahr t r i t t heute bei solchen Drogenkonsu­
menten hinzu, die Drogen in t ravenös injizieren. Dabei gehen sie 
näml ich das hohe Risiko ein, sich mi t den todbringenden A I D S -
Erregern zu infizieren, we i l unter Fixern häufig ungereinigte 
Nadeln kreisen. 

Zur Situation des internationalen illegalen Drogenverkehrs 

Der illegale Drogenhandel hat in immer größeren Mengen und zu 
immer niedrigeren Preisen auch 1985 und 1986 weltweit zuge­
nommen. Es scheint fast so, als ob die nationalen und interna­
tionalen Bemühungen der letzten Jahre zur Bekämpfung des 
illegalen Drogenhandels und der Drogenkr imina l i t ä t kaum Er­
folge aufweisen können. Dies wäre jedoch ein Trugschluß. Tat­
sache ist nämlich , daß es in vielen stark bevölker ten Teilen der 
Welt bis heute keine ausreichende Infrastruktur gibt, um den 
finanziell, organisatorisch und technisch immer besser gerüs te ­
ten Drogenhänd le rn und Verbrecherorganisationen den not­
wendigen staatlichen und auch gesellschaftlichen Widerstand 
entgegenzusetzen. Deshalb können die Händ le ro rgan i sa t ionen 
ihre Terrainverluste in vielen westlichen Industriestaaten durch 
die Neuerschl ießung illegaler Märk t e in den En twick lungs län ­
dern, insbesondere i n den Herkunfts- und Trans i t l ändern illega­
ler Drogen, häufig mehr als ausgleichen. So beziehen sich fast 
alle Meldungen übe r ve r s t ä rk ten illegalen Drogenverkehr auf 
diese Lände rg ruppen . Lediglich die Zunahme des Cocain- und 
Haschisch-Angebots betrifft auch die traditionellen Ver­
brauchs länder . 
Die Drogenhänd le r gehören heutzutage überwiegend straff ge­
führten Organisationen an, die in der Regel weltweit operieren. 
Sie nutzen den insbesondere in den westlichen Industriestaaten 
freizügigen Personen- und Warenverkehr für ihre Zwecke scho­
nungslos aus und orten stets rasch die vielen Schlupflöcher, die 
unterschiedliche Rechtsordnungen und Fahndungspraktiken 
bieten. Das enorme Volumen der Gewinne und die Größe der 
Händle rorgan i sa t ionen erlauben es außerdem, daß diese sich i n 
allen Bereichen des Drogengeschäfts — Anbau, Verarbeitung 
und internationaler Handel — fest etabliert haben. Hinzu 
kommt, daß diese Organisationen oft bis in die Regierungsspit­
zen hineinreichen und manche Staaten ihren Devisenbestand 
fast ausschließlich übe r illegale Drogenausfuhren sichern. 
Die Drogenhänd le r entfalten für Transportarten und Handels­
wege einen unerschöpfl ichen Einfallsreichtum. Der sogenannte 
Ameisenverkehr über die Grenzen (viele Einzelpersonen mi t re­
lativ geringen Mengen illegaler Drogen) oder raffinierte Ver­
stecke i m und am menschlichen Körper erschweren Polizei und 
Zol l enorm die Entdeckung illegaler Drogensendungen. 
Die Angaben über die weltweiten und europä ischen Sicherstel-
lungsmengen bei den verschiedenen Drogenarten lassen das 
Ausmaß des illegalen Drogenhandels nur erahnen. Ihnen ist zu 
entnehmen, daß 1985 weltweit etwa 56,3 Tonnen Cocain be­
schlagnahmt wurden. Von dieser Menge wurden 29,3 t außer ­
halb der südamer ikan i schen Anbauregion und davon wiederum 
25,8 t allein in den Vereinigten Staaten gegenüber 1,11 in Euro­
pa sichergestellt. Die illegale Herstellung von Cocain ist auf 

bestimmte Regionen S ü d a m e r i k a s begrenzt und kann dort ge­
zielt bekämpf t werden (allein in Kolumbien wurden 1985 700 
illegale Cocain-Labors zerstört) . Bei Haschisch nahm die sicher­
gestellte Menge weltweit von 309 t (1984) auf 360 t (1985) zu, 
w ä h r e n d in Europa 1984 rund 100 t und 1985 rund 110 t Ha­
schisch sichergestellt wurden. Die Cannabis-Produktion ist über 
die ganze Welt verstreut und kaum abschä tzba r . Als Hauptan­
baugebiete gelten nicht nur Südostas ien, der Nahe Osten und 
Westafrika, sondern auch bestimmte Einzelstaaten der USA. 
Der Heroin-Handel nimmt weltweit offenbar s t ä rke r zu als der 
Cocain-Handel. 1985 wurden etwa 14,11 sichergestellt gegen­
übe r 10,6 t i m Jahr 1984. Auch 1986 läßt eine Steigerung erwar­
ten, die allerdings nicht in Europa, sondern i m Nahen und M i t t ­
leren Osten zu verzeichnen ist. Dort stiegen die Beschlagnahme­
mengen von rund 4,9 t i m Jahre 1984 auf rund 8,8 t 1985, w ä h ­
rend in Europa ein leichter Rückgang von 2,26 t i m Jahr 1984 auf 
2,0 t i m Jahr 1985 festzustellen ist. Auch dieser Trend hielt 1986 
an. Er läßt sich mögl icherweise auf eine verbesserte und konse­
quentere Drogenpolit ik der L ä n d e r der europäischen Region 
zurückführen . 

Für eine umfassende internationale 
Drogenbekämpfungspolitik 

Das P h ä n o m e n des weltweiten Drogenmißbrauchs und illegalen 
Drogenhandels ist so alarmierend, daß es nur mit einer umfas­
senden — das Drogenangebot und die Drogennachfrage glei­
chermaßen berücks ich t igenden und international ausgerichte­
ten — Drogenbekämpfungss t ra teg ie zurückgedrängt werden 
kann. Jede einseitige oder nur national ausgerichtete Strategie 
kann nicht den Erfolg haben, der angesichts der Größe des Pro­
blems erforderlich wäre . Die Weltdrogenkonferenz der Verein­
ten Nationen w i l l sich darum bemühen , dieser Erkenntnis unter 
anderem mi t dem Mul t id isz ip l inären Aktionsprogramm zum 
Durchbruch zu verhelfen. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
die Vorbereitung des Programms durch eine Fülle von Vorschlä­
gen un te r s tü tz t . 

Beitritt zu den Suchtstoff-Übereinkommen 

Als eine der wichtigsten Voraussetzungen für eine wirksame 
nationale und internationale Drogenpolitik sieht es die Bundes­
regierung an, daß möglichst viele Staaten, die bei den Vereinten 
Nationen zusammengeschlossen sind, den beiden bestehenden 
Internationalen Suchts tof f -Übere inkommen, nämlich dem E i n ­
he i t sübere inkommen von 1961 übe r Suchtstoffe sowie dem Ü b e ­
reinkommen von 1971 übe r psychotrope Stoffe, beitreten. Diese 
Übe re inkommen enthalten unter anderem Regelungen über den 
nationalen und internationalen legalen Betäubungsmi t te lver ­
kehr, über die Anwendung von Be täubungsmi t t e ln im medizini­
schen und wissenschaftlichen Bereich, über die internationale 
Kontrolle der Verbrauchsmengen solcher Stoffe sowie zur Straf­
barkeit von Handlungen i m Zusammenhang mit dem Be täu ­
bungsmittelverkehr. Es liegt auf der Hand, daß möglichst ein­
heitliche Standards beim Umgang mi t Be täubungsmi t t e ln den 
nationalen und internationalen Be täubungsmi t t e lve rkehr er­
heblich sicherer machen können . Deshalb ist nicht nur der Bei­
t r i t t zu den beiden Suchts tof f -Übere inkommen, sondern auch 
deren optimale Umsetzung und Anwendung i m jeweils nationa­
len Recht unbedingt erforderlich. Alle Staaten sind daher auf­
gerufen, diesen Schritt zu vollziehen. 

Neue Drogen-Konvention 

Zur Zeit w i r d i m Rahmen der Vereinten Nationen intensiv an 
einer neuen Konvention gegen den illegalen Handel mi t Sucht­
stoffen und psychotropen Stoffen gearbeitet. M i t dieser Konven­
t ion ist beabsichtigt, bisher erkannte Defizite in der gemeinsa­
men Bekämpfung des illegalen Drogenverkehrs durch ergänzen­
de Vorschriften zu beseitigen. Derzeit w i r d in den Suchtstoffgre­
mien der Vereinten Nationen ein Entwurf mi t 14 Art ikeln e rör ­
tert. Die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland haben zu-
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letzt i n der Suchtstoffkommission der Vereinten Nationen i n 
Übere ins t immung mi t der großen Mehrheit der vertretenen 
Staaten deutlich gemacht, daß die neue Konvention auf die not­
wendigen Ergänzungen der bestehenden Suchts tof f -Übere in­
kommen konzentriert werden müsse . Die Bundesregierung w i l l , 
daß sich die neuen Vorschriften zur Kontrolle des illegalen Dro­
genverkehrs nahtlos in das bestehende Vertragssystem einfügen. 
Jede Spaltung der internationalen Suchtstoffkontrolle durch 
divergierende Kontrollsysteme i n verschiedenen Ü be re inkom­
men muß vermieden werden. 
Zentrale Bestimmungen der neuen Konvention sind: Abschöp­
fung der Gewinne aus dem illegalen Drogenhandel (Ar t ike l 3), 
Auslieferung (Art ikel 14), kontrollierte Durchlieferung ( A r t i ­
kel 7) sowie Kontrolle spezifischer Chemikalien für die illegale 
Drogenherstellung (Art ike l 8). Diese Bestimmungen bereiten bei 
den Beratungen allerdings auch die meisten Schwierigkeiten, 
wei l sie Grund-, Persönl ichke i t s - oder Souverän i t ä t s rech te be­
rühren . Die unterschiedlichen Rechtsordnungen der einzelnen 
Staaten, aber auch unterschiedliche Interessenlagen führen 
dazu, daß der Erör te rungsprozeß kompliziert und langwierig ist. 
Probleme gibt es auch bei dem für die Bundesrepublik Deutsch­
land wichtigen A r t i k e l 6, der die Verpflichtung zum Austausch 
von Rauschgiftverbindungsbeamten vorsieht. Obwohl viele 
L ä n d e r einen solchen Austausch bereits praktizieren, halten 
andere ihn für verzichtbar, w ä h r e n d verschiedene L ä n d e r ihn 
nur aufgrund bilateraler oder anderer Vereinbarungen zulassen 
wollen. Die Verpflichtung zur Vernichtung illegaler Rauschgift­
anpflanzungen (Art ikel 10) soll nach Auffassung der Bundesre­
gierung nicht nur »biologische und ökologische«, sondern auch 
»soziale und wir tschaft l iche« Gesichtspunkte berücks icht igen. 
Ganz schwierig gestalten sich auch die Erö r t e rungen zu den 
Definitionen i m Ar t ike l 1 der Konvention. Hier sind nach der 
letzten Tagung der Suchtstoffkommission der Vereinten Nat io­
nen noch viele Fragen offengeblieben. Die Hauptschwierigkeit 
besteht darin, die Begriffe so zu fassen, daß ein Rückgriff auf die 
bestehenden Übe re inkommen (insbesondere etwa auf die beste­
henden Suchtstofflisten) möglich ist. 
Nach den derzeitigen Planungen soll die Konvention i m Herbst 
1988 auf der 43. Generalversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedet werden. Die Bundesregierung w i r d sich dafür ein­
setzen, daß sie sobald wie möglich verabschiedet und auf natio­
naler, regionaler und internationaler Ebene wirksam werden 
kann. Da der Prozeß der Erarbeitung und Verabschiedung einer 
neuen internationalen Konvention na tu rgemäß viel Zeit i n A n ­
spruch nimmt, hat die Bundesregierung gegenüber den Verein­
ten Nationen die Empfehlung ausgesprochen, daß die Staaten 
b e m ü h t sein sollen, die neuen Instrumente so früh wie mögl ich in 
ihrem nationalen Recht zu verwirklichen, sofern dies noch nicht 
geschehen ist. 

Vorbeugung gegen Drogenmißbrauch 
und Eindämmung der illegalen Drogennachfrage 

Angesichts des wachsenden Drogenmißbrauchs i n der Welt 
kommt der Präven t ion sowie der Behandlung und der Rehabili­
tat ion Drogenabhäng ige r eine immer größere Bedeutung zu. Vor 
allem prävent ive M a ß n a h m e n müssen ergriffen werden, um das 
Abgleiten potentieller Drogengebraucher i n die Abhängigke i t zu 
verhindern. Der Stellenwert der Präven t ion war in der Vergan­
genheit eher gering. Sie wurde bei der Verteilung finanzieller 
Ressourcen nur ungenügend berücksicht ig t . Bislang gibt es noch 
zu wenig effektive Strategien der P räven t ion und nur mangelnde 
Methoden der Erfolgskontrolle. 
Die beste Vorbeugung gegen Drogenmißbrauch ist eine gute 
Familien-, Jugend- und Sozialpolitik des Staates. Je geringer die 
sozialen Mißs tände und je stabiler die gesellschaftlichen Ver­
häl tn isse sind, um so weniger w i r d es Ursachen für eine Flucht 
aus der Real i tä t durch Drogenkonsum geben. Staat und Gesell­
schaft tragen hierbei eine große Verantwortung. Insbesondere 
m u ß angestrebt werden, für die jungen Menschen den Weg in das 
Leben durch ein ausreichendes und geeignetes Angebot an A r ­

be i t sp lä tzen zu ebnen und sie zur Ü b e r n a h m e gesellschaftlicher 
Verantwortung zu motivieren. Eine geeignete M a ß n a h m e der 
Vorbeugung ist auch eine breit angelegte Grundlagenforschung 
über diejenigen Faktoren i n Gesellschaft und Umwelt , die einer­
seits die Entstehung, andererseits aber auch die Verhinderung 
einer Sucht beeinflussen. 
Vorbeugung und Aufk lä rung müssen ein umfassendes P r ä v e n ­
tionskonzept zur Grundlage haben. Sie sollen zielgruppenge-
recht erfolgen und an der Lebenssituation und der Bedürfnis lage 
der Zielgruppen ansetzen. Sie sollen d a r ü b e r hinaus langfristig 
und kontinuierl ich durchgeführ t werden. E in weitreichendes 
Netz von psychosozialen Beratungsstellen soll dafür sorgen, daß 
all denjenigen geholfen wi rd , die bereits drogengefährde t sind 
und dringend fachlichen Rat brauchen. 
E in besonderes Augenmerk ist auf den Bewußtse inss tand der 
Ärz t innen und Ärzte zu richten. Zur medizinischen Ausbildung 
gehör t die Vermit t lung solider Kenntnisse übe r die mögl ichen 
Wirkungen abhängigke i t se rzeugender Medikamente sowie übe r 
spezifische Verhaltensmuster bei d rogengefährde ten und dro­
genabhäng igen Personen (Früherkennung) . Es ist auch wicht ig , 
durch Aufk lä rung und Information die Ärz te so zu beeinflussen, 
daß sie abhängigke i t se rzeugende Medikamente nur dann ver­
schreiben, wenn es keine andere Behandlungsmögl ichke i t 
gibt. 
Medizin und Pharmakologie, insbesondere auch die pharmazeu­
tische Industrie, sollten mi t U n t e r s t ü t z u n g des Staates ihre For­
schung ve r s t ä rk t darauf richten, häuf ig verwendete Arzneimit ­
tel, insbesondere schmerzstillende Medikamente, ohne (oder zu­
mindest mi t einem vertretbar geringen) Abhängigke i t spo ten t i a l 
zu entwickeln. Dadurch könn te der weite Bereich des Miß­
brauchs mi t Medikamenten erheblich zu rückgedräng t werden. 

Kontrolle des Drogenangebots in den Drogenherkunftsländern 

Der Kontrolle des Drogenangebots kommt erhebliche Bedeu­
tung zu. Hierbei geht es zunächs t um die Z u r ü c k d r ä n g u n g bezie­
hungsweise Ausrottung des illegalen Drogenanbaus in den Dro­
genherkunf t s ländern . Das entscheidende Problem bei der L ö ­
sung dieser Frage ist, daß der Anbau von Drogenpflanzen in 
manchen Regionen dieser Welt die einzige oder zumindest eine 
besonders lohnende oder wenigstens eine zusätzl iche, sehr ein­
t rägl iche Erwerbsquelle darstellt. Illegaler Drogenanbau spielt 
daher in manchen Staaten eine nicht unwesentliche soziale, 
wirtschaftliche und politische Rolle. Besonders deutlich w i r d 
dies am Beispiel des Cocastrauch-Anbaus in der s ü d a m e r i k a n i ­
schen Region. Dieser ist zurückzuführen auf eine seit Tausenden 
von Jahren w ä h r e n d e n Tradi t ion des Kauens der Cocablä t te r . 
Außerdem dienen Cocablä t te r als Grundstoff für Tees und 
Liköre. Inzwischen hat der Coca-Anbau i m wesentlichen den 
Zweck, illegales Cocain für die reichen Verbrauchs länder , ins­
besondere die Vereinigten Staaten, herzustellen. F ü r viele kleine 
Landwirte und Tausende von Mi t te l smännern , die alle i m Auf­
trag der Drogenbosse tä t ig sind, ist der Coca-Anbau zur wich ­
tigsten Einnahmequelle geworden. Auch diverse Befreiungsbe­
wegungen und sogar Regierungen partizipieren an den Einnah­
men aus diesem Geschäft . 
Die Bekämpfung des illegalen Drogenanbaus kann daher nur 
erfolgreich sein, wenn die betroffenen Staaten es zum Bestand­
tei l ihrer Regierungspolitik machen, der i n Drogenanbaugebie-
ten lebenden Bevölkerung durch M a ß n a h m e n der ländl ichen 
Regionalentwicklung bessere Lebensverhä l tn i sse und zugleich 
eine andere Erwerbsgrundlage zu verschaffen. Gleichzeitig m u ß 
aber auch dafür gesorgt werden, daß der illegale Drogenanbau 
gesetzlich verboten und das Verbot wirksam kontrol l ier t w i r d . 
Bei der Lösung dieser Fragen t r äg t die internationale Staaten­
gemeinschaft eine große Verantwortung. Die Größe des Pro­
blems macht es den Drogenherkunf t s ländern , die häufig zu den 
ä rms ten i n der Welt gehören, unmögl ich , allein damit fertig zu 
werden. Sie müssen bei der Einleitung sozialer M a ß n a h m e n und 
der Durch führung alternativer Projekte zum Drogenanbau 
weltweit un te r s tü t z t werden. Vorrangige F ö r d e r u n g m u ß Pro-
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jekten der ländl ichen Regionalentwicklung mi t Drogenanbau-
substitution zukommen. Drogenherkunf t s länder , die sich zur 
Durch führung solcher Projekte bere i te rk lä ren , sollen auch 
— sozusagen mot iva t ionss tü tzend — bei anderen Projekten be­
vorzugt Hilfe erhalten. Besonders deutlich w i r d die Verantwor­
tung insbesondere der i m Welthandel dominierenden Länder , 
wenn es um die Frage der Absatzchancen von Alternat ivproduk­
ten aus den Drogenherkunf t s l ändern auf dem Weltmarkt geht. 
Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß solchen Alterna­
tivprodukten Hande lsprä fe renzen und günst ige Vermarktungs­
mögl ichkei ten i n bilateralen und internationalen Vereinbarun­
gen e ingeräumt werden. Der zur Zeit i n Gang befindliche Dialog 
zwischen der Europä i schen Gemeinschaft und Lateinamerika 
beispielsweise bietet hierfür eine günst ige Gelegenheit. 
Besonders herauszuheben ist jedoch in diesem Zusammenhang 
der Suchtstoff-Kontrollfonds der Vereinten Nationen (UNF-
DAC). Dieser Fonds führt mi t freiwill igen Mi t te ln verschiedener 
Geber länder Projekte der zuvor genannten A r t — vor allem aber 
Projekte zur Ersetzung des Drogenanbaus — in den Drogenher­
kunf t s l ändern durch. 1986 hat er für 95 Projekte in 31 L ä n d e r n 
sowie für einige zentrale Forschungs- und Ausbildungsprojekte 
17,3 M i l l US-Dollar ausgegeben. Der Programmhaushalt für 
1987 sieht Ausgaben i n Höhe von 35,4 M i l l Dollar vor. Der be­
sondere Vortei l des Fonds ist, daß er für die internationale Staa­
tengemeinschaft tä t ig ist und daher seine Arbei t bei der betrof­
fenen Bevölkerung in den Drogenherkunf t s l ändern eher akzep­
tiert w i r d . Außerdem besitzt der Fonds mittlerweile eine etwa 
15jährige Erfahrung in der Entwicklung und Abwicklung von 
Drogenbekämpfungspro jek ten in aller Welt, die zur V e r w i r k l i ­
chung weiterer Projekte von u n s c h ä t z b a r e m Wert ist. Das Kon­
zept der vom U N F D A C entwickelten >Generalpläne< (master 
plans) — integrierte Programme für eine Reihe von L ä n d e r n — 
w i r d von der Bundesregierung ausdrück l ich begrüßt und kann 
allen anderen internationalen, staatlichen und nichtstaatlichen 
Organisationen als Richtschnur für die Planung und Durchfüh­
rung eigener Drogenbekämpfungspro jek te dienen. Die Vertreter 
der Bundesrepublik Deutschland haben sich zuletzt i n der 
Suchtstoffkommission der Vereinten Nationen mi t einer eigenen 
Resolution für die S t ä r k u n g der Eigens tändigke i t und Wirksam­
keit des Fonds eingesetzt. Die Bundesregierung erwartet, daß 
mehr L ä n d e r als bisher freiwill ige Bei t räge an den Fonds zahlen 
und dadurch langfristig ein wirksames Gegengewicht gegen den 
enormen finanziellen Einsatz der Drogenhänd le ro rgan i sa t ionen 
erreicht w i r d . 

Die Bundesrepublik Deutschland ist eines der H a u p t g e b e r l ä n ­
der für den UNFDAC. Ihr regelmäßiger Jahresbeitrag zum a l l ­
gemeinen Haushalt des Fonds be t räg t zur Zeit 3,2 M i l l D M . 
Zusätz l ich erhielt dieser für M a ß n a h m e n wie Drogenersatzan-
bauprojekte von der Bundesrepublik Deutschland bisher insge­
samt 11,4 M i l l D M als zweckgebundene Treuhandmittel. F ü r die 
Jahre 1987 bis 1989 wurden weitere Treuhandzahlungen bis zu 
4,2 M i l l D M verbindlich für auch entwicklungspolitisch sinnvol­
le Drogenbekämpfungsmaßnahmen i n Aussicht gestellt. 
Bilateral wurden seit 1981 für Projekte der ländl ichen Entwick­
lung in Drogenherkunf t s l ändern (zum Beispiel Pakistan und 
Thailand) 45,6 M i l l D M ausgegeben. Weitere Projekte sind übe r 
einen Dreijahreszeitraum und in einem Gesamtvolumen von 
etwa 30 M i l l D M mi t Bolivien geplant. 

Kontrolle der Herstellung von Suchtstoffen 
und psychotropen Stoffen 

Ein weiterer wichtiger Beitrag zur Kontrolle des Drogenange­
bots ist die Verhinderung der illegalen Drogenherstellung und 
der illegalen Abzweigung von Suchtstoffen und psychotropen 
Stoffen aus dem legalen Verkehr i n illegale Kanäle . E in Grund­
problem hinsichtlich der illegalen Herstellung von Drogen ist 
die Tatsache, daß die Ausgangsstoffe dafür meist weltweit ange­
boten werden. Es handelt sich dabei in der Regel um Chemika­
lien, die ganz überwiegend für ganz andere harmlose chemische 
Produkte verwendet werden. Außerdem liegt die illegale Dro­

genherstellung meist i n der Hand von wel twei t operierenden 
Organisationen, die erhebliche Summen investieren, diese Inve­
stitionen auch entsprechend absichern und gewaltige Gewinne 
erzielen, die größtentei ls wiederum i n die illegale Drogenher­
stellung einfließen. F ü r die Abzweigung von Be täubungsmi t t e ln 
aus dem legalen Verkehr in das illegale Drogenangebot sind 
überwiegend nicht ausreichende Ü b e r w a c h u n g sowie die Ü b e r ­
produktion legaler Be täubungsmi t t e l verantwortl ich. 
Die Konsequenz daraus ist, daß sich der weltweite legale B e t ä u ­
bungsmittelverkehr noch s tä rke r an den Bestimmungen der bei­
den bestehenden Such ts to f f -Übere inkommen orientieren und 
entsprechend von den Vereinten Nationen kontrol l ier t werden 
muß. Dies gi l t vor allem für die Bestimmungen zu den Bedarfs­
schätzungen, Hers t e l lungsbeschränkungen sowie Einfuhr- und 
Ausfuhrgenehmigungen. Die Bundesregierung p läd ie r t dafür, 
daß alle Staaten derartige Genehmigungen f re iwi l l ig auch auf 
solche Stoffe erstrecken, für die diese international nicht vorge­
schrieben sind. Dies g i l t vor allem für die Stoffe der Anhänge I I I 
und IV des Übe re inkommens von 1971 übe r psychotrope Stoffe. 
Wichtig ist aber auch, daß solche Rohop iumvor rä t e schrittweise 
vernichtet werden, deren Abbau nicht durch legale Bestellungen 
gedeckt ist. 
Fü r weltweite Erfolge bei der Bekämpfung der illegalen Drogen­
herstellung sind entsprechende nationale Vorschriften und Kon­
t ro l lmaßnahmen eine Vorbedingung. Die Bundesregierung setzt 
sich dafür ein, daß die Verwendung von Chemikalien, Materia­
lien und Gerä tschaf ten für den illegalen Herstel lungsprozeß in 
einem von den Vereinten Nationen empfohlenen Umfang i m 
Wege der internationalen, regionalen und bilateralen Zusam­
menarbeit kontroll iert w i r d . Nähe re Vorschriften darüber sollen 
unter Berücks ich t igung des Grundsatzes der Verhäl tnismäßig­
keit i n die neue Konvention gegen den illegalen Drogenhandel 
Eingang finden. Dringend erforderlich ist auch die Verbesse­
rung des Informationsflusses zwischen den Polizei- und Z o l l ­
stellen sowie den Lizenzbehörden der Staaten, wenn Erkennt­
nisse übe r die illegale Drogenherstellung vorliegen und grenz­
überschre i t ende Verbindungen sichtbar geworden sind. 

Kontrolle des internationalen Handels 
mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 

Wesentlich bei der internationalen Bekämpfung der Drogenkri­
mina l i t ä t ist auch, daß Sanktionen gegen den Drogenhandel und 
-Schmuggel weltweit weder Lücken in der Strafbarkeit noch 
große Unterschiede in der Verfolgungsintensi tä t aufweisen. 
Schmuggel und illegaler Handel müssen gesetzlich untersagt 
werden. Notwendig ist, daß Verstöße dagegen konsequent ver­
folgt und mi t Strafen belegt werden, die der Schwere des Delikts 
angemessen sind. Aus h u m a n i t ä r e n und ethischen Erwägungen 
wendet sich die Bundesregierung allerdings str ikt dagegen, daß 
die Todesstrafe für Schwerstdelikte i m Bereich der Drogenkri­
mina l i t ä t zur internationalen Forderung erhoben wi rd . 
Besonderes Augenmerk richtet die Bundesregierung auf den 
Vorschlag, künft ig besser die Abschöpfung der illegalen Dro­
gengewinne in den Gri f f zu bekommen. Entsprechende Regelun­
gen sind i n der neuen Konvention gegen den illegalen Drogen­
handel vorgesehen. Ausgangspunkt der Über legungen ist, daß 
Drogen, Kuriere und Depothalter weltweit leicht ersetzt werden 
können. Durch den Verlust ihrer >Betriebsmittel< jedoch werden 
Händ le r und Schmuggler am empfindlichsten Punkt getroffen. 
Dies aber läßt sich nur erreichen, wenn i m Rahmen der Grund­
prinzipien der nationalen Rechtsordnungen die legalen Möglich­
keiten vol l ausgeschöpft werden, um eine bessere Kontrol le der 
Gelds t röme aus illegalen Drogengeschäf ten zu ermögl ichen. Alle 
Staaten sind daher aufgerufen, rechtliche Hindernisse bei der 
Abschöpfung illegaler Drogengewinne durch Ände rung ihrer 
Rechtsvorschriften zu beseitigen. D a r ü b e r hinaus sollte ange­
strebt werden, einen Straftatbestand einzuführen, der das wis­
sentliche Entgegennehmen, Erwerben oder Gebrauchen von 
Vermögenswer ten , die aus dem illegalen Drogenverkehr stam­
men, oder die wissentliche U n t e r s t ü t z u n g dazu unter Strafe 

84 Vereinte Nationen 3/87 



stellt — u n a b h ä n g i g davon, wo der Drogenhandel stattgefunden 
hat. Auch zu diesem Komplex ist eine Regelung in der neuen 
Konvention gegen den illegalen Drogenhandel vorgesehen. 
I m Bereich der polizeilichen M a ß n a h m e n und der Zollfahndung 
ist es notwendig, den auf dem Felde der internationalen Zusam­
menarbeit i n Zollfragen tä t igen Brüsseler Zollrat und die Inter­
nationale Kriminalpolizeil iche Organisation (Interpol) zu unter­
s tü tzen. D a r ü b e r hinaus t r i t t die Bundesregierung dafür ein, daß 
zur Bekämpfung der Drogenkr imina l i t ä t alle rechtlich vertret­
baren modernen Fahndungstechniken eingesetzt werden. Hier­
zu gehören etwa die elektronische Übe rwachung , die Ausfüh­
rung von Scheingeschäften, der Einsatz von verdeckten Ermi t t ­
lern, die F ü h r u n g von Informanten und kontrollierte Drogenlie­
ferungen. Schließlich ist die Bundesregierung dafür, daß Dro­
genverbindungsbeamte entsprechend diplomatischen Gepflo­
genheiten bei anderen Staaten akkreditiert werden und mi t die­
sen zusammenarbeiten. Die Bundesrepublik Deutschland führt 
diese relativ neue A r t der Zusammenarbeit vor allem mi t einigen 
Drogenherkunf t s l ändern bereits durch. 

Bekämpfung des illegalen Drogenverkehrs 

Die Vorschläge zu diesem Bereich der Drogenpolit ik haben zum 
Ziel , gegen die Personen vorzugehen, die sich am illegalen Dro­
genverkehr beteiligen. Leider ist an die H i n t e r m ä n n e r und die 
Chefs der kriminellen Organisationen nur schwer heranzukom­
men. Diese über lassen die physischen Transaktionen von Geld 
und Ware ganz überwiegend kleineren und mitt leren Händ le rn , 
die sich immer wieder neu aus den von Armut , Arbeitslosigkeit 
und Kr imina l i t ä t sowie sozialer und physischer Abhängigke i t 
geplagten Bevölkerungskre isen rekrutieren. 
Die Fahndung nach Drogenkriminellen und ihren Organisatio­
nen w i r d vor allem dann erfolgreich sein, wenn die vorhandenen 
weltweiten Informationssysteme des Brüsseler Zollrats und der 
Interpol un te r s tü t z t und genutzt werden, um Verdachtsmomente 
zu registrieren und Verdächt ige erkennen und über führen zu 
können. Die Bundesregierung befürwor te t aber auch internatio­
nale Regelungen, die es ermöglichen, selbst Personen mi t Dip lo­
maten- oder Konsularstatus i m Verdachtsfall kontrollieren zu 
können. D a r ü b e r hinaus kann viel gewonnen werden, wenn die 
Zuverläss igkei t von Angehör igen bestimmter Berufsgruppen, 
die ihre berufliche Stellung für die Beteiligung am illegalen Dro­
genschmuggel ausnutzen können (zum Beispiel das Personal von 
Fluggesellschaften, Hafenarbeiter), sichergestellt w i r d und die 
Methoden zur Entdeckung und Über führung von Personen, die 
Drogen an oder i m Körper schmuggeln, verfeinert und interna­
tional angewendet werden. Schließlich muß erreicht werden, 
daß übera l l der Grundsatz >Verurteilen oder Ausliefere von 
Drogenkriminellen konsequent angewendet w i rd , um die L ü k -
ken in der Verfolgung dieses Personenkreises zu schließen. 

Behandlung und Rehabilitation 

Ziel der Behandlung und Rehabilitation von Drogenabhäng igen 
sollte sein, ihre völlige Drogenfreiheit, Enthaltung von jeglicher 
Kr imina l i t ä t sowie berufliche und soziale Integration anzustre­
ben. Dies ist besonders bei Personen mi t längeren Kr imina l i t ä t s ­
karrieren, schweren psychischen und sozialen Schäden sowie 
höheren Alters nur schwierig zu verwirklichen. 
Eine wesentliche Voraussetzung zur Vorbeugung gegen Drogen­
abhängigkei t , aber auch zur Hilfe für Abhängige , ist ein f lächen­
deckendes Netz von Beratungseinrichtungen, die Abhängige 
frühzeit ig entdecken und einer Behandlung zuführen. Die Bun­
desregierung un te r s tü t z t den Gedanken der aufsuchenden Sozi­
alarbeit i n dieser Zielgruppe und ist der Auffassung, daß diese 
Arbei t s t ä rke r staatlich gefördert werden sollte. Das Therapie­
angebot für Drogenabhäng ige m u ß se lbs tvers tändl ich ausrei­
chend sein und sollte nach den Bedürfnissen der Zielgruppe dif­
ferenziert werden. Die Bundesregierung t r i t t dafür ein, daß am­
bulante, te i l s ta t ionäre und s ta t ionäre Therapieangebote neben­
einander bestehen und entsprechend den individuellen Notwen­
digkeiten der Klienten genutzt werden. Dabei sollten staatliche 

M a ß n a h m e n Selbsthilfeinitiativen von Abhäng igen begüns t i ­
gen. 
Aus der Sicht der Bundesregierung sollten sogenannte Drogen­
erhaltungsprogramme mi t abhängigke i t se rzeugenden Medika­
menten wie Methadon, Codein und anderen Ersatzdrogen für die 
Therapie von Drogenabhäng igen grundsä tz l i ch nicht durchge­
führt werden. I n ärzt l ich beg ründe ten Einzelfäl len kann unter 
strenger Kontrolle die Gabe von Be täubungsmi t t e ln notwendig 
sein. 

Zum Multidisziplinären UN-Aktionsprogramm 

Das Mul t id isz ip l inäre Aktionsprogramm, das w ä h r e n d der 
Weltdrogenkonferenz verabschiedet werden soll, gliedert sich in 
vier Kapitel mi t Vorschlägen zu den Bereichen Vorbeugung ge­
gen Drogenmißbrauch und E i n d ä m m u n g der illegalen Drogen­
nachfrage (Kapitel I), Kontrolle des Drogenangebots (Kapi­
tel I I ) , Bekämpfung des illegalen Drogenverkehrs (Kapitel I I I ) , 
Behandlung und Rehabilitation (Kapitel IV). Das Aktionsprog­
ramm, so wie es zur Zeit vorliegt, t r äg t den Vorstellungen der 
Bundesregierung i n vielen Punkten Rechnung. I n allen Kapi te ln 
sind jedoch kontroverse Standpunkte zu einzelnen Vorschlägen 
stehengeblieben. Dies betrifft vor allem Kapi te l I I I . Hierzu wer­
den i m wesentlichen diejenigen Bedenken geltend gemacht, wie 
sie auch zu einzelnen Ar t ike ln der neuen Konvention gegen den 
illegalen Drogenhandel bestehen, näml ich daß nicht i n die 
Grund- und Persönl ichkei t s rechte sowie die Souve rän i t ä t s r ech ­
te der Staaten eingegriffen werden darf. Die Meinungsunter­
schiede in diesen Fragen haben zuletzt i n der Suchtstoffkommis­
sion der Vereinten Nationen sogar zu dem Vorschlag geführt , das 
Kapitel I I I ganz aus dem Aktionsprogramm zu streichen. Dies 
konnte bis jetzt vermieden werden mi t dem Hinweis darauf, daß 
das Aktionsprogramm keine rechtlich verbindliche internatio­
nale Konvention sein soll, sondern vielmehr eine A r t Handbuch 
mi t Vorschlägen für Maßnahmen , die nach den politischen, 
rechtlichen, finanziellen und fachlichen Mögl ichkei ten eines je­
den Staates durchgeführ t werden können . Der Vorbehalt der 
jeweiligen Rechtsordnung eines Staates w i r d i m Aktionspro­
gramm nicht nur in den e inführenden Bemerkungen wiederholt 
zum Ausdruck gebracht, sondern er findet sich auch i m Zusam­
menhang mi t einer Fül le von Einzelvorschlägen wieder. Auf 
Grund dieser Klarstellungen hat die Bundesregierung der Erar­
beitung des Aktionsprogramms zustimmen können und sich an 
den Vorbereitungen dazu aktiv beteiligt. Übe r die Schwierigkei­
ten mi t dem Kapitel I I I hinaus gibt es kontroverse Standpunkte 
unter anderem auch zu der Frage der Freiheit der Medien bei der 
Information über die Drogenproblematik und der Frage der 
Zuweisung der Hauptursachen des Drogenübels i n der Welt, die 
von einigen L ä n d e r n der Dr i t ten Welt und Staaten des kommu­
nistischen Machtbereichs vor allem bei den westlichen Indu­
strienationen als den t radi t ionel len Verbrauchsländern< gese­
hen werden. Endgül t ige Klä rung da rüber , ob das Mul t id i sz ip l i ­
nä r e Aktionsprogramm ü b e r h a u p t verabschiedet w i r d und, 
wenn ja, mi t welchen Inhalten, w i r d es erst i n den Erö r t e rungen 
des Hauptausschusses und des Plenums der Weltdrogenkonfe­
renz geben. 

Die internationale Zusammenarbeit auf dem Felde der Drogen­
pol i t ik hat bereits einen Standard erreicht, auf dem wichtige 
Ansä tze zur wirksamen Gegensteuerung gegen das Drogenübe l 
gefunden werden konnten. Viele der e r w ä h n t e n Ideen und Vor­
schläge werden bereits national und international umgesetzt. 
Die Weltdrogenkonferenz bietet die Chance, anknüpfend an die­
sen Standard die internationale Zusammenarbeit zu verfestigen 
und in entscheidenden Punkten zu verbessern. Die Bundesregie­
rung geht fest davon aus, daß die internationale Staatengemein­
schaft die Kraf t aufbringen w i r d , das vorbereitete Mul t id i sz ip l i ­
nä r e Aktionsprogramm zu verabschieden. Sie w i r d ihren Teil 
dazu beitragen. 
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Dauerhafte Entwicklung als globale Herausforderung 
Anstöße der Brundtland-Kommission 

Drei Berichte zur einen Welt 

Vor drei Jahren haben die Vereinten Nationen eine Kommission 
eingesetzt, die Empfehlungen erarbeiten sollte zu dem Zusam­
menhang zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und dem 
Schutz der Umwelt als der na tü r l i chen Lebensgrundlage für die 
Menschen. Diese Kommission, die unter dem Vorsitz der norwe­
gischen Minis te rpräs iden t in Gro Harlem Brundtland tagte, hat 
Ende A p r i l 1987 ihren Abschlußber ich t >Our Common Future< 
vorgelegt. 
Die Brundtland-Kommission knüpf t an die Tradi t ion der 
Brandt- wie der Palme-Kommission an. Der Bericht der Brandt-
Kommission hieß >Das Über leben sichern. Gemeinsame Interes­
sen der Industrie- und E n t w i c k l u n g s l ä n d e r , der der Palme-
Kommission stand unter dem Motto >Gemeinsame Sicherheit^ 
Der Bericht der Brundtland-Kommission t r äg t die Überschr i f t 
>Unsere gemeinsame Zukunft<. Daß alle diese Titel den Begriff 
der >Gemeinsamkeit< beinhalten, ist kein Zufal l . Der Grundge­
danke der einen Welt, des gemeinsamen menschlichen Schick­
sals zieht sich durch alle diese Berichte. 
Die Brundtland-Kommission behandelte sowohl das Thema der 
Umwelt als auch das der Entwicklung und stellte fest, daß Fra­
gen i m Zusammenhang mi t Frieden und Sicherheit aufs engste 
verknüpf t waren mi t allen Zukunftsperspektiven, i n deren M i t ­
telpunkt Umwelt und Entwicklung stehen. Diese Verflechtun­
gen werden sehr deutlich, wenn man zum Beispiel ins Südl iche 
Afr ika schaut — nach Mosambik etwa, das vernichtet w i r d 
durch Krieg, Dür re , Hunger und wirtschaftlichen Zusammen­
bruch; und hier führt jeder einzelne dieser Faktoren, ve rs tä rk t 
durch die übr igen , zu etwas, was schnell zu einer Katastrophe 
gleichen Ausmaßes wie in Äthiopien zu werden droht. 
Den Kern der Z u s a m m e n h ä n g e zwischen Entwicklung und U m ­
welt, der i m Mit te lpunkt des Berichts steht, möchte ich kurz 
nachskizzieren: 
O Zunächs t sind diese Z u s a m m e n h ä n g e nicht sofort erkenn­
bar. Bis vor kurzem wurden Umweltprobleme überwiegend als 
Probleme der Indus t r i e l änder angesehen. Aus der Sicht der Ent­
wick lungs länder war die Umweltproblematik überwiegend i n 
den nach-industriellen Gesellschaften entstanden; nachdem sie 
wohlhabend geworden waren, stellten diese L ä n d e r fest, we l ­
chen Preis sie für ihren Wohlstand bezahlen mußten : Luftver­
schmutzung, Meeres-, Seen- und Flüssezers törung, Waldster­
ben, Bodenzers törung . 
O I n der Kommission wurde deutlich, daß Umwel tze r s tö rung 
und Armut , die ungleiche Verteilung von Reichtum und Macht, 
die egoistische Verfolgung von Teilinteressen lediglich verschie­
dene Aspekte des gleichen Problempakets sind. W ä h r e n d des 
Tagungszeitraums der Kommission prasselten die Meldungen 
von Umweltkatastrophen auf uns ein, und zwar g le ichermaßen 
aus Industrie- wie aus En twick lungs l ände rn : Bhopal, Tscherno­
byl , die Verunreinigung des Rheins durch Chemikalien, das 
Waldsterben in Nordeuropa, die Flüssiggasexplosion in Mexiko 
sowie die menschliche und ökologische Katastrophe i n Äth io ­
pien und anderen Gegenden Afrikas. 

Armut und Umwelt 

In den En twick lungs l ände rn ist die Armut die Wurzel allen 
Übels . Arme Menschen zers tören häufig ihre Umwelt — nicht 
wei l sie unwissend sind, sondern um zu über leben. Sie strapa­
zieren zu d ü n n e Böden, überweiden empfindliches Grasland und 
roden schrumpfende Waldbes tände zur Brennholzbeschaffung. 
Zur Befriedigung der kurzfristigen Bedürfnisse des einzelnen ist 
jede dieser M a ß n a h m e n logisch; langfristig und i m größeren 
Zusammenhang gesehen sind die Auswirkungen verheerend. 

VOLKER HAUFF 

Entwaldung, Versteppung, Bodenerosion, die wachsende Zahl 
der Hungernden und Armen: a l l dies zeigt nur, wie verheerend 
diese Folgen sind. Der Bericht beschreibt einige der unge­
schminkten Tatsachen der Umweltvernichtung. Jedes Jahr wer­
den 6 M i l l Hektar e r t ragfähigen Bodens zu wertloser Wüste . 
Über einen Zeitraum von drei Jahrzehnten ist dies eine F läche 
von der Größe Saudi-Arabiens. Ü b e r 11 M i l l Hektar Wald wer­
den jedes Jahr vernichtet; i n 30 Jahren ist dies eine Fläche von 
der Größe Indiens. D a r ü b e r hinaus werden durch Bodenerosion 
in jedem Jahr 20 M i l l Hektar landwirtschaftlicher F läche ver­
nichtet. Armut ist daher sowohl Ursache als auch Folge von 
Umwel tze rs tö rung . 
Wir dürfen daraus nicht den falschen Schluß ziehen, die Ent­
wick lungs länder seien heute die Hauptquelle der weltweiten 
Verschmutzung. Auch in Indus t r i e l ände rn gibt es große U m ­
weltprobleme, etwa durch i n der Landwirtschaft eingesetzte 
Chemikalien oder durch die Gewinnung von Energie aus fossilen 
und nuklearen Brennstoffen. Die gegenwär t ige Bedrohung des 
Planeten durch die Ze r s tö rung der Ozonschicht, den Aufbau von 
>Treibhaus<gasen und nukleare Unfäl le haben ihren überwiegen­
den Ursprung in den Indus t r i e l ändern . Ganz zu schweigen von 
der schwersten Bedrohung ü b e r h a u p t , die das Wettrüsten und 
die dadurch entstandene >Rüstungskultur< ganz unmittelbar für 
das Recht auf Leben darstellen. 
I m übr igen verbrauchen die Indus t r i e l änder — im Osten wie i m 
Westen — mi t nur einem Viertel der Bevölkerung der Welt i m ­
merhin rund vier Fünf te l ihrer gesamten Energie- und Meta l l ­
vorkommen. Diese Ungleichheiten sind wesentlicher Bestand­
tei l der Z u s a m m e n h ä n g e zwischen Umwelt und Entwicklung. 
Sie sind uner läß l ich für das Vers tändnis der Umweltprobleme 
der meisten afrikanischen und lateinamerikanischen Länder . 
Diese L ä n d e r waren von jeher abhäng ig von Primärrohstoffen 
— einige davon sind nicht erneuerbar — und müssen auch heute 
noch häufig zu derart schlechten Bedingungen an die Industrie­
l änder verkaufen, daß dies i n keinem Verhäl tnis steht zu den 
ta t säch l i chen Kosten des Raubbaus an ihren Ressourcen. Heute 
müssen die En twick lungs l ände r in einem globalen Rahmen ope­
rieren, i n dem die reicheren L ä n d e r bereits den größten Teil des 
ökologischen Kapitals der Erde abgeschöpft haben und nach wie 
vor die Weltwirtschaft beherrschen. 

Neues wirtschaftliches Wachstum erforderlich 

Diese Trends reichen weit zurück. Der Zusammenhang zwischen 
Umwelt und Entwicklung wurde jedoch schlagartig beleuchtet 
durch die Ölpreiskr isen der siebziger Jahre. Langsameres 
Wachstum in den Indus t r ie ländern , Verfall der Rohstoffpreise, 
Schuldenkrise, Rückgang der F inanz ie rungss t röme — all dies 
brachte die meisten En twick lungs länder in große Schwierigkei­
ten. Viele von ihnen haben heute einen niedrigeren Lebensstan­
dard als 1980; in den afrikanischen L ä n d e r n südl ich der Sahara 
liegen die Pro-Kopf-Einkommen heute nicht höhe r als vor 
20 Jahren. Die Zahl der Armen hat beängs t igend zugenommen. 
A l l dies führte zu e rhöh te r Umweltbelastung. Der Zwang zu 
Hausha l t skü rzungen führte oft zur Streichung von Umwel tpro­
grammen und zur Reduzierung von Sozialprogrammen. Der 
Druck, mehr exportieren zu müssen, um dem Schuldendienst 
nachkommen und die für eine Gesundung erforderlichen Ein­
fuhren finanzieren zu können , hat zu weiterem Raubbau ge­
führt . 
Die Kommission kommt zur Lösung des Problems zu einer radi­
kalen und unorthodoxen Forderung, näml ich der Forderung 
nach »einem neuen Zeitalter wirtschaftlichen Wachstums«. 
Warum dieser Weg? Heute wissen wi r , daß Wachstum nicht 
umwel t schäd l ich sein m u ß und daß es sogar zur Lösung von 
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Umweltproblemen beitragen kann. Wachstum ist uner läßl ich 
zur Ü b e r w i n d u n g der Massenarmut. Und wenn zum heutigen 
Bedarf noch der Bedarf einer zusätz l ichen Bevölkerung hinzu­
kommt — vielleicht sind das noch einmal so viele wie die heutige 
Wel tbevölkerung, wenn nicht noch mehr, und neun Zehntel da­
von werden in den L ä n d e r n der Dr i t ten Welt leben — welche 
Hoffnung haben wi r , ohne Wachstum damit fertig zu werden? 
Die Mitglieder der Kommission waren aber davon überzeugt , 
daß dieses Wachstum nicht nur notwendig, sondern auch reali­
sierbar ist. 
Na tü r l i ch gibt es begrenzende Faktoren. Die Kommission hat 
deshalb versucht, den Begriff dauerhafte Entwicklung< zu defi­
nieren als 
»einen Weg zum Fortschritt, der den Bedürfnissen der heutigen Generationen 
entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, 
ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen«. 

Wir sprechen hier nicht nur von den En twick lungs ländern , son­
dern von jeder Form der >Entwicklung< i m weitesten Sinne. Die 
Forderung, diese Entwicklung >dauerhaft< zu gestalten, gi l t da­
her für alle L ä n d e r und alle Menschen. Die Möglichkeit kom­
mender Generationen, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen, 
kann durch Wohlstand — ein Ü b e r m a ß an industrieller und 
technischer Entwicklung — ebenso gefährdet werden wie durch 
Umweltvernichtung durch Unterentwicklung. 
Dauerhaftigkeit muß daher i m globalen Zusammenhang gese­
hen und gemessen werden. Es ist eben nicht nur der Umfang der 
Erhaltung oder Verbesserung der Entwicklungsstufe jeder ein­
zelnen Nation. Auf wichtigen Gebieten ist ein sorgfältiges Ma­
nagement der Ressourcen erforderlich, um zu verhindern, daß 
die Grenzen über schr i t t en werden. So verdoppelte sich bei­
spielsweise der Wasserverbrauch weltweit zwischen 1940 und 
1980, und bis zum Jahre 2000 w i r d erneut mi t einer Verdoppe­
lung gerechnet; aber schon heute leiden 80 Lände r mi t 40 Pro­
zent der Wel tbevölkerung unter kritischem Wassermangel. E in 
weiteres Beispiel: Die Kommission wurde von Wissenschaftlern 
eindringlich darauf hingewiesen, daß durch die Rodung t rop i ­
scher Wälder zahlreiche Arten ausgerottet werden, die langfr i ­
stig für uns von immensem Nutzen sein könnten . Eine Studie der 
Weltbank schätzt , daß i m Laufe der nächs ten 20 Jahre ein Fünf­
tel der Pflanzen und Tiere dieser Erde aussterben könn ten . 
Die vielleicht ernsthafteste Begrenzung resultiert aus der Ver­
schmutzung der Atmosphäre . Die Ozonschicht ist bereits ge­
schädigt durch Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe; es bildet sich 
jetzt a l lmähl ich — zu a l lmähl ich — ein internationaler Konsens 
übe r die Notwendigkeit von Produktionskontrollen und -verbo­
ten. Die Gefahr der E r w ä r m u n g des Planeten durch den >Treib-
hauseffekt< durch Kohlendioxyd und andere Freisetzungen ist 
sehr ernst zu nehmen. 
Bis w i r dieses P h ä n o m e n besser verstehen, bleibt hinter der Ver­
wendung fossiler Brennstoffe zumindest ein großes Fragezei­
chen. Gleichzeitig hat Tschernobyl die hohen, auf Dauer nicht 
verantwortbaren Risiken aufgezeigt, die mi t einer weiteren Ver­
breitung der Kernenergie verbunden sind, und zwar fast für 
einen ganzen Kontinent mi t mehr als einer halben Mil l iarde 
Bewohnern. Die Kommission hat zahlreiche Energiequellen für 
die Zukunft geprüft und festgestellt, daß konventionelle Szena­
rios mi t hohem Energieverbrauch nicht umwel tver t räg l ich sind 
und daß Szenarios mi t geringem Energieaufwand noch nicht 
ausreichend entwickelt sind. Der einzige Ausweg aus dieser 
Zwickmühle besteht darin, die grundlegenden Parameter zu än ­
dern, und zwar durch weitreichende Anstrengungen auf dem 
Gebiet des Energiesparens und der Entwicklung neuer, erneuer­
barer Ressourcen. 
Eine dauerhafte Entwicklung bedeutet daher ein Wachstum, das 
die Grenzen der Umwelt-Ressourcen respektiert, das also die 
Luft , die Gewässer , die Wälder und Böden rein erhäl t , ein 
Wachstum, das die genetische Vielfalt e rhä l t und das Energie 
und Rohmaterialien optimal nutzt. Daraus folgen zahlreiche 
praktische Konsequenzen; ich mö_hte hier auf einige eingehen, 
die die En twick lungs l ände r betreffen. Denn obgleich die Ent­

wick lungs länder ihren eigenen Weg zu einer dauerhaften Ent­
wicklung finden müssen, sind doch ihre größten Anstrengungen 
ohne massive Hilfe von außen und ohne eine gerechtere und bes­
ser ausgestaltete internationale Wirtschaftsordnung zum Schei­
tern verurteilt . 

Menschheit verdoppelt sich 

I n letzter Zeit hat sich bei den bilateralen Hilfsorganisationen 
des Westens und bei der Weltbank ve r s t ä rk tes U m w e l t b e w u ß t ­
sein gezeigt. Dies ist zu begrüßen, aber es ist nicht ausreichend 
erkannt, daß eine internationale Reform der Wirtschaft notwen­
dig ist und daß es vordringl ich um die Lösung der Verschul­
dungskrise geht. Wenn die Indus t r i e l änder — und zwar Regie­
rungen wie das private Bankensystem — nicht sehr schnell ihre 
Buchha l t e rmen ta l i t ä t gegenüber den En twick lungs l ände rn ab­
legen, sind ökonomische und ökologische Katastrophen unaus­
weichlich. 

Die Weltkommission zu Umwelt und Entwicklung 
Der »Ausarbeitung der Umweltperspektive bis zum Jahr 2000 
und für die anschließenden Jahre« hat die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen besondere Bedeutung beigemes­
sen. In ihrer Resolution 38/161 billigte sie einen Beschluß des 
Verwaltungsrats des Umweltprogramms der Vereinten Natio­
nen (UNEP) vom 23. Mai 1983, mit Hilfe »der von einer Sonder­
kommission unterbreiteten diesbezüglichen Vorschläge« die 
Umweltperspektive auszuarbeiten. Vorsitzende und Vizevor­
sitzender der Kommission (World Commission on Environment 
and Development, WCED) wurden von UN-Generalsekretär 
Javier Perez de Cuellar berufen: Dr. Gro Harlem Brundtland 
(frühere und derzeitige Ministerpräsidentin Norwegens, da­
mals Oppositionsführerin im Storting) und Dr. Mansour Khalid 
(ehemaliger Außenminister Sudans). Beide wählten ihrerseits 
die übrigen Mitglieder der Kommission aus. 
Die unabhängige Kommission umfaßte 22 Mitglieder aus 21 
Staaten; neun kamen aus Industrie-, 13 aus Entwicklungslän­
dern: 

Susanna Agnelli (Italien), Rom 
Dr. Saleh Abdulrahman Al-Athel (Saudi-Arabien), Riad 
Dr. Gro Harlem Brundtland (Norwegen), Oslo 
— Vorsitzende — 
Bernard T. G. Chidzero (Simbabwe), Harare 
Lamine Mohamed Fadika (Cote d'Ivoire), Abidjan 
Dr. Volker Hauff (Deutschland, Bundesrepublik), Bonn 
Dr. Mansour Khalid (Sudan), London 
— Vizevorsitzender — 
Prof. Istvän Läng (Ungarn), Budapest 
Dr. Ma Shijun (China), Beijing 
Jim MacNeill (Kanada), Montreal 
— Generalsekretär — 
Margarita Marino de Botero (Kolumbien), Bogota 
Nagendra Singh (Indien), Den Haag 
Dr. Paulo Nogueira-Neto (Brasilien), Brasilia 
Dr. Saburo Okita (Japan), Tokyo 
Shridath S. Ramphai (Guyana), London 
William D. Ruckeishaus (Vereinigte Staaten), Washington 
Mohamed Sahnoun (Algerien), Washington 
Emil Salim (Indonesien), Jakarta 
Bukar Shaib (Nigeria), Lagos 
Dr. Vladimir E. Sokolov (Sowjetunion), Moskau 
Janez Stanovnik (Jugoslawien), Ljubljana 
Maurice F. Strong (Kanada), Denver 

Zwischen Oktober 1984 und Apri l 1987 hielt die Kommission 
neun Tagungen ab; sie hat in jedem Erdteil getagt und jeweils 
auch öffentliche Anhörungen durchgeführt. Die Kommission 
beabsichtigte nicht, ein neues Weltmodell oder eine weitere 
Studie über besorgniserregende Entwicklungen zu verfassen. 
Es ging darum, klare Empfehlungen und Vorschläge zur Siche­
rung einer gemeinsamen Zukunft zu geben. Neu an der Aufgabe 
der Kommission war die Tatsache, daß Umwelt und Entwick­
lung zum ersten Mal als Einheit zusammen und nicht unabhän­
gig voneinander behandelt wurden. Ihr Bericht wird in diesem 
Herbst offiziell der 42. Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen unterbreitet werden. 
Der volle Text des Berichts liegt bis jetzt nur in englischer 
Sprache vor: >Our Common Futures Oxford — New York (Ox­
ford University Press) 1987, 400 S., 5,95 £. 
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Vorsitzende der unabhängigen Weltkommission zu Umwelt und Entwicklung war 
Dr. Gro Harlem Brundtland. Die Ärztin Brundtland, am 20. April 1939 in Oslo gebo­
ren, war von 1974 bis 1979 Umweltschutzministerin Norwegens. Als erste Frau in der 
Geschichte der nordischen Länder nahm sie 1981 das Ministerpräsidentenamt ein. Von 
1981 bis 1986 führte die sozialdemokratische Politikerin die Opposition im Parlament; 
seit Mai 1986 ist sie wieder Ministerpräsidentin. Ihr Kabinett hat international ein 
Zeichen gesetzt: 8 von 18 Mitgliedern sind Frauen. 

Die Umweltverantwortung der En twick lungs l ände r ist eine 
d rückende Last; einerseits müssen sie ihre Volkswirtschaften 
wesentlich schneller ausbauen als die Indus t r i e l änder es in ei­
nem vergleichbaren Stadium taten, andererseits müssen sie Vor­
kehrungen für den Schutz und das Gleichgewicht in ihrer U m ­
welt i n einem Umfang treffen, wie es die Indus t r i e l änder nie 
getan haben. Außerdem müssen die von ihnen geforderten unpo­
pu lä ren M a ß n a h m e n häufig in einem Umfeld erfolgen, in dem 
die politische Toleranz durch die schmerzlichen Anpassungsvor­
gänge der letzten Jahre — als Folge der Schuldenkrise, niedriger 
Rohstoffpreise und nachlassender Kap i t a l s t röme — bereits zum 
Zerreißen gespannt ist. Zumeist sind die institutionellen Mecha­
nismen nur schwach und Fachkrä f te Mangelware. 
Was hat also Vorrang? In vielen Fäl len ist eine der wichtigsten 
Forderungen die Verlangsamung des Bevölkerungsanst iegs . 
Denn wo die Bevölkerung um mehr als 3vH pro Jahr wächst , ist 
kaum zu erwarten, daß der Teufelskreis von sinkendem Lebens­
standard und Umwel tze r s tö rung durchbrochen werden kann. Es 
gibt eine A b k ü r z u n g auf dem Weg zu niedrigeren Geburtenzif­
fern. Erst dann, wenn die armen Familien erkannt haben, daß 
Familienplanung ihnen einen höheren Lebensstandard bringt 
und daß die medizinische Versorgung ausreichend ist, um die 
Kindersterblichkeit zu senken, werden sie nicht mehr so viele 
Kinder anstreben. In vielen L ä n d e r n kann wenig getan werden, 
bevor nicht die Stellung der Frauen verbessert ist, ihr Beitrag 
zur Volkswirtschaft anerkannt w i r d und mehr von ihnen lesen 
und schreiben gelernt haben; manchmal muß dies jahrhunderte­
alten Traditionen zum Trotz geschehen. 
Obwohl einige En twick lungs länder beeindruckende Fortschrit­
te bei der Begrenzung des Bevölkerungsanst iegs machen, w i r d 
wahrscheinlich nichts mehr eine Verdoppelung der Menschheit 

verhindern können, bevor sich die Zahl stabilisiert. Und dieser 
Anstieg w i r d fast ausschließlich in den En twick lungs lände rn 
erfolgen, die hier mi t einem beispiellosem Problem konfrontiert 
sind. Als die heutigen Indus t r i e l änder i m 19. Jahrhundert ihre 
demographische Übergangsphase durchliefen, konnten die Län ­
der Europas ihren Bevölkerungsüberschuß exportieren. Heute 
gibt es keinen Ort, an dem die Bevölkerung aus Afr ika , Asien 
und Lateinamerika wi l lkommen wäre . Die Bevölkerungsprob le ­
me sind schwierig genug. Es ist keine Hilfe, wenn Gegner der 
Geburtenregelung in den Indus t r i e l ändern die U n t e r s t ü t z u n g 
für Familienplanungsprogramme unterminieren oder wenn i n ­
ternationale Finanzinstitute unter Hinweis auf die Notwendig­
keiten der >Anpassung< drastische Kürzungen der Gesundheits­
fürsorge und Alphabetisierungsprogramme verlangen, ohne die 
eine Familienplanung wenig Aussicht auf Erfolg hat. 
Weitere bedeutende Pr io r i t ä t en stehen in Zusammenhang mit 
den Möglichkeiten, die arme L ä n d e r haben, um das Potential 
ihrer Kleinbauern, deren Anbau der Selbstversorgung dient, vol l 
auszuschöpfen. In Afr ika ist man jetzt intensiv darum bemüht , 
die Handelsbilanz gewissermaßen auf den Agrarsektor zu verla­
gern und dem Landwir t ein angemessenes Einkommen zu ver­
schaffen, das er auch für umweltfreundliche und wirtschaftlich 
gesunde Investitionen einsetzen kann. Aber die längerfristige 
Herausforderung, mi t Hilfe modernen Saatgutes und besserer 
Kredithi lfen eine dauerhafte Landwirtschaft i n denjenigen Ge­
genden Afrikas und des indischen Subkontinents zu schaffen, in 
denen ausreichende Niederschläge fallen, steht auf Grund der 
damit verbundenen Kosten erst i n den Anfängen. Und auch hier 
leisten die Indus t r i e l änder oft nur geringe Hilfe. Die stark pro-
tektionistische Agrarpol i t ik mancher Indus t r ie länder — insbe­
sondere in der EG und Japan — blockiert das landwirtschaftl i­
che Exportpotential der En twick lungs l ände r und drück t die 
Einkommen ihrer Bauern. 

Global haushalten mit Energie 

Ganz ähnl iches gi l t für die Energie. Viele En twick lungs länder 
haben zu wenig Energie. Ohne massive Hilfe von außen ist es für 
sie auch nicht möglich, sich intensiv an der Entwicklung erneu­
erbarer Energien zu beteiligen. Die Institutionen der Entwick­
lungshilfe teilen zwar großzügig Ratschläge und Bedingungen 
aus, knausern aber mi t Hilfsmit teln. Die großen Energiever­
braucher der Zukunft wie China, Indien und Brasilien brauchen 
verzweifelt schnell realisierbare und kostengünst ige Al te rna t i ­
ven zu fossiler Energie, und bei der nuklearen Energie sind die 
Risiken zu hoch und ist die Wirtschaftlichkeit umstritten. Ohne 
eine Landreform in vielen En twick lungs lände rn werden M i l l i o ­
nen landloser Bauern hungern und ihre Bedürfnisse nicht befrie­
digen können . Entwicklungsstrategien, die außer Wachstum und 
Erhaltung nicht auch Gerechtigkeit zum Ziel haben, sind zum 
Scheitern verurteilt . Hier erhäl t die soziale Gerechtigkeit eine 
neue Dimension. Aber das muß nicht nur in den Entwicklungs­
l ände rn zum Ausdruck kommen, sondern auch als Stimme in den 
entscheidenden Gremien des internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank sowie als Pol i t ik bei der Mittelvergabepraxis 
der Indus t r ie länder . 
Auch im weltwirtschaftlichen Rahmen muß der Grundsatz der 
Gerechtigkeit mi t den Zielsetzungen des Wachstums und der 
Erhaltung in den Vordergrund gerückt werden. Nehmen w i r bei­
spielsweise den Handel. Die Rohstoffpreise haben seit Jahren 
fallende Tendenz, so daß Mi l l ia rdene inbußen bei den Exporter­
lösen entstanden sind. Einige Rohstoffexporteure haben auf i h ­
rer verzweifelten Suche nach Devisen als Ausgleich das Volu­
men ihrer Ausfuhren erhöht , womit sie jedoch den Marktverfal l 
nur noch verschlimmerten. I n einigen Fäl len, beispielsweise bei 
der Baumwolle aus dem Sahel, hat dieser Prozeß die dortigen 
Umweltprobleme verschärf t . 
F ü r die En twick lungs l ände r gibt es nur die Alternative der D i ­
versifikation: weg von den Rohmaterialien und hin zur Fer t i ­
gung; eine ökologisch wie ökonomisch gle ichermaßen attraktive 
Lösung. Das ist die An twor t auf die Forderung auch der Indu-
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s t r ie länder , die En twick lungs l ände r sollten sich »am eigenen 
Schopf herausziehen«. Aber was passiert dann? Der Protektio­
nismus feiert Urs tänd . Vom schwer verschuldeten Brasilien bis 
h in zum verarmten Bangladesch und den winzigen Malediven 
wurden übera l l dort Barrieren errichtet, wo diese L ä n d e r eine 
Möglichkeit entwickelt haben, sich erfolgreich am Export zu 
beteiligen. 

Weltweite Verantwortung 

Eine gerechte internationale Ordnung w i r d sich auch mi t den 
Ozeanen, dem Meeresboden, der Antarkt is und dem Weltraum 
befassen müssen. Diese nicht unter nationaler Hoheit stehenden 
Gebiete sind das gemeinsame Erbe der Menschheit. Gegenwär ­
tige Trends der Völker rech tsen twick lung berücks ich t igen dies 
zwar, aber die Verwaltung dieser Gebiete liegt i n der Hand von 
Staaten, denen Reichtum oder moderne Technologien einen Vor­
sprung geben. Die Seerechtskonvention schuf die Grundlage, 
auf der seefahrende Staaten ihre küs tenfernen Ressourcen 
schützen können ; kleine und schwache Staaten aber sind auch 
weiterhin gefährdet durch räuber i sches Abfischen und die Ver-
klappung von Abfällen i m Meer. Des weiteren hat die Weigerung 
der Vereinigten Staaten und einer Reihe anderer Indus t r i e l än ­
der, das Übe re inkommen zu unterzeichnen beziehungsweise zu 
ratifizieren, Zweifel daran wachsen lassen, ob international ver­
läßliche Regeln ü b e r h a u p t akzeptiert werden. 
Beim Antarktis-Vertrag sieht es etwas günst iger aus, zumindest 
was das Ziel des Umweltschutzes angeht. Doch die Indus t r i e l än ­
der, die den bisherigen Antarktis-Vertrag tragen, müssen sich 
fragen, ob sie das Recht haben, einen ganzen Kontinent i m Na­
men der gesamten Menschheit zu verwalten. Ähnl iche Probleme 
ergeben sich hinsichtlich der Nutzung des Weltraums für indu­
strielle Zwecke. Dies sind komplexe Probleme. Dauerhafte Ent­
wicklung aber erfordert auch die Beantwortung dieser Fra­
gen. 

* 

Ich habe hier nur einige Felder anre ißen können, mi t denen sich 
die Kommission auseinandergesetzt hat und bei denen gegen­
wär t ig die Interessen von Nord und Süd, von Ost und West auf­
einandertreffen. Deutlich w i r d dabei, daß in weiten Teilen in den 
Indus t r i e l ändern die Verpflichtungen negiert werden, bei der 
Schaffung weltweiter, dauerhafter Entwicklung nicht nur Z u ­

schauer zu sein, sondern aktiver Teil . Ich sehe Zeichen der Hoff­
nung. Sie beruhen auch auf Idealismus und der internationalen 
Sol idar i tä t . Dies wurde mir bewußt anläßl ich der Vorstellung 
des Berichts der Kommission i n London, als einer der jungen 
Leute aus Indonesien, die eingeladen waren, den Bericht von Gro 
Harlem Brundtland entgegenzunehmen, sagte: 
»Bitte, Präsidenten, Premierminister und Generäle, hört auf die Armen, auf 
die Stimme der hungrigen Menschen. Hört auf den lautlosen Tod sterbender 
Wälder, Seen, Flüsse und der Meere, der sterbenden Böden der Erde, vergiftet 
und zertreten durch menschliche Gier, Armut und Ungerechtigkeit. Wir, die 
Jungen, hören sie laut und deutlich!« 
Ich hoffe, daß vor allem in den Indus t r i e l ände rn endlich erkannt 
w i r d , daß die Armen der Welt, wenn ihnen nicht geholfen w i r d , 
eine dauerhafte Entwicklung zu erreichen, nicht nur ihre eigene 
Umwelt , sondern den ganzen Planeten zers tören könn ten . Die 
Botschaft des Brandt-Berichts war, daß arme und reiche L ä n d e r 
durch gemeinsame Interessen verbunden sind. Die Weltkommis­
sion zu Umwelt und Entwicklung un t e r s tü t z t diese Aussage mi t 
allen Kräften. 
Der Weg zu dauerhafter Entwicklung erfordert Weitsicht und 
Internationalismus. Daran mangelt es immer noch, aber beides 
läßt sich auf Dauer nicht ersticken mi t den Gewohnheiten eines 
anderen Zeitalters, insbesondere durch die Mißach tung mul t i l a ­
teraler Institutionen seitens mäch t ige r Nationalstaaten, durch 
fehlende U n t e r s t ü t z u n g für das UN-System, durch die k ü m m e r ­
liche Finanzierung der internationalen Finanzierungseinrich­
tungen und durch die Mißach tung internationaler Abkommen. 
Ich b in überzeugt , daß unsere Vorstellungen von der Zukunft 
immer weniger von überwiegend nationalen Ideen gepräg t sein 
werden, je mehr w i r uns dem nächs ten Jahrtausend nähern . Ver­
schwindende Wälder betreffen nicht nur Indonesien oder Brasi­
lien; die Beschäd igung der Ozonschicht der Erde, die Verbrei­
tung des sauren Regens und atomare Niederschläge beunruhigen 
keineswegs nur die Verursacher. Die Dauerhaftigkeit des Fort­
schritts der Menschheit h ä n g t zu einem ganz wesentlichen Teil 
davon ab, daß w i r erkennen, daß w i r Nachbarn sind auf einem 
kleinen und verwundbaren Planeten, und daß unsere Pflicht, 
fü re inander zu sorgen, eine Verpflichtung auf Gegenseitigkeit 
ist. 
Letzt l ich fordern Brandt, Palme und nun auch Brundtland das 
gleiche: Wi r brauchen eine neue Eth ik des menschlichen Über ­
lebens — und w i r brauchen sie bald. 

Mensch und Klima 
Das Weltklimaforschungsprogramm der Weltorganisation 
für Meteorologie (WMO) HERMANN FLOHN 

Das Wetter: alltägliches Ereignis, banaler Gesprächsstoff, vom 
Walten der Naturkräfte geprägtes und somit scheinbar vom Men­
schen unabhängiges Geschehen — und doch von menschlichem 
Tun und Lassen beeinflußt. Wie allerdings die Zusammenhänge 
genau beschaffen sind, ist in vielem noch ungeklärt. Hier erfüllt 
ein Teil des UN-Systems eine wesentliche Aufgabe: die aus der 
1873 gegründeten internationalen Meteorologischen Organisa­
tion' hervorgegangene Weltorganisation für Meteorologie' 
(WMO), Sonderorganisation seit 1951, die im Mai in Genf ihren 
10. Weltkongreß abhielt, leistet auf ihrem spezifischen Gebiet 
einen Beitrag zur Lösung der Weltprobleme durch die Vereinten 
Nationen. War sie zunächst im wesentlichen mit Aufgaben wie 
der Standardisierung der nationalen Wetterdienste beschäftigt, 
so ist sie heute führend bei der weltweiten Koordinierung der 
Wetterbeobachtung und der Klimaforschung. Berührungspunk­
te ergeben sich bei ihren Aktivitäten auch zu anderen Einrich­
tungen im UN-System, etwa zur Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 
mit ihrem Programm >Der Mensch und die Biosphäre und zum 

Umweltprogramm (UNEP). Über die Weltklimakonferenz von 
1979 hat der Autor des folgenden Beitrags bereits in VN 3/1979 
S.108ff. berichtet. Genannt seien an dieser Stelle auch die frühe­
ren Artikel über die WMO in dieser Zeitschrift: Hermann Seba­
stian, Zwanzig Jahre Entwicklungshilfe der Weltorganisation 
für Meteorologie, VN 3/1973 S.78ff; Ernst Lingelbach, Die Welt-
Wetter-Wacht der Weltorganisation für Meteorologie (WMO), 
VN 6/1971 S.165ff.; Erich Süßenberger, Wetterdienst als welt­
weite Aufgabe, VN 3/1963 S.94ff. 

Das Weltklimaforschungsprogramm 

Als i m Februar 1979 die Weltklimakonferenz i n Genf zu Ende 
ging, war ihr wichtigstes Ergebnis — ein Weltklimaforschungs­
programm (WCRP) — i n den Grundzügen umrissen. I n welchem 
Umfang es realisiert werden könnte , war wohl keinem der Betei­
ligten klar. Dieses Programm schloß sich unmittelbar an ein gro­
ßes internationales Unternehmen an, das Globale A t m o s p h ä r e n ­
forschungsprogramm (GARP), das letzten Endes auf die Resolu-
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t ion 1721 C der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
von 1961 zurückging , i n der Fortschritte in den a tmosphär i schen 
Wissenschaften gefordert worden waren, um die Wettervorher­
sage zu verbessern und um die Untersuchung der physikalischen 
Prozesse zu fördern, die das Kl ima beeinflussen. Derartige Auf­
gaben — die nur i m Wel tmaßs tab in Angr i f f genommen werden 
können — fordern ein Zusammenwirken der WMO, die für die 
Koordinierung meteorologischer Beobachtungen aller A r t ver­
antwort l ich ist, mi t der Dachorganisation der internationalen 
naturwissenschaftlichen Vereinigungen (International Council 
of Scientific Unions, ICSU). 1967 kam es zu einem Übere inkom­
men; ein gemeinsamer Organisa t ionsausschuß wurde errichtet. 
Dieser veranstaltete 1974 ein internationales Experiment mi t 
Schiffen und Flugzeugen i m tropischen At lan t ik und vor allem 
(vom Dezember 1978 bis November 1979) ein erstes globales 
Experiment (FGGE). In letzterem wurde mi t den klassischen 
Beobachtungen zum ersten Mal die ganze Fülle der Satelliten­
daten kombiniert, die nunmehr allen Wissenschaftlern zur Ver­
fügung gestellt werden können . Aus den Serien der i n 30 M i n u ­
ten Abstand erfolgenden Bildern von ortsfesten Satelliten lassen 
sich anhand der Feststellung der Zugrichtung der Wolken Aus­
sagen über die Winde machen. Hinzu treten Messungen der 
Ober f l ächen tempera tu r des Meeres und der Wolkenoberf läche, 
die in den Tropen ein Maß für In tens i tä t des Niederschlages 
liefern. 
Dem ICSU gehören die großen internationalen >Unionen< (zum 
Beispiel für reine und angewandte Physik, für reine und ange­
wandte Chemie, für Geodäsie und Geophysik) an. Sie umfassen 
wieder jeweils mehrere spezialisierte >Assoziationen<, so die zu­
letzt genannte unter anderem solche für Meteorologie und Phy­
sik der Atmosphäre , für physikalische Ozeanographie oder für 
hydrologische Wissenschaften. WMO und ICSU gründe ten nach 
der Weltklimakonferenz von Genf einen gemeinsamen wissen­
schaftlichen Ausschuß (JSC) zur Vorbereitung und Koordina­
t ion des Weltklimaprogramms mi t seinen vielen Teilprojekten. 
Zu diesen gehören zunächs t 
> das Programm zu Tropischen Ozeanen und Atmosphäre 
(TOGA) zum Studium der Wechselwirkung zwischen tropischen 
Ozeanen und der globalen Atmosphäre , besonders zu intensivem 
Studium der Ereignisse i m Zusammenhang mi t der E l -Nino-
S tö rung über dem äqua to r i a l en Pazifik, ihrer Vorgeschichte und 
ihrer Auswirkungen, 
> das Internationale Satelliten-Wolken-Klimatologieprojekt 
(ISCCP) zur Auswertung der ungeheuer umfangreichen Wolken­
beobachtungen der verschiedenen Satelliten — vier quasi-sta-
t ionäre r Satelliten (in 36 000 k m Höhe übe r dem Ä q u a t o r ste­
hend) und zweier Satelliten in einer polaren Umlaufbahn, die 
tägl ich zweimal in etwa 1 300 k m Höhe die gesamte Erdober f lä ­
che erfassen; 
> das Kohlendioxyd-Klimaprogramm, gemeinsam mi t dem 
UNEP, das die wissenschaftliche Ü b e r w a c h u n g des Einflusses 
der Zunahme von Kohlendioxyd und anderen Spurenstoffen auf 
das globale Kl ima und die Auswertung der Modellrechnungen 
und Meßda ten zur Aufgabe hat. 
Hinzu treten regionale Programme wie eine Pilot-Untersuchung 
des hydrologischen Zyklus und der Wasserbilanz i n einem be­
grenzten Landgebiet (hier i n Südwes t f rankre ich) zur exakten 
Erfassung von Verdunstung, Wasserspeicherung i m Boden und 
Abfluß. E in für die Klimamodelle wichtiges Teilprogramm be­
faßt sich mi t der Bildung und dem Abschmelzen der Treibeis­
decke in den polaren Ozeanen, die die Wärmeflüsse und die Ver­
dunstung der Ozeanoberf läche drastisch beeinflußt . 

Aktuelle Klimaprogramme 

Was sind eigentlich die Gründe , die in den letzten 20 Jahren die 
Klimatologie von einem (scheinbar pr inzipie l l abgeschlossenen) 
Teilgebiet der Geographie (so i m letzten Jahrhundert Alexander 
von Humboldt) und Meteorologie mi t deskriptiver Zielsetzung 
zu einem bedeutenden Rang in dem Komplex der Erdwissen­
schaften mi t hoher Pr ior i t ä t und Forschungs in tens i t ä t gehoben 

haben? Hier müssen w i r einige empirische Befunde nennen, die 
die frühere Übe rzeugung von einem weitgehend stabilen, sich 
höchs tens ganz al lmähl ich, i m Zeitraum von 1 000 oder 10 000 
Jahren ände rnden Klimazustand erschüt te r t haben. 
Einmal ände r t sich die Zusammensetzung der A tmosphä re , von 
der die Energ ieumsä tze an der Erdoberf läche abhängen . Hierfür 
charakteristisch ist das Kohlendioxyd (C0 2 ) , dessen Ante i l von 
rund 280 auf fast 350 ppm (= Mill ionstel Volumenanteil) zuge­
nommen hat (mittlere Wachstumsrate 1,6 ppm pro Jahr), aber 
auch andere Spurengase wie Methan (Hauptbestandteil des E r d ­
gases) und Chlor-Fluor-Kohlenwasserstoffe (verwendet i n 
Kühlaggregaten , Spraydosen und bei der Herstellung von 
Schaumstoffen). Diese Gase erzeugen in ihrer Gesamtheit einen 
Treibhauseffekt: sie lassen die Sonnenstrahlung ungehindert 
durch, absorbieren aber einen Teil der W ä r m e s t r a h l u n g des Erd­
bodens und e rhöhen so die Lufttemperatur. Besonders bedeut­
sam erscheint der jüngs te Befund einer Zunahme des Wasser­
dampfgehalts über dem äqua to r i a l en Pazifik, zugleich mit einer 
signifikanten E r w ä r m u n g der ganzen Troposphäre (bis 12 km 
Höhe) in den Tropen. Nach den neuesten und vol ls tändigsten 
Modellrechnungen w i r d sich bei einer Verdoppelung des kombi­
nierten Treibhauseffektes — das entspricht einem Anstieg des 
Kohlendioxydgehalts auf etwa 450 ppm, die auch unter konser­
vativen Annahmen schon vor der Mi t te des nächs ten Jahrhun­
derts erreicht werden kann — die Mitteltemperatur der Erde um 
3 bis 4 Grad Celsius erhöhen. Das gliche einem Klimazustand, 
der zuletzt vor drei bis vier Mil l ionen Jahren herrschte. Damals 
war zwar die Antarkt is eisbedeckt, aber die Arkt i s (mindestens 
in der warmen Jahreszeit) eisfrei, und am Niederrhein wuchsen 
in Sümpfen üppige Mischwälder , aus denen die heutige Braun­
kohle entstand. 
Zweitens treten i n den letzten Jahren Anomalien im Klimaab­
lauf auf, die intensiver sind und/oder länger andauern als alle 
ähnl ichen seit dem Beginn instrumenteller Beobachtungen. 
Dazu zähl t vor allem die D ü r r e i m Sahe lgür te l am Südrand der 
Sahara; hier ist (im Gegensatz zu allen anderen Dürregebieten) 
seit 1968, also seit 19 Jahren, kein Jahr mi t wei t räumig ü b e r n o r ­
malen Niederschlägen aufgetreten. Ihre Ursache liegt, nach heu­
tigem Wissensstand, in erster Linie i n der durch die Bevölke­
rungszunahme ve ran laß ten Umwandlung der Naturvegetation 
in Acker- und Weideland und der damit eingeleiteten Auswei­
tung der Wüs ten (Desertifikation). Andererseits liegt seit 1962 
der jähr l iche Abfluß des Weißen Nils aus dem Viktoria-See um 
fast 100 Prozent übe r dem 63jährigen Mi t t e l vorher. 
In unrege lmäßigen A b s t ä n d e n treten übe r dem äqua tor ia len Pa­
zif ik g roßräumige Witterungsanomalien auf, von denen 1982/83 
ganz enorme, i n dieser In tens i tä t und Ausdehnung noch nie 
beobachtete Abweichungen zeugten, die sich fast auf der ganzen 
Erde auswirkten. Diese Witterungsanomalie hat sich inzwischen 
i m Winter 1986/87 wiederholt, wenn auch wohl kaum ganz so 
intensiv wie 1982/83. Wiederum kam es zu enormen Nieder­
schlägen an der Westküs te von Peru/Ecuador sowie auf den 
äqua to r i a l en Inseln von den Galapagos bis jenseits der Datums­
grenze, aber zugleich zu D ü r r e n in Indonesien, auf den Phi l ip ­
pinen, i m Nordosten Brasiliens sowie in weiten Teilen Austra­
liens und des Südl ichen Afr ika . Diese Anomalien hängen zusam­
men mi t g roßräumigen Umstellungen der Zirkula t ion der Atmo­
sphäre ; sie werden hervorgerufen durch eine Verlagerung des 
intensivsten aller Wärmezen t ren der Tropen von Indonesien bis 
zum zentralen Pazifik, jeweils mi t Wassertemperaturen von 29 
bis 30 °. I n solchen Fäl len kann es zu einer Ver s t ä rkung der Z i r ­
kulat ion auf der Nordhalbkugel kommen, die (wegen des gerin­
geren Austausches der Luftmassen) die Kal t lu f t der Arkt i s in 
ihren Kerngebieten festhäl t und den Temperaturgegensatz 
Äqua to r -Po l erhöht . Diese Effekte werden durch die oben er­
w ä h n t e Zunahme des Wasserdampfgehaltes weiter intensiviert; 
t a t säch l ich haben sich die hier bestehenden Rückkoppelungsef-
fekte als besonders wirkungsvoll erwiesen. 
Drittens haben sowohl zahlreiche Bohrkerne vom Ozeanboden 
(wie vor allem die Tiefbohrungen i m Inlandeis von Grönland und 
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der Antarktis) Daten geliefert, die eine Rekonstruktion des K l i ­
maablaufs der letzten 150 000 bis 400 000 Jahre mi t hoher zeit­
licher Auflösung erlauben. Das wichtigste Resultat ist der par­
allele Verlauf von Temperatur und Kohlendioxydgehalt i m Eis, 
der (jedenfalls in Grönland) eine ganze Reihe abrupter Ä n d e r u n ­
gen beider Maßgrößen (um etwa 5 0 beziehungsweise 70 ppm in 
rund 100 Jahren) zeigt, die unter rein na tü r l i chen Bedingungen, 
das heißt ohne Eingreifen des Menschen, stattfanden. Auch heu­
te kommt es i m Raum um Grön land / I s l and zu raschen Tempera­
t u r ä n d e r u n g e n (so um 1921 mi t einer E r w ä r m u n g um 2 bis 4 °). 
Ihre Ursache ist noch nicht geklär t ; wahrscheinlich sind hier 
Änderungen i m Vertikalaustausch zwischen Oberf lächenwasser 
und Tiefenwasser i m Ozean beteiligt, die vom Wind ausgelöst 
und von Änderungen der Treibeis-Verteilung begleitet werden. 
Wenn das aber unter na tü r l i chen Bedingungen vor sich geht 
— was geschieht, wenn heute der Mensch in dem »größten geo­
physikalischen Experiment aller Zeiten« (so Revelle-Sueß 1956) 
in wenigen Jahrhunderten die fossilen Brennstoffe verbrennt, 
die die Natur übe r die Photosynthese in 400 Mil l ionen Jahren 
aufgebaut hat? 

Modelle und Daten 

Das Problem einer Vorhersage der künft igen Entwicklung des 
Klimas w i r d damit unmittelbar aktuell . Die intensive For­
schungstä t igkei t , die mi t dem von der Genfer Konferenz 1979 
vorgeschlagenen Weltklimaforschungsprogramm in Gang ge­
setzt wurde, hat sich in erster Linie auf die Simulation der K l i ­
maentwicklung in mathematischen Klimamodellen konzen­
triert ; hierzu werden die le is tungsfähigsten Computer benöt igt , 
ja man erwartet mi t Ungeduld noch schnellere der nächs ten 
Generation. E in weiteres wichtiges Problem liegt hier i n der 
Notwendigkeit, die zahlreichen Vorgänge unterhalb der groß­
räumigen Skala der großen Modelle (zum Beispiel 400 km) mi t ­
tels empirisch-statistisch unterbauten Beziehungen in diese 
Skala einzubeziehen. 
Aber alle Modelle — es gibt etwa ein Dutzend globaler Modelle, 
die jedoch wesentliche physikalische Prozesse (etwa Bewölkung 
oder Ozeantransporte) nur ungenügend erfassen — müssen an 
der Wirkl ichkei t (am heutigen Kl ima und, soweit möglich, an 
dem der Vergangenheit) überprüf t werden; hierzu werden Daten 
benöt igt , die zum Teil erst m ü h s a m aus dem Schlummer der 

Archive gehoben werden müssen. Eines der größten Hindernisse 
ist, daß beispielsweise in vielen Gebieten Afrikas trotz aller 
Bemühungen der WMO Quan t i t ä t und Qual i tä t der Daten zu­
rückgehen, und zwar i m Zusammenhang mi t der politischen 
Ins tab i l i t ä t mancher Länder . 
Die Beschaffung von Daten etwa zur Untersuchung der K l i m a ­
schwankungen größerer Gebiete stößt nicht selten auf fast un­
überwind l i che technische Schwierigkeiten. So en thä l t ein Kata­
log der verfügbaren Da tensä tze aus dem Jahr 1985 zwar solche 
von 97 Datenzentralen i n 69 Ländern ; das bedeutet aber, daß 
von vielen der 160 der WMO angehör igen L ä n d e r n Klimadaten 
ü b e r h a u p t nicht oder nur mi t größten Mühen erhäl t l ich sind. Der 
Verfasser verfügt über Erfahrungen aus verschiedenen L ä n d e r n 
der Dr i t ten Welt, wo die nur i n Manuskriptform vorliegenden 
Daten etwa durch Termitenfraß zers tör t werden. (Auch i n der 
Bundesrepublik Deutschland sind unersetzliche frühe Ozeanbe­
obachtungen einem Feuerschaden zum Opfer gefallen.) Die U m ­
setzung dieser Daten in eine maschinell zu bearbeitende Form 
(zum Beispiel Magnetband) erfordert vielfach zusätz l iche Mi t t e l 
und n immt viele Jahre i n Anspruch. 
Besondere Schwierigkeiten bereitete dies bei den grundlegend 
wichtigen Ozeanbeobachtungen. I n den sechziger Jahren begann 
auf Ini t ia t ive der WMO h in die Bearbeitung der >Historischen 
Meeresoberf lächentemperatur-Daten< durch die Zusammenar­
beit der wichtigsten seefahrttreibenden L ä n d e r (Bundesrepu­
b l ik Deutschland, Großbr i t ann ien , Japan, Niederlande, Verei­
nigte Staaten). Die endgül t ige Aufarbeitung des riesigen Mate­
rials (über 45 M i l l Beobach tungssä tze aus allen Weltmeeren) 
erfolgte u n a b h ä n g i g voneinander in den USA i n Gestalt des 
COADS (Comprehensive Ocean-Atmosphere Data Set) und in 
Großbr i tann ien . Die COADS-Daten sind nunmehr greifbar in 
Form von Mittelwerten der wichtigsten Maßgrößen für jeden 
Einzelmonat (1860-1976) für alle 2°x2° Felder (in den Tropen 
rund 49 000 Quadratkilometer), wobei na tü r l i ch große Gebiete 
abseits der großen Schiffahrtsrouten meist beobachtungsleer 
sind. Dieses Material erlaubt nunmehr erstmals eine Bearbei­
tung der klimabildenden Vorgänge an der Meeresoberf läche mi t 
ihren räuml ich-ze i t l i chen Schwankungen. Die Bedeutung dieser 
Ozeandaten erhellt aus zwei Fakten: 71 v H der Erdober f läche 
sind von Meeren bedeckt, und das statistische >Gedächtnis< des 
Ozeans ist um ein Vielfaches höher (drei bis sechs Monate für die 

Das Universum ist lebensfeindlich. Denn weder 
bei Weltraumkälte noch bei ungemilderter Son­
nenstrahlung kann Leben existieren. Erst die 
irdische Atmosphäre macht Leben möglich, 
denn sie speichert einerseits Wärme und hält 
andererseits einen großen Teil der Strahlung 
von der Erdoberfläche fern. Hierbei spielt die 
Ozonschicht, die in 20 bis 30 Kilometer Höhe 
die Erde umschließt, eine besondere Rolle. Ozon 
ist Sauerstoff, dessen Moleküle anders als der 
Sauerstoff der Atemluft nicht aus zwei, sondern 
aus je drei Atomen bestehen. Dieses Ozon ab­
sorbiert einen Teil der gefährlichen ultraviolet­
ten Strahlung (UV-Licht). 
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oberen Meeresschichten, 500 bis 1 000 Jahre für den tiefen Oze­
an) als das der A tmosphä re (fünf bis zehn Tage). 
Daß Satellitendaten an die Stelle der konventionellen Beobach­
tungen treten können, war und ist heute noch eine k ü h n e Hoff­
nung. Sie läßt sich bis heute nur teilweise erfüllen, etwa für den 
Wind i m Bereich der tiefen und der hohen Wolken (entsprechend 
einer mitt leren Höhenlage von 1,5 und 10 km). Aber eine genü­
gend genaue Bestimmung beispielsweise des Niederschlags auf 
dem Ozean — die in den Tropen bei den dort üb l ichen geringen 
Tempera tu r ände rungen i m Wolkenbereich theoretisch möglich 
w ä r e — ist bisher noch nicht gelungen. So kann in absehbarer 
Zeit niemand auf die konventionellen Bodenbeobachtungen ver­
zichten, ganz abgesehen davon, daß vergleichbare Satellitenda­
ten erst seit etwa 10 bis 15 Jahren vorliegen. 
Zwei Fakten sind jedenfalls inzwischen gesichert: 
• ein globaler Anstieg der mittleren Lufttemperatur (gemittelt 
übe r Land und Meer und übe r die ganze Erde) um etwa 0,6° seit 
dem Ende des 19. Jahrhunderts, sowie 
• ein global gemittelter Anstieg des Meeresspiegels um 15 bis 
20 cm i m gleichen Zeitraum. 

Temperaturdifferenz 
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Schaubild 1 zeigt die mittels der maritimen Daten korrigierten 
Jahresmittelwerte für die Temperatur für a) Nordhalbkugel, 
b) Südha lbkuge l , c) gesamte Erde, wobei die Daten vor 1900 
noch als unsicher betrachtet werden müssen. 
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Schaubild 2 zeigt — als Folge der E r w ä r m u n g der obersten Oze­
anschichten und des Abschmelzens der Hochgebirgsgletscher in 
mitt leren Breiten — das Ansteigen des Weltmeeresspiegels; die 
Daten der Serie 1930 bis 1980 sind besser gesichert als die hun­
der t jähr ige Reihe. Es w i r d heute kaum mehr bezweifelt, daß die­
se Vorgänge sich in naher Zukunft ve r s t ä rken ; i n etwa hundert 
Jahren w i r d das zu einem Anstieg des Meeresspiegels von m i n ­
destens 30 cm, unter U m s t ä n d e n aber bis 120 cm führen. Ohne 
auf diese Ursachen und die Details n ä h e r eingehen zu können, 
zeigen diese Daten doch eindeutig, daß unter unseren Augen 
weltweite Prozesse i m Gange sind, die das Weltklima ve rän ­
dern. 

Das Ozonproblem 

Ein anderes Problem, das verschiedene Arbeitsgruppen der 
WMO schon seit Jahren beschäft igt , befaßt sich mit den vermu­
teten und beobachteten Ände rungen des Ozongehaltes der A t ­
mosphäre . In Wahrheit handelt es sich um zwei Vorgänge, die i n 
verschiedenen Stockwerken und aus verschiedenen Ursachen 
ablaufen und in ihrem Effekt gegenläufig sind. 
Ozon w i r d gebildet und zers tör t i n der S t ra tosphäre (von 20 bis 
50 km Höhe) durch einen Komplex chemischer, teils unter M i t ­
wi rkung der Sonnenstrahlung ablaufender Prozesse, die in der 
Polarnacht beider Halbkugeln jeweils eine Abnahme hervorru­
fen, die dann i m F r ü h j a h r durch erneute Produktion wieder aus­
geglichen w i r d . Es f i l ter t dabei einen erheblichen Ante i l der 
Ultraviolettstrahlung aus — hierauf hat sich seit Beginn der 
Erdgeschichte das Leben (die >Biosphäre<) eingestellt, und bei 
Verlust dieses Schutzschildes w ä r e n unabsehbare Schäden die 
Folge. In den letzten Jahren hat sich über der Antarktis i m F r ü h ­
jahr ein immer tiefer und größer werdendes >Ozonloch< gebildet, 
in dem in 20 bis 25 k m Höhe bis zu 40vH des Ozons verloren ging, 
auf einer Fläche , die inzwischen den antarktischen Kontinent 
übertr iff t . Hieran sind offenbar verschiedene Prozesse beteiligt 
— die schon immer sehr kalten Temperaturen dieser Schicht i n 
der antarktischen Polarnacht (unter -80°) , die Zufuhr von ozon­
zers törenden Chlorverbindungen, deren Quelle haup t säch l i ch i n 
den ü b e r a u s bes tänd igen Chlor-Fluor-Kohlenwasserstoffen 
(verwendbar als Treibgas in Spraydosen, beim Aufschäumen 
von Kunststoffen und in Kühlschränken) der Indus t r i e l ände r zu 
suchen ist. Noch w i r d dieses Loch in den Sommermonaten i m ­
mer wieder beseitigt, aber seine von Jahr zu Jahr fortschreitende 
In tens i tä t w i r k t alarmierend. Inzwischen mehren sich die Anzei­
chen, daß auch in der Arkt is , deren winterliche S t r a t o s p h ä r e nie 
so extrem kalt ist, ähnl iche Vorgänge auftreten. Noch ist die 
wissenschaftliche Diskussion in vollem Gange — eine weltweite 
Abnahme ist noch nicht gesichert (auf jeden Fal l noch gering), 
aber das Problem muß ernst genommen werden, zumal es sich 
bereits i m Temperatur- und Windfeld auswirkt. Inzwischen ha­
ben sich i m Rahmen des UNEP Experten aus 31 Lände rn auf 
eine Grundsatzvereinbarung mi t dem Ziel einer E inschränkung 
der Produktion von Chlor-Fluor-Kohlenwasserstoffen geei­
nigt. 
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I n der Troposphäre (unterhalb etwa 10 k m Höhe) w i r d umge­
kehrt — auch das ist eine Erkenntnis der letzten Jahre — Ozon 
neu gebildet, und zwar i m Sommer durch photochemische Pro­
zesse aus verschmutzter Luft , i m wesentlichen aus Kohlenmono-
xyd und den Stickoxyden, den Produkten unvol l s tändiger Ver­
brennung. Dies geschieht in Bodennähe , zuerst beobachtet i n 
Los Angeles mi t seinem >Smog< — wo hohe Ozonwerte gif t ig 
werden können —, neuerdings aber auch in vielen anderen Indu­
striegebieten. Lange Beobachtungsreihen (rund 20 Jahre) liegen 
nur von Observatorien auf dem Hohenpe ißenberg i m Alpenvor­
land und bei Dresden vor. Die dort hohen Zuwachsraten werden 
allerdings von anderen Beobachtungsreihen (beispielsweise bei 
Garmisch) nicht bestä t igt . Eine weltweite Untersuchung aller 
Beobachtungsreihen für das Gesamtozon der ganzen Luftsäule 
hat bis 1984 keinen Trend ergeben. Eine Abschä tzung der beiden 
Prozesse — Neubildung unten, Zers tö rung oben — für die künf­
tige Entwicklung des Gesamtozons ist zur Zeit kaum möglich. 
M a ß n a h m e n gegen die Schadgase der unvol l s tändigen Verbren­
nung (so die partielle E inführung von Katalysatoren für Kraf t ­
fahrzeugmotoren) sind ja i n vielen Indus t r i e l ändern i m Gang 
und haben schon deutliche Folgen gezeitigt. 

Zukunftsaufgaben 

Die Ergebnisse der intensiven Klimaforschung seit 1979 haben 
uns zweifellos erhebliche Fortschritte gebracht, aber auch (wie 
immer) viele neue offene Fragen aufgezeigt. Hierzu gehören vor 
allem die Rolle der Wolken, die der chemischen Prozesse in der 
Atmosphäre , aber auch die der großen Klimaschwankungen (wie 
der Eiszeiten und Warmzeiten der Erdgeschichte), die Rolle des 
tiefen Ozeans, seines Stoffhaushaltes und seiner internen Dyna­
mik. Wi r sind uns längst d a r ü b e r klar, daß chemische und bio­
logische Prozesse eine große Rolle spielen; sie haben offenbar 
auch die vor 20 000 Jahren und mehr abgelaufenen raschen Än­
derungen des Kohlendioxydgehalts und der Temperatur ent­
scheidend beeinflußt. Waldzers tö rung und Bodenerosion, Ver­
schmutzung der Luft und des Wassers auf Festland und Meer 
— das alles ist wechselseitig miteinander gekoppelt. Das von der 
WMO betreute Stationsnetz zur Ü b e r w a c h u n g der Luftver­
schmutzung (BAP-MoN) liefert hierzu als Hintergrund Daten 
aus unges tör ten Reinluftgebieten. 
Die Organisationen der Vereinten Nationen (WMO, UNEP, 
UNESCO mi t der Internationalen Kommission für Ozeanogra­
phie) und die wissenschaftlichen Organisationen sind daher da­
bei, das Weltklimaforschungsprogramm noch zu erweitern zu 
einem Internationalen Geosphären- und B iosphä ren -P ro ­
gramm, das in der letzten Dekade dieses Jahrhunderts durchge­
führt werden soll. Aber hierzu ist noch viel (generals tabsmäßige) 
Vorarbeit zu leisten. Nimmt man zu viele Ziele zugleich in A n ­
griff, dann läuft man Gefahr, die noch zu definierenden Pr ior i ­
t ä t en nicht in den Gri f f zu bekommen. Wie heute schon sichtbar, 
genügt es nicht, immer neue, umfassendere Modelle zu konstru­
ieren (ihre Ergebnisse sind beim Vergleich für den Außens tehen­
den nicht selten verwirrend) — deduktive und induktive Verfah­
ren müssen Hand in Hand gehen, und nüchternes , kritisches 

Abwägen ist insbesondere bei der Umsetzung der Ergebnisse in 
praktisches Handeln vonnöten . 
Daß dieses Klimaproblem — die Wahrscheinlichkeit tiefgreifen­
der Änderungen des globalen Klimas i m Laufe des nächs ten hal ­
ben Jahrhunderts — als Ganzes in den Bereich politischen Han­
delns auf internationaler Ebene einbezogen werden muß, w i r d 
weitblickenden Poli t ikern immer deutlicher. I n den Sektoren 
Energiepolitik und Umwel tpol i t ik stehen heute Entscheidungen 
an, deren Auswirkungen sich auf Jahrzehnte, ja auf die nächs ten 
Generationen erstrecken; dieser Verantwortung kann sich nie­
mand entziehen. Die Deutsche Physikalische Gesellschaft und 
die Deutsche Meteorologische Gesellschaft haben ebenfalls in 
diesem Sinne Stellung bezogen. Die beiden Gesellschaften wen­
den sich mi t einer Warnung vor drohenden weltweiten K l i m a ä n ­
derungen an die Öffentlichkeit , verbunden mi t der Aufforde­
rung, ein wirksames Programm zu deren E i n d ä m m u n g jetzt zu 
beginnen. Hierzu gehör t i n erster Linie eine E i n s c h r ä n k u n g der 
Emission der oben genannten Spurengase auf ein tolerierbares 
Maß. Insbesondere werden die Polit iker in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgerufen, die diesbezügl ichen Entscheidungen 
übe r die künft ige Energieversorgung, den Gebrauch von Chlor-
Fluor-Kohlenwasserstoffen und K u n s t d ü n g e r voranzutreiben 
sowie in weltweiter Koordinierung die Entscheidungen für eine 
E i n s c h r ä n k u n g der Emission zu treffen. I n dem Zusammenhang 
muß aber auch die fortschreitende Zers tö rung der Waldf lächen 
der Erde (geschätzt auf 36vH der Erdober f läche vor 5 000 Jah­
ren, auf 28vH um 1860 und auf höchs tens 23vH heute), i n den 
Tropen jähr l ich um über 100 000 Quadratkilometer, beachtet 
werden. Die Abnahme ve r s t ä rk t die Zunahme des Kohlendio­
xydgehalts und w i r k t sich haup t säch l i ch i m Wasserhaushalt 
aus. Neben den Indus t r i e l ände rn sind also auch die Entwick­
lungs länder (jedenfalls in den feuchten Tropen) zum Handeln 
aufgerufen — übe r die enormen Schwierigkeiten, ein solches 
Programm durchzusetzen, w i r d sich keiner der Verantwort l i ­
chen Illusionen hingeben. 
Die Nutzung erneuerbarer Energiequellen (Biogas, Sonnenener­
gie, Wind, Gezeiten und Wasserkraft) ist zwar nur in begrenztem 
Ausmaß möglich; aber auch ein Beitrag in der Größeno rdnung 
von lOvH des Energiebedarfs ist wicht ig. Die Risiken bei der 
Verwendung der Kernenergie l ießen sich somit i n den westlichen 
L ä n d e r n weiter e inschränken . E in Ersatz der Fluor-Chlor-Koh­
lenwasserstoffe, die wegen ihrer Reakt ions t räghe i t und langen 
Lebensdauer in Kürze für ein Fünftel bis ein Viertel des soge­
nannten Treibhauseffekts verantwortl ich sein werden, sollte 
sich wohl finden lassen. Das ist nur eine Auswahl von Möglich­
keiten, die sich in wenigen Jahrzehnten realisieren lassen; aber 
die Zeit ist reif, die ersten Planungsschritte zu einem globalen 
Programm zu diskutieren. Wenige große L ä n d e r (oder L ä n d e r ­
gruppen wie die EG) repräsen t ie ren zusammen mehr als die 
Hälfte der Vorrä te und des Verbrauchs fossiler Brennstoffe; bei 
ihnen liegt das Hauptgewicht der Verantwortung. 
Der Weltorganisation für Meteorologie gebühr t das Verdienst, 
als erste internationale Organisation auf zwischenstaatlicher 
Ebene dieses Problem aufgegriffen und seine Erforschung mi t 
Nachdruck vorwär t sge t r i eben zu haben. 

Ausgleich zwischen Beweglichkeit und Starrheit 
Die Verfassungsreform der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) GISBERT BRINKMANN 

Die Verfassung der 1919 durch Teil XIII des Versailler Vertrages 
gegründeten Internationalen Arbeitsorganisation (International 
Labour Organisation, ILO; da Deutsch Arbeitssprache ist, auch 
bekannt unter der Abkürzung IAO) soll nach dem Beschluß der 
72. Internationalen Arbeitskonferenz vom 24. Juni 1986 geändert 
werden. Damit wurde die seit mehr als zwei Jahrzehnten geführ­
te Diskussion über die Struktur de,- Organisation abgeschlossen. 

Die vier durch die Konferenz angenommenen Änderungen be­
treffen die Zusammensetzung des Verwaltungsrats, das Verfah­
ren der Wahl des Generaldirektors, die Beschlußfähigkeit der 
Konferenz und das Verfahren der Verfassungsänderung. Nach 
der Überarbeitung der Verfassung der ILO nach dem Zweiten 
Weltkrieg sind diese Änderungen die seit dem Bestehen der 
Organisation zweite bedeutendere Neugestaltung der Struktur 
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dieser traditionsreichen Sonderorganisation der Vereinten Na­
tionen. 

I. Gründe für die Änderung der Verfassung 

Alle internationalen Organisationen g ründen sich auf einen 
multilateralen Vertrag zwischen unabhäng igen Staaten, der die 
Verfassung oder Satzung der Organisation darstellt. Ob eine 
Organisation mi t Leben erfüllt w i r d und ob ihre Satzung Gel­
tung beanspruchen kann, h ä n g t von ihrer Real is ierungsmögl ich­
keit ab, also davon, inwieweit die Normen an die Gegebenheiten 
einer bestimmten geschichtlichen Situation anknüpfen und von 
dem Wil len der Beteiligten, die Inhalte der Verfassung zu reali­
sieren, getragen sind. Da die Satzung Ausdruck des politischen 
Willens der ver t ragsschl ießenden Parteien i n einer bestimmten 
Lage ist, ist bei einer Ände rung der Situation und des Willens die 
Änderung der Verfassung die notwendige Folge, sofern diese 
nicht bereits selbst so offen ist, daß ohne Ände rung des Verfas­
sungstextes dem Wandel Rechnung getragen werden kann. 
Die Gründe für die Ände rung der Verfassung liegen i n den seit 
dem Zweiten Weltkrieg erfolgten grundlegenden Verände run­
gen der ILO hinsichtlich der Zusammensetzung ihrer Mi tg l ied­
schaft und der Aufgabenstellung 1. Hatte die I L O 1945 noch 52 
Mitglieder, so hat sie jetzt, nach der Aufnahme sozialistischer 
Staaten und der u n a b h ä n g i g gewordenen Lände r der Dri t ten 
Welt, 150. Entsprechend der Veränderung der Zusammenset­
zung der Mitgliedschaft wuchs auch das Verlangen der weniger 
entwickelten Lände r nach einer Vergrößerung ihres Einflusses 
bei der Festlegung der Ziele und Aufgaben der ILO. W ä h r e n d 
nach dem Zweiten Weltkrieg der Druck zugunsten von Ä n d e ­
rungen zunächs t i m wesentlichen von den asiatischen L ä n d e r n 
he r rüh r t e , kam er in den sechziger Jahren haup t säch l i ch von den 
afrikanischen Mitgliedern. Die Forderungen der Entwicklungs­
länder bezogen sich unter anderem auf die Ausweitung der Be­
fugnisse der Internationalen Arbeitskonferenz zu Lasten des 
Verwaltungsrats und die verbesserte Vertretung in dem letzte­
ren. Die Aufnahme sozialistischer L ä n d e r i n die ILO betraf zu­
nächs t die grundsä tz l iche Frage, inwieweit der Ostblock ihrer 
dreigliedrigen Struktur — der gleichberechtigten Vertretung 
von Regierungs-, Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern i n 
den Organen — genügte; spä te r schlossen sich diese Staaten dem 
Verlangen der En twick lungs länder nach S t ä r k u n g der Aufgaben 
der Arbeitskonferenz und Begrenzung der Rolle des Verwal­
tungsrats an. M i t der a l lmähl ichen Akzeptanz des Ostblocks i n 
der ILO durch die westlichen Staaten wurde die ve rs tä rk te Ver­
tretung der sozialistischen L ä n d e r in den Organen der eigentli­
che Streitpunkt. In der 1963 mi t der Vorlage eines Berichts des 
Generaldirektors formell eingeleiteten Strukturdiskussion war 
daher von den Befürwor tern umfangreicher Veränderungen die 
Sicherstellung von »Demokrat ie und Gerecht igkei t« und die 
»Angleichung an die in anderen internationalen Organisationen 
bestehenden Verhältnisse« gefordert worden. 
M i t der Ände rung der Zusammensetzung ging eine Änderung 
der Aufgaben und Tät igkei ten der ILO einher. Die Aufgabe der 
Organisation war zunächs t weitgehend auf die Ausarbeitung 
und Verabschiedung internationaler Arbeitsnormen, Übere in ­
kommen und Empfehlungen, zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Arbeitnehmer beschränk t . Seit 1919 hat 
die Arbeitskonferenz 162 Übere inkommen und 172 Empfehlun­
gen angenommen. Dieses Normenwerk, das gelegentlich auch 
internationales Arbeitsgesetzbuch< genannt w i rd , regelt vielfäl­
tige Probleme des Arbeits- und Sozialrechts — so berufliche 
Grundrechte wie die Vereinigungsfreiheit, das Verbot der 
Zwangsarbeit und der Diskriminierung in Beschäft igung und 
Beruf, ferner die Fö rde rung der Vollbeschäftigung, den Zugang 
zur beruflichen Ausbildung, die Arbeits- und Beschäf t igungsbe­
dingungen, den Arbeitsschutz, die soziale Sicherheit und die 
Arbeitsbeziehungen 2. 

Nach erfolglosen Versuchen des seinerzeitigen Direktors in den 
dreißiger Jahren, Einfluß auf die internationale Wirtschafts­

und Finanzpolit ik zu nehmen, unternahm der 1948 gewähl te 
Generaldirektor David A. Morse aus den Vereinigten Staaten die 
Ausrichtung der Aufgaben der I L O auf Dienstleistungen durch 
Leistung Technischer Hilfe. Wurde diese anfängl ich i m wesent­
lichen den europä ischen L ä n d e r n gewährt , so verlagerte sich 
diese Tät igkei t i n den fünfziger Jahren auf die weniger entwik-
kelten Länder ; der Ante i l Europas an der gesamten Technischen 
Zusammenarbeit be t räg t jetzt nur noch l v H . Die Programme der 
Technischen Zusammenarbeit konzentrieren sich i m wesentli­
chen auf ähnl iche Bereiche wie die Normen. Die normensetzende 
Tät igkei t der ILO ist zwar weiter ein haup t säch l i ches Akt ions­
mit te l zur Verwirkl ichung ihrer Ziele, doch bestimmen heute 
Programme der Technischen Zusammenarbeit und Forschungs­
und Bi ldungs tä t igke i ten i m weitesten Sinne den übe rwiegenden 
Teil der Arbei t der Organisation. 
Die Aufgabenerfül lung der ILO, wie jedes anderen Zusammen­
schlusses, häng t zu einem großen Maße von der Effekt ivi tä t ihrer 
Organe ab. Zweck einer Verfassungsänderung sollte daher p r i ­
m ä r die Anpassung der Institutionen und Verfahren an die ge­
genwär t igen und voraussehbaren zukünf t igen Entwicklungen 
sein, um so die Aufgabenerfül lung bes tmögl ich zu sichern. Die 
Gegner radikaler Änderungen wiesen auch darauf hin, daß das 
Ziel jeder strukturellen Änderung darin bestehen müsse, sicher­
zustellen, daß die ILO auf den Gebieten Sozialpolitik und A r ­
beitsbeziehungen ihren wahren Zweck erfülle und die L e i ­
s tungsfähigkei t erhalten und gesteigert werde 3 . Das Ergebnis 
der langjähr igen und schwierigen Bemühungen , das das M i n ­
des tmaß des mögl ichen Konsensus i m wesentlichen der west l i ­
chen Indus t r i e länder und der >Gruppe der 77< ist 4 , ist zwar keine 
weitreichende Änderung der Struktur der ILO — insoweit w u r ­
de anerkannt, daß sich dieselbe i n den wesentlichen Punkten 
b e w ä h r t hat —, andererseits bringen die Änderungen jedoch 
gewisse Machtverschiebungen mi t sich, deren Auswirkungen 
nur vorläufig e ingeschätzt werden können . 

II. Zusammensetzung des Verwaltungsrats 

I m Vergleich zu anderen internationalen Organisationen ist die 
dreigliedrige Struktur der I L O insofern einzigartig, als die Dele­
gationen der Mitgliedstaaten aus Vertretern der Regierung, der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehen. Die Organe der I L O 
sind die jähr l ich einmal (für mehrere Wochen) als höchstes Or­
gan tagende Internationale Arbeitskonferenz, der Verwaltungs­
rat und das Internationale Arbeitsamt, das unter der Lenkung 
des Verwaltungsrats stehende Sekretariat der Organisation 5. 
Der Rat, der für eine Amtsdauer von drei Jahren gewähl t w i r d 
und jähr l ich drei- bis viermal zusammentritt, ist das oberste 
Exekutivorgan der ILO. Er bestimmt die Tagesordnung der 
Konferenz und führt ihre Beschlüsse aus, stellt den von der K o n ­
ferenz zu beschl ießenden Haushaltsplan auf, ernennt den Gene­
raldirektor und üb t die Aufsicht übe r die Tät igkei t des Interna­
tionalen Arbeitsamts und die besonderen Ausschüsse (Industrie-
und ähnl iche Ausschüsse) aus. Der Verwaltungsrat hat seit 1975 
56 Vollmitglieder, von denen 28 die Regierungen und je 14 die 
Arbeitgeber und -nehmer vertreten; daneben gehören ihm noch 
18 Regierungs- und je 14 Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertfe-
ter als rede-, aber nicht stimmberechtigte Ersatzmitglieder an. 
Von den 28 Regierungsvertretern werden 18 durch die Konfe­
renz gewähl t und zehn werden durch die Mitglieder ernannt, 
denen die größte wirtschaftliche Bedeutung zukommt; zur Zeit 
sind dies Brasilien, China, Deutschland (Bundesrepublik), 
Frankreich, Großbr i tannien , Indien, Italien, Japan, Sowjetunion 
und Vereinigte Staaten. 
Nach der Verfassungsänderung soll das Konzept der nicht einer 
Wahl unterliegenden Sitze der Staaten mi t der größten w i r t ­
schaftlichen Bedeutung abgeschafft und die Repräsen ta t iv i tä t 
des Rates durch E r h ö h u n g der Zahl seiner Mitglieder auf 112 (56 
Regierungs- und je 28 Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter) 
verbessert werden. Von den 56 Regierungssitzen werden 54 6 

nach Kriterien, die auf der Anzahl der Staaten in einer Region, 
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ihrer Bevölkerungszahl und ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
beruhen, bestimmt: Amerika 12, Afr ika 13, Asien und Europa 
abwechselnd 14 beziehungsweise 15 Sitze. I m Verwaltungsrat 
hatten i n der Amtszeit 1984-1987 Afr ika 6 (21,4vH), Amerika 
und Asien je 7 (25vH), Westeuropa 5 (17,8vH) und Osteuropa 
3 Sitze (10,7vH); die zukünft ige regionale Verteilung — Afr ika 
24vH, Amerika 22,2vH, Asien 26,9vH, Westeuropa 16,7vH und 
Osteuropa 10,2vH — änder t nur wenig an der bisherigen Auf­
teilung. Die Regierungsvertreter der vier Regionen sollen durch 
fünf Wahlkollegien, wobei Europa in eine west- und eine osteu­
ropä ische Unterregion unterteilt w i r d , gewähl t werden. F ü r die 
Verteilung der Sitze, die in Regionalprotokollen zu regeln ist, 
gil t künftig, daß die Zusammensetzung des Rates so r ep rä sen t a ­
t iv wie möglich zu sein und die verschiedenen geographischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu berücks ich t igen hat. 
In den verschiedenen Regionalprotokollen, wobei das der ame­
rikanischen Region noch nicht verabschiedet ist, w i r d den vor­
genannten Kri ter ien Rechnung getragen, so daß den L ä n d e r n 
mi t der größten wirtschaftlichen Bedeutung praktisch s tändige 
Sitze e ingeräumt werden. 
Die Arbeitgeber und -nehmer wäh len namentlich je 28 ordentl i­
che und zehn Ersatzmitglieder nach von den beiden Gruppen 
bereits verabschiedeten internen Regeln in geheimer Wahl, wo­
bei auch eine regionale Aufteilung vorgesehen ist. Der Ostblock 
konnte sich, da der Grundsatz der Gruppenautonomie aus­
drückl ich anerkannt wurde, mi t seiner Hauptforderung nach 
gesicherter Vertretung in den Nicht-Regierungsgruppen nicht 
durchsetzen. (Zwar waren bisher östl iche Arbeitnehmer, aber 
keine östl ichen Arbeitgeber i m Rat vertreten, da sie in ihrer 
Gruppe nie die erforderliche Stimmenzahl erhalten hatten.) Aus 
diesem Grund stimmten die Ostblockvertreter auf der 72. A r ­
beitskonferenz als einzige gegen die Verfassungsänderungen. 
Die meisten internationalen Organisationen haben neben einer 
Generalversammlung ein Exekutivorgan, in dem nicht alle M i t ­
glieder vertreten und dem Sonderaufgaben zugewiesen sind 7 . 
Hauptgrund für ein kleineres Organ ist, daß der Entscheidungs-
prozeß in einer Generalversammlung zu schwerfäl l ig ist; kleine­
re Organe können ihre Arbei t effizienter erledigen. Ferner tagen 
die die Gesamtmitgliedschaft umfassenden Organe seltener als 
die kleineren. Die Exekutivorgane der meisten internationalen 
Organisationen umfassen etwa ein Dr i t t e l bis ein Fünftel der 
Zahl der Mitglieder. Wegen der dreigliedrigen Struktur ist die 
ILO eine Ausnahme: bei 150 Mitgliedern gibt es 600 Delegierte 
auf der jähr l ichen Konferenz; der Verwaltungsrat hat insgesamt 
102 ordentliche und Ersatzvertreter. 

Angesichts der Verdoppelung der Zahl der ordentlichen Mitg l ie ­
der auf 112, wozu noch je zehn Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
ersatzvertreter kommen, stellt sich die Frage nach der Fäh igke i t 
des Rates, zu schnellen und e invers tändl ichen Beschlüssen ge­
langen zu können, da er mi t 132 Mitgliedern eine A r t M i n i - K o n ­
ferenz werden w i r d . Eine deutliche Verschlechterung seiner A r ­
bei tsfähigkei t steht jedoch nicht zu befürchten. I n den Nicht-
Regierungsgruppen melden sich i n der Regel die jeweiligen 
Gruppensprecher und nur vereinzelt weitere Mitglieder zu Wort. 
In der Regierungsgruppe k ö n n e n hingegen der Gruppensprecher 
und die Regionalsprecher nur selten für ihre Gruppe sprechen; 
Vertreter kleinerer Staaten ergreifen aber selten das Wort. I m 
übr igen werden Entscheidungen nur selten durch förmliche 
Abstimmungen getroffen; Konsensentscheidungen sind die 
Regel. 
Fü r die Sicherung der Arbei tsfähigkei t ist weiter die Kon t inu i ­
t ä t der Arbeit von Bedeutung, für die eine möglichst gleichblei­
bende Mitgliedschaft notwendig ist 8 . Diesem Erfordernis w i r d 
auch in Zukunft dadurch Rechnung getragen, daß sich die H ä u ­
figkeit der Vertretung i m Verwaltungsrat i m wesentlichen nach 
der wirtschaftlichen Bedeutung bemißt und die größeren Indu­
striestaaten somit durchgäng ig i m Rat vertreten sein werden. 
Insgesamt sind durch die Vergrößerung des Rates und die A b ­
schaffung s tändiger Sitze kaum negative Wirkungen für seine 
Arbei tsfähigkei t zu erwarten. 
Fü r die Zugehör igkei t zu einem Organ mi t besch ränk te r M i t ­
gliedschaft ist eine ausgewogene Vertretung aller in der Organi­
sation repräsen t i e r t en Interessen zu sichern, da nur so die nicht 
dem Organ angehör igen Mitglieder Vertrauen in das Organ ha­
ben können . Insoweit steht der Notwendigkeit effizienter Auf­
gabenerledigung, für die ein mögl ichst kleines Organ wicht ig ist, 
das Interesse an einem möglichst großen Organ, in dem alle 
Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme der verschiedenen Welt­
regionen vertreten sind, entgegen. Die durch die Verfassungsän­
derung vorgenommene Aufteilung der Regierungssitze w i r d dem 
Grundsatz mögl ichst großer Repräsen ta t iv i t ä t gerecht. 
Ferner w i r d in manchen internationalen Organisationen den 
Ländern , die durch die Höhe ihres Beitrages oder durch den 
Aufgabenbereich der Organisation ein besonderes Interesse an 
der Arbei t der Organisation haben, eine bevorrechtigte Stellung 
durch zusätz l iche oder höher gewichtete Stimmen für einzelne 
Mitglieder, Entsendung mehrerer stimmberechtigter Vertreter 
oder s tändige Sitze in Organen mi t be sch ränk t e r Mitgliedschaft 
e ingeräumt . I n Anerkennung der Tatsache, daß trotz formaler 
Gleichheit aller L ä n d e r ta t säch l iche Ungleichheiten bestehen, 

Vertrauensbildende Maßnahmen 
vor Ort in Gestalt einer deutsch­
deutschen Offiziersbegegnung: 
Zum ersten Mal in der Geschichte 
der beiden Staaten in Deutsch­
land nahmen Ende März Beobach­
ter der Bundeswehr an einer ge­
meinsamen Truppenübung der 
Gruppe der sowjetischen Streit­
kräfte in Deutschland (GSSD) 
und der Nationalen Volksarmee 
(NVA) teil. In der am 1. Januar 
dieses Jahres in Kraft getretenen 
Schlußakte der Stockholmer 
>Konferenz über Vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen 
und . Abrüstung in Europa< 
(KVAE) hatten sich die Unter­
zeichnerstaaten verpflichtet, zu 
Manövern mit 17 000 und mehr 
Soldaten Beobachter einzuladen 
(an dem Manöver in der DDR nah­
men 23 500 Soldaten der GSSD 
und 1 500 der NVA teil). Vertrau­
ensbildende Maßnahmen spielen 
nicht nur in Europa, sondern (als 
Beratungsgegenstand) auch in den 
Vereinten Nationen eine Rolle; so 
wurde in Resolution 41/60C ein 
auf Grund einer Initiative der 
Bundesrepublik Deutschland ent­
standener Richtlinienentwurf zur 
Kenntnis genommen. Siehe auch 
den Literaturhinweis S. 102 dieser 
Ausgabe. 
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was sich bereits an dem unterschiedlichen Beitragssatz von 
25vH für die Vereinigten Staaten und 0,01vH für die kleinsten 
Lände r zeigt, w i r d den L ä n d e r n mi t der größten wir tschaft l i ­
chen Bedeutung auch weiter die Zugehör igkei t zum Verwal­
tungsrat praktisch garantiert. Damit soll das zur Sicherung der 
weiteren Un te r s tü t zung der Arbeit der ILO erforderliche Ver­
trauen der wichtigsten L ä n d e r in die Beschlüsse des Rates ge­
währ le is te t werden. Andererseits w i r d jedoch durch die Verdop­
pelung der Zahl der ordentlichen Sitze das Gewicht jeder ein­
zelnen Stimme halbiert, wodurch — formal — die Sicherung der 
Interessen der wichtigsten L ä n d e r geschwächt w i r d . 

III. Verfahren der Wahl des Generaldirektors 
Nach der geltenden Regelung hat der Verwaltungsrat die allei­
nige Zus tänd igke i t für die Wahl des Generaldirektors, w ä h r e n d 
nach der künft igen Verfassung die Wahl durch den Rat von der 
Konferenz zu bes tä t igen ist. Die Konferenz erhä l t somit ein M i t ­
spracherecht bei der Wahl, an der sie vorher nicht beteiligt war. 
Die zukünft ige Geschäf t sordnung des Rates gibt zwar den M i t ­
gliedstaaten der ILO, den maßgebenden Arbeitgeber- und A r ­
be i tnehmerve rbänden und bestimmten nichtstaatlichen inter­
nationalen Organisationen ein Vorschlagsrecht, t r i f f t aber keine 
Regelung für den Fall , daß ein vom Rat gewähl te r Generaldirek­
tor nicht von der Konferenz bes tä t ig t w i r d . 
Die Forderung nach einer Beteiligung der Konferenz oder nach 
alleiniger Zus tänd igke i t für die Wahl des Generaldirektors wur­
de insbesondere von den Entwicklungs- und sozialistischen 
Lände rn erhoben und mi t fehlender oder e ingeschränkter Re-
präsen ta t iv i t ä t des Rates und/oder dem Rang der Konferenz als 
höchs tem Organ der I L O begründe t ; der Generaldirektor müsse 
das Vertrauen aller Mitglieder und nicht nur der des Verwal­
tungsrats haben. Andererseits wurde befürchtet , daß die Konfe­
renz wegen ihrer i m Vergleich zum Verwaltungsrat eher zufäl l i ­
gen und häufig wechselnden personellen Zusammensetzung und 
ihrer Größe weniger als der Rat für die Wahl geeignet sei 9. 
Angesichts der Entwicklung des Amtes des Generaldirektors 
nach dem Zweiten Wel tkr ieg 1 0 — dieser ist zum Hauptakteur bei 
der Anpassung und Bestimmung von Politikzielen und Pro­
grammen geworden, w ä h r e n d der Rat nur korrigierend in ein­
zelne Bereiche eingreift — ist ihm eine wichtige Machtposition 
zugefallen; das Verlangen insbesondere der kleineren Staaten 
nach einem Mitspracherecht bei seiner Wahl erscheint ve r s t änd­
l ich. Die Bedeutung des Amtes ergibt sich i m wesentlichen aus 
seinen drei Hauptfunktionen: als Organ zur Durch führung von 
Beschlüssen, als Ini t ia tor von Programmen und als Leiter einer 
Verwaltung von etwa 2 000 Beschäft igten. 
Während dem Generaldirektor die formale Autor i t ä t zur Aus­
ü b u n g seines Amtes durch die Wahl übe r t r agen wi rd , häng t die 
A u s ü b u n g und Erhaltung seines Einflusses ab von seinem tat­
sächl ichen Handeln und seiner Fähigkei t , einen Konsens z w i ­
schen den widerstreitenden Interessen von Ost und West, von 
Industrie- und En twick lungs lände rn zu erreichen. Einfluß aus­
üben kann er nur, wenn er für sein Handeln das Vertrauen ins­
besondere der wichtigsten L ä n d e r und der Sprecher der Nicht-
Regierungsgruppen hat. 

Dieses Wechselspiel zwischen Generaldirektor einerseits und 
Mitgliedern und Gruppen andererseits w i r d bei der Aufstellung 
des Haushalts deut l ich 1 1 . Auf Grund der Vorschläge des Gene­
raldirektors zu >Programm und Haushalt der ILO<, die detaillier­
te Angaben über das künft ige Arbeitsprogramm enthalten, stellt 
der Rat den Haushalt auf, der von der Arbeitskonferenz anzu­
nehmen ist. Der Generaldirektor kann durch seine Vorschläge 
für bestimmte Programme, für Kürzungen und Erhöhungen lau­
fender Programme bestimmenden Einfluß auf die Arbeit der ILO 
nehmen. Seine Gestaltungsfreiheit w i r d jedoch durch die Ha l ­
tung der Hauptbeitragszahler und der Sprecher der Nicht-Re­
gierungsgruppen e ingeschränkt . Um nicht einen für diese nicht 
annehmbaren Vorschlag zu machen, haben der Generaldirektor 
und andere hochrangige Bedienstete bereits vor Einbringung 
der Vorschläge in den Programm- und Hausha l t sausschuß des 

Verwaltungsrats in informellen Konsultationen mi t den Haupt­
beitragszahlern insbesondere die von ihnen hinnehmbare Ge­
samthöhe und mi t den wichtigsten Gruppenvertretern die von 
ihnen besonders gewünsch ten Programme erkundet. Das Inter­
esse der Hauptbeitragszahler, die über das Druckmit te l der Zah­
lungsverzögerung oder der Kürzung der Bei t räge verfügen, gi l t 
mehr der Gesamthöhe als den einzelnen Programmen. Der Gene­
raldirektor ist bemüh t , die gegensätz l ichen Interessen der 
Hauptbeitragszahler, die in den letzten Jahren ein Nullwachs­
tum forderten, und der En twick lungs l ände r und insbesondere 
der Arbeitnehmergruppe, die für eine Ausweitung der Program­
me eintreten, zu einem Ausgleich zu bringen. 
Wi rd die Wahl des Generaldirektors durch den Verwaltungsrat 
in Zukunft von der Konferenz bestä t ig t , so dürf te seine Position 
und Autor i t ä t insgesamt ges tä rk t werden, da durch die Zust im­
mung der Mehrheit der Delegierten die Basis für seine Wahl 
vergrößer t w i r d . Ob sich der Generaldirektor durch das M i t w i r ­
kungsrecht der Internationalen Arbeitskonferenz künft ig weni­
ger dem Verwaltungsrat als der Konferenz gegenüber verant­
wor t l ich fühlt, wie von den Gegnern eines Mitwirkungsrechts 
der Konferenz vorgebracht wurde, und somit die Position des 
Rates gegenüber dem Generaldirektor geschwächt w i rd , kann 
zwar kaum vorausgesagt werden, ist jedoch unwahrscheinlich. 
Der Rat hat nur hinsichtlich des Bes tä t igungsrech ts der Konfe­
renz eine Mach t schmäle rung hinnehmen müssen; ansonsten ist 
seine Zus tänd igke i t zur Kontrolle der Amts führung des Gene­
raldirektors nicht angetastet worden. I m übr igen ist durch die 
E r h ö h u n g der Zahl der Sitze des Rates dessen Repräsen ta t iv i tä t 
und Auto r i t ä t ges tä rk t worden — insoweit sind die ursprüngl ich 
für die Beteiligung der Konferenz bei der Wahl des Generaldi­
rektors vorgebrachten Gründe weitgehend hinfällig gewor­
den —, so daß der Verwaltungsrat künft ig s t ä rke r die Zusam­
mensetzung und Machtverhä l tn i sse der Konferenz widerspie­
geln w i r d und es daher seltener zu unterschiedlichen Haltungen 
von Rat und Konferenz kommen dürfte . 

IV. Verfahren der Änderung der Verfassung 
M i t der Abschaffung s tändiger Sitze i m Verwaltungsrat für die 
zehn Lände r mi t der größten wirtschaftlichen Bedeutung ist 
auch die Sonderrolle dieser L ä n d e r für das Wirksamwerden 
einer Verfassungsänderung beseitigt worden. Nach dem gelten­
den Ar t ike l 36 bedarf es neben der Annahme einer Ä n d e r u n g 
durch zwei Dr i t t e l der Delegierten der Konferenz auch der Rat i ­
fizierung oder Annahme 1 2 von zwei Dr i t t e ln der Mitglieder, wo­
bei diese zwei Dr i t t e l fünf der zehn Lände r mit der größten w i r t ­
schaftlichen Bedeutung einschließen müssen. Nach der Neufas­
sung t r i t t eine mi t Zweidrittelmehrheit auf der Konferenz be­
schlossene Ände rung in Kraft , wenn sie von zwei Dr i t t e ln der 
Mitglieder ratifiziert oder angenommen worden ist; bei Ä n d e ­
rungen der wichtigsten, i m einzelnen aufgeführten Verfassungs­
bestimmungen bedarf es jeweils einer Dreiviertelmehrheit. Die­
se Bestimmungen betreffen die grundsä tz l ichen Ziele der Orga­
nisation, die Zusammensetzung und Aufgaben der Organe, die 
Regelungen übe r Übere inkommen und Empfehlungen, ein­
schließlich der verfassungsmäßigen Verfahren der Normenkon­
trolle (Beschwerden und Klagen), und das Verfahren der Verfas­
sungsänderung . 
Aus dem Wesen der Verfassung als rechtlicher Grundordnung 
des Zusammenschlusses folgt für die Regelung einer Satzungs­
ä n d e r u n g einmal, daß die Verfassung nicht vorschnell abgeän ­
dert werden kann, da sie ansonsten ihre stabilisierende Funktion 
verlieren würde . Andererseits darf sie aber nicht Verfassungsän­
derungen übermäßig erschweren, da sie dann Veränderungen , 
die nicht mehr durch eine einen Wandel e rmögl ichende offene 
Satzung aufgefangen werden können , nicht gerecht werden 
kann. Auch sollte eine Ver fassungsänderung nicht gegen den 
Wil len einer großen und bedeutenden Minderheit von der Mehr­
heit durchgesetzt werden k ö n n e n 1 3 . 
E in Beispiel für eine nur schwer zu ä n d e r n d e Verfassung war 
Art.422 des Versailler Vertrages 1 4, die Vorgängerregelung des 
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jetzigen Art.36 der ILO-Verfassung. Hiernach war neben einer 
Zweidrittelmehrheit der Konferenz und einer Ratifizierung 
durch drei Viertel der Mitglieder der ILO auch die Ratifizierung 
durch die i m Rat des Völkerbundes vertretenen Staaten erfor­
derlich. Die 1922 angenommenen Änderungen , die eine Vergrö­
ßerung des Verwaltungsrats von 24 auf 32 Mitglieder und die 
Festlegung einer Mindestzahl von Sitzen für außereuropä ische 
L ä n d e r vorsahen, konnten erst 1934, bedingt durch das Veto­
recht der Mitglieder des Völkerbundra t s , i n Kraf t t re ten 1 5 . 
Die seit 1946 geltende Regelung erleichterte durch das Erforder­
nis einer Zweidrittelmehrheit eine Verfassungsänderung, wobei 
den Interessen der zehn bedeutendsten L ä n d e r durch ein Quasi­
Vetorecht Rechnung getragen wurde. Die auf den Konferenzen 
von 1953,1962 und 1972 beschlossenen Änderungen zur Vergrö­
ßerung des Rates konnten nach relativ kurzer Zeit i n Kraf t tre­
ten; das Vorrecht der zehn wichtigsten L ä n d e r hat auch nicht 
das Inkrafttreten einer von der Internationalen Arbeitskonfe­
renz beschlossenen Ände rung verhindert 1 6 . 
Die künftige Regelung schafft hinsichtlich der Abände rba rke i t 
durch die Voraussetzung einer Zweidrittelmehrheit einen ange­
messenen Ausgleich zwischen Beweglichkeit und Starrheit. A n ­
dererseits w i r d durch das Erfordernis einer Dreiviertelmehrheit 
bei grundlegende Bestimmungen der Verfassung b e r ü h r e n d e n 
Änderungen zumindest weitgehend sichergestellt, daß eine der­
artige Änderung nicht gegen den Wil len einer bedeutenden M i n ­
derheit i n Kraf t treten kann. 
Die Zustimmung einer größeren Mehrheit bei grundlegenden 
Änderungen ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da auch 
die Mitglieder, die die Änderungen nicht ratifizieren oder an­
nehmen, an die Änderungen gebunden sind. Insoweit w i r d das 
Problem der Rechtsstellung der übe r s t immten Mitglieder bei 
durch Mehrhei tsbeschluß wirksam werdenden Verfassungsän­
derungen eindeutig geregelt und es w i r d ein une rwünsch t e r Z u ­
stand, in dem für die Mitglieder, die einer Änderung nicht zuge­
stimmt haben, die bisherige Satzung weiter in Kraf t bleibt und 
somit die Rechtsgrundlagen der Organisation zersplittert wer­
den, vermieden 1 7 . Andererseits b e r ü h r t die Frage der Bindung 
an eine nicht zugestimmte, aber i n Kraft getretene Ände rung die 
Souverän i t ä t der betroffenen Mitgliedstaaten. Das Mitgl ied 
kann dann entweder nach A r t . l Abs.5 aus der ILO austreten, 
wobei diese E r k l ä r u n g zwei Jahre spä te r i n Kraf t t r i t t , oder aber 
ein außerordent l iches Kündigungs rech t i n Anspruch neh­
men 1 8 . 

V. Wertung und Ausblick 
Eine Wertung der Verfassungsänderung läßt sich aus zwei Rich­
tungen vornehmen: einmal aus der Sicht der Organisation h in ­
sichtlich einer Verlagerung von Macht und Zus tänd igke i t en 
zwischen den einzelnen Organen und hinsichtlich der weiteren 
Arbeits- und Funkt ionsfäh igke i t der Organisation, zum anderen 
aus der Sicht der Mitglieder hinsichtlich der Wahrung ihrer 
Interessen. Diese beiden theoretisch unterscheidbaren Gesichts­
punkte sind allerdings bei einer Organisation, deren Arbeits­
und Funkt ionsfähigkei t mangels Zwangsmitteln wesentlich von 
der Zustimmung der Mitglieder abhängt , weitgehend miteinan­
der verbunden und lassen sich daher i n der Praxis nur schwer 
trennen. 
Der Wandel in Struktur und Arbeitsweise seit 1945 ist bei der 
ILO weniger deutlich und weitreichend als bei den Vereinten 
Nationen. Obwohl beide Organisationen von ihrer Umwelt ab­
hängen, schlagen sich Veränderungen der politischen Lage (Ost-
West-Gegensatz und Kalter Krieg, Entkolonisierung und Er­
starken der Dr i t ten Welt) bei den U N , deren Ziel die Friedens­
sicherung ist, ungleich s t ä rke r nieder als bei der ILO, die einen 
begrenzten funktionalen Aufgabenbereich hat. Deutliche Ver­
änderungen der inneren Struktur, wie bei der Weltorganisation 
die Gewichtsverlagerung zwischen Sicherheitsrat und General­
versammlung, haben bei der ILO nicht stattgefunden. Von den 
Veränderungen der weltpolitischen Lage waren die wesentli­
chen Tät igkei ten der ILO äußerl ich nicht betroffen, auch wenn 

inhalt l ich eine Anpassung an die Änderungen erfolgte. Hinsicht­
lich der Normensetzung wurden jähr l ich durchschnittlich zwei 
Übe re inkommen und zwei Empfehlungen angenommen. Auch 
blieb der Dienstleistungsbereich weitgehend unbee in t r äch t ig t 
und wurde stetig ausgebaut; Veränderungen zeigen sich jedoch 
insoweit, als zum Beispiel der Ante i l Afrikas an der gesamten 
Technischen Zusammenarbeit inzwischen über 50vH be t räg t , 
w ä h r e n d Technische Hilfe in den Anfangsjahren zunächs t ü b e r ­
wiegend Europa geleistet wurde. 
Andererseits gingen die weltpolitischen Ereignisse nicht unbe­
merkt an der ILO vorbei, was sich bei Entschl ießungen zu S ü d ­
afrika oder Israel oder bei der Anerkennung der Vollmachten 
von Delegierten nach einem Regierungswechsel zeigte. Auch 
konnte die Arbeitgebergruppe nach der Aufnahme sozialisti­
scher Staaten i m Jahre 1954 nur bis 1958 verhindern, daß öst l i ­
che Arbeitgebervertreter — entsandt werden meist Direktoren 
staatlicher Betriebe — mi t Stimmrecht in den Ausschüssen der 
Konferenz vertreten waren 1 9 . Allerdings war der Aust r i t t der 
USA i m Jahre 1977, der jedoch mi t internen Entwicklungen der 
ILO begründe t wurde, für die Organisation von einschneidender 
Bedeutung; so hat trotz des Wiederbeitritts der USA i m Jahre 
1980 die reale Höhe des Haushalts immer noch nicht wieder das 
Niveau der Zeit vor dem Austr i t t erreicht. Trotzdem hat sich die 
ILO als stabil und arbei ts fähig erwiesen 2 0. 
Diese S tab i l i t ä t h ä n g t bei der ILO neben der begrenzten funk­
tionalen Aufgabenstellung i n hohem Maße von der dreigliedri­
gen Struktur ab. Obwohl sich i n der Regierungsgruppe p o l i t i ­
sche Gegensätze deutlich zeigen, werden sie durch die weitaus 
homogeneren Nicht-Regierungsgruppen insgesamt abge­
schwächt . Die Haltung der Arbeitnehmergruppe des Rates w i r d 
i m wesentlichen von den Vertretern der Mitglieder des Interna­
tionalen Bundes Freier Gewerkschaften (IBFG) bestimmt, ob­
wohl in der Gruppe auch Mitglieder christlicher Gewerkschaf­
ten und des (kommunistisch dominierten) Weltgewerkschafts­
bundes (WGB) vertreten sind, w ä h r e n d für die Arbeitgeber die 
Internationale Arbeitgeberorganisation (International Organi­
sation of Employers, IOE) von entscheidender Bedeutung ist. 
F ü r beide Gruppen bereiten die in Genf ansässigen Sekretariate 
die Tagungen vor und bestimmen so wesentlich das Verhalten 
der beiden Gruppen 2 1 . 
M i t der Abschaffung der s tändigen Sitze der zehn L ä n d e r mi t 
der größten wirtschaftlichen Bedeutung i m Verwaltungsrat und 
des Quasi-Vetorechts bei der Verfassungsänderung geht der zu­
künft ige Verfassungstext weitgehend von der Gleichheit der 
Mitglieder aus und beseitigt insoweit die bisherige Anerkennung 
der Ungleichheit. Die Tatsache, daß beispielweise die Stimme 
San Marinos das gleiche Gewicht wie die der USA hat, heißt 
allerdings nicht, daß beide den gleichen Einfluß haben; anderer­
seits bedeutet das Stimmgewicht der US-Regierungsvertreter 
auf der Konferenz von einem Drittelprozent nicht, daß ihr E i n ­
fluß vernachläss ig t werden könnte . Der sich i m Satzungstext 
niederschlagende mangelnde Realismus hinsichtlich des unter­
schiedlichen politischen und wirtschaftlichen Gewichts ent­
spricht dem Mangel an Realismus derjenigen, die übersehen , daß 
die wichtigsten Staaten in den Organen einen Einfluß haben, der 
weit über ihr Stimmgewicht hinausgeht 2 2. Zwar ist dieser E i n ­
fluß nicht quantifizierbar oder direkt nachweisbar, auch spre­
chen nicht gegen die Annahme unterschiedlichen Einflusses A b ­
stimmungen, in denen die bedeutenderen Staaten durch eine 
Koal i t ion der Kleineren übe r s t immt worden sind; jedoch läßt 
sich eine Meinungsführerschaf t der wichtigsten Staaten nicht 
übersehen. 
Wie oben am Beispiel der Aufstellung des Haushalts gezeigt 
wurde, ist auch auße rha lb der Vertretungsorgane der Einfluß 
der bedeutenderen L ä n d e r auf die Arbei t der ILO groß. Die 
Ungleichheit i n der Möglichkeit , innerhalb und außerha lb der 
Vertretungsorgane Einfluß auszuüben , w i r d durch die Verfas­
sungsänderungen , insbesondere die Reduzierung des Stimmge­
wichts i m Verwaltungsrat daher — wenn ü b e r h a u p t — nur un­
wesentlich be rühr t . 
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Von größerer Bedeutung für die Zukunft der ILO und das Ver­
trauen ihrer Mitglieder i n die Organisation dürf te jedoch die 
Person des Generaldirektors sein. Die bisherigen Generaldirek­
toren kamen seit 1919 alle aus westlichen L ä n d e r n (Frankreich, 
Großbr i tannien , I r land und USA); die Amtszeit des 1974 ge­
wäh l t en und zweimal wiedergewähl ten jetzigen Generaldirek­
tors, des Franzosen Francis Blanchard, läuft 1989 aus. Wie oben 
dargelegt wurde, kann der Generaldirektor, sofern er das Ver­
trauen der wichtigsten L ä n d e r und der beiden Nicht-Regie­
rungsgruppen genießt, auf die Programme der Organisation ei­
nen wesentlichen Einfluß nehmen; sein Einfluß als Vermitt ler 
zwischen den widerstreitenden Interessen zur Bi ldung eines 
Konsensus ist für die Kon t inu i t ä t der I L O von lebenswichtiger 
Bedeutung. 
Wer Blanchard nachfolgt, ob wieder ein Vertreter eines west l i ­
chen Industrielandes oder eines Entwicklungslandes, kann noch 
nicht abgesehen werden. Fü r die Zustimmung des Westens dürf­
te jedoch von entscheidender Bedeutung sein, daß auch der 
künft ige Generaldirektor die Iden t i t ä t der I L O als normenset­
zender Organisation und als Erbringer von Dienstleistungen 
innerhalb des Mandats der Organisation nicht wesentlich ände r t 
und etwa die Fö rde rung der beruflichen Grundrechte, wie sie 
von der ILO entwickelt wurden, weiter un te r s tü tz t . 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die Ver fassungsänderun­
gen dem Wandel i n der I L O seit 1945 Rechnung getragen haben 
und dem Petitum insbesondere der Dr i t ten Welt gerecht wurden, 
ohne daß die Interessen der westlichen L ä n d e r gefährdet wer­
den. Es kann daher erwartet werden, daß sich die künft ige 
Struktur als ebenso wirksam und stabil wie die gegenwär t ige 
erweisen w i r d . Die ILO kann damit weiter zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeitnehmer i n aller 
Welt beitragen und sich so weiter bemühen , das i m ersten Satz 
der P r ä a m b e l der Verfassung enthaltene hohe Ziel — »Der Welt­
friede kann auf die Dauer nur auf sozialer Gerechtigkeit aufge­
baut werden« — zu verwirklichen. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verfassungsänderungen ist 
allerdings noch ungewiß, da bisher nur einige kleinere L ä n d e r 
die notwendige Ratifizierung oder Annahme durchgeführ t ha­
ben. Sofern allerdings der m ü h s a m erreichte Konsens übe r die 
Änderungen durch eine ungenügende Zahl von Ratifikationen 
oder Annahmen nicht verwirkl icht w i rd , ist mi t einer schweren 
Krise der I L O zu rechnen. Deren Ausgang w ä r e allerdings nicht 
absehbar. 

Im Interesse der Gäste wie 
Die Weltorganisation für Tourismus (WTO) 
Das Reisen ist wohl so alt wie die Menschheit selbst. Den Tou­
rismus i m heutigen Sinn — als P h ä n o m e n des tägl ichen Lebens 
zumindest i m überwiegenden Teil der Industriestaaten — gibt es 
erst seit der Mi t te dieses Jahrhunderts. Er ist ein Produkt des seit 
dem Ende des letzten Weltkrieges wesentlich verbesserten Le­
bensstandards und des seit den dreißiger Jahren insbesondere 
von der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) propagierten 
Rechts auf regelmäßigen bezahlten Urlaub, das auch i n A r t i ­
kel 24 der Allgemeinen E r k l ä r u n g der Menschenrechte von 1948 
Eingang gefunden hat. Dort heißt es: 
»Jeder Mensch hat Anspruch auf Erholung und Freizeit sowie auf eine ver­
nünftige Begrenzung der Arbeitszeit und auf periodischen bezahlten Ur­
laub.« 

I m Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und k u l ­
turelle Rechte von 1966 werden i n Ar t i ke l 7, Absatz d 
»Arbeitspausen, Freizeit, eine angemessene Begrenzung der Arbeitszeit, re­
gelmäßiger bezahlter Urlaub sowie Vergütung gesetzlicher Feiertage« 

ausdrück l ich als Bestandteil des von den Vertragsstaaten aner­
kannten Rechtes auf gerechte und günst ige Arbeitsbedingungen 
gekennzeichnet. 

Anmerkungen 

1 Vgl. Robert W. Cox, ILO: Limited Monarchy, in: R. W. Cox/H. K. Jacobsen (eds.), 
The Anatomy of Influence, New Haven-London 1973, S.102ff. 

2 Vgl. zu den Normen: N(icolas) Valticos, International Labour Law, Deventer 
1979. 

3 Vgl. zu den verschiedenen Forderungen: Internationales Arbeitsamt, Struktur der 
IAO. Bericht IX zur 59. Internationalen Arbeitskonferenz, Genf 1974, S.7ff. 

4 Vgl. zum Ablauf der Strukturreform und zu Einzelheiten der Regelungen: Gis­
bert Brinkmann, IAO: Ende der Strukturdiskussion?, Bundesarbeitsblatt (BArbBl) 
4/1986, S.26H. 

5 Vgl. zur Struktur der ILO und zu den Verfassungsänderungen von 1945 und 1946: 
Hartwig Bülck, Die neue Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation, 
Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 107 (1951), S.90fl; C. W. Jenks, The 
Revision of the Constitution of the International Labour Organization, British 
Yearbook of International Law (B.Y.B.I.L.) 23 (1946), S.303H. 

6 Zwei Regierungssitze sollen für nicht in einem Regionalprotokoll berücksichtigte 
Staaten freigehalten werden; hierdurch wurde das >Israel-Problem< gelöst, da Isra­
el in dem Protokoll der asiatischen Region nicht berücksichtigt worden war. 

7 Vgl. Ignaz Seidl-Hohenveldern, Das Recht der Internationalen Organisationen ein­
schließlich der Supranationalen Gemeinschaften, Köln-Berlin-Bonn-München 
1984 (4. Aufl.), Rdnr.ll41ff.; Henry G. Schermers, International Institutional Law, 
Alpen aan den Rhijn-Rockville 1980, Paragraph 354ff. 

8 Diese Forderung wurde insbesondere von westlichen Vertretern erhoben; vgl. 
Struktur der IAO (Anm.3), S.48H. 

9 Vgl. Struktur der IAO (Anm.3), S.31ff. 
10 Vgl. Cox (Anm.l), S.119ff. 
11 Vgl. Cox (Anm.l), S.115. 
12 Vgl. zum Unterschied von Ratifizierung und Annahme: Ralph Zacklin, The 

Amendment of the Constitutive Instruments of the United Nations and Specialized 
Agencies, Leyden 1968, S.155ff. Nach deutschem Verfassungsrecht ist für eine 
Ratifizierung ein Zustimmungsgesetz nach Art.59II2 des Grundgesetzes erforder­
lich, während eine Annahme nach Beschluß der Bundesregierung durch den Au­
ßenminister erklärt wird. Die bisherigen Änderungen der ILO-Verfassung wurden 
angenommen und nicht ratifiziert. Die Bundesrepublik Deutschland ist der ILO 
ohne Ratifizierung der ILO-Verfassung beigetreten; siehe das Schreiben des Bun­
deskanzlers v. 12.5.1951, BArbBl 1951, S.405. 

13 Vgl. Schermers (Anm.7), Paragraph 1012ff.; C. Wilfred Jenks, Some Constitutional 
Problems of International Organizations, B.Y.B.I.L. 22 (1945), S.ll, 68. 

14 Vgl. zur Auslegung: Ernst Berger/Ewald Kuttig/Horst Rhode, Internationales Ar­
beitsrecht, Berlin 1931, S.170ff. 

15 Vgl. Zacklin (Anm.12), S.60ff., 87ff. 
16 Die auf der Arbeitskonferenz von 1964 angenommenen drei Änderungen, von 

denen zwei die Möglichkeit des Ausschlusses oder der Suspendierung der Mitglied­
schaft eines Staates, der eine Apartheidpolitik verfolgt, vorsahen, scheiterten be­
reits an der nicht erreichten Zweidrittelmehrheit der Ratifizierung oder Annah­
me. 

17 Vgl. Lester H. Phillips, Constitutional Revision in the Specialized Agencies, Ame­
rican Journal of International Law 62 (1968), S.654, 671. 

18 Vgl. Seidl-Hohenveldern (Anm.7), Rdnr.1530; Zacklin (Anm.12), S.161ff. 
19 Vgl. Ernst B. Haas, Beyond the Nation-State, Functionalism and International 

Organization, Stanford 1964, S.204, 211. 
20 Bei näherer Betrachtung scheint sich das Abseitsstehen auch für (aus sehr unter­

schiedlichen Gründen) ILO-kritische Staaten nicht zu lohnen. Während die USA in 
die Organisation zurückgekehrt sind, hat Polen seinen 1984 für Mitte November 
1986 angekündigten Austritt (vgl. VN 1/1985 S.25f.) erst einmal aufgeschoben. 
Rechtskräftig geworden ist dagegen 1985 der Austritt Vietnams. 

21 Die Darstellungen von Haas (Anm.19) von 1964 (dort S.197ff.) und Cox (Anm.l) von 
1973 (dort S.116ff.) stimmen weitgehend mit den heutigen Gegebenheiten über­
ein. 

22 Vgl. Inis L. Claude, Swords Into Plowshares. The Problems and Progress of Inter­
national Organization, New York 1971 (4. Aufl.), S.133; vgl. auch Wellington Koo, 
Voting Procedures in International Political Organizations, New York 1947, S.21, 
der zwischen >voting power< (Stimmgewicht) und >voting strength< (Stimmacht) 
unterscheidet. 

der Gastgeber 
WILLIBALD P. PAHR 

Die sprunghafte Entwicklung des Tourismus hat die Staaten i m 
Interesse ihrer eigenen S t aa t sbü rge r wie in dem der a u s l ä n d i ­
schen Besucher insbesondere auf den Gebieten des Verkehrswe­
sens, der Hotellerie, der Restauration, der Raumplanung und 
Raumordnung sowie der Ausbildung mi t neuen Aufgaben kon­
frontiert. Der Fremdenverkehr macht aber an den Grenzen nicht 
halt, sondern entwickelt sich übe r Landesgrenzen hinweg; er 
wurde sowohl zu einem wesentlichen Bestandteil des zwischen­
staatlichen Wirtschaftsverkehrs als auch der Begegnung z w i ­
schen den verschiedenen Völkern und Kul turen. Viele Probleme 
des internationalen Tourismus wurden zu Fragen, die nur in 
zwischenstaatlicher Zusammenarbeit befriedigend gelöst wer­
den können. Gleichzeitig entwickelte sich das Bedürfnis , die auf 
diesem verhä l tn i smäßig neuen Gebiet gemachten nationalen Er­
fahrungen und Kenntnisse auszutauschen und vor allem auch 
den En twick lungs lände rn zugängl ich zu machen. 
Diesen Bedürfnissen Rechnung tragend wurde die Weltorgani­
sation für Tourismus (World Tourism Organization, WTO; fran­
zösisch: Organisation Mondiale du Tourisme, OMT) als z w i ­
schenstaatliche Organisation zur Behandlung aller Angelegen-
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heiten des Fremdenverkehrs gegründet . Sie nahm am 2. J ä n n e r 
1975 ihre Tät igkei t auf und bestimmte auf ihrer ersten General­
versammlung i m Mai 1975 Madr id zu ihrem Amtssitz. 

I. Die Mitglieder der WTO 

Die WTO hat drei verschiedene Gruppen von Mitgliedern: V o l l ­
mitglieder, assoziierte Mitglieder und angeschlossene Mitg l ie ­
der. 
Die Vollmitgliedschaft i n der Organisation kann nur von souve­
ränen Staaten erworben werden. Derzeit hat die WTO 109 V o l l ­
mitglieder. Assoziierte Mitglieder können Territorien oder 
Gruppen von Territorien werden, die nicht selbst für ihre aus­
wär t igen Beziehungen verantwortl ich sind. Voraussetzung da­
für ist die Zustimmung des Staates, der für ihre auswär t igen 
Beziehungen verantwortl ich ist. Die angeschlossene Mitglied­
schaft i n der Organisation kann von internationalen Organisa­
tionen staatlichen oder nichtstaatlichen Charakters erworben 
werden, die sich mi t besonderen touristischen Interessengebie­
ten befassen, sowie von kommerziellen Körperschaf ten und Ver­
einigungen, deren Tät igkei t mi t den Zwecken der Organisation 
i n Verbindung steht oder ihre Zus tänd igke i t be rühr t . Die WTO 
hat drei assoziierte Mitglieder und 150 angeschlossene Mitg l ie ­
der. 
Alle Mitglieder nehmen an allen Akt iv i tä ten der Organisation 
vollen Antei l ; allerdings besitzen nur Vollmitglieder das St imm­
recht in den Organen der Organisation. Die WTO ist die einzige 
zwischenstaatliche Organisation, in der auch nichtstaatliche Or­
ganisationen und Einrichtungen als Mitglieder und nicht bloß in 
einer beratenden Funktion mi twi rken können . Demnach geht 
die WTO weiter als selbst die ILO, deren Verfassung vorsieht, 
daß die jeweilige nationale Delegation bei der Internationalen 
Arbeitskonferenz sich aus Regierungsvertretern und Vertretern 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammensetzt. Damit t r äg t 
die WTO als erste und einzige Organisation vo l l dem Umstand 
Rechnung, daß Problemlösungen in der heutigen Zeit erfolgreich 
nur in enger Zusammenarbeit zwischen dem staatlichen und 
dem nichtstaatlichen Sektor erzielt werden können . 

II. Die Organe der WTO 

Die WTO hat drei Hauptorgane: die Generalversammlung, den 
Exekutivrat und das Sekretariat. 
Die Generalversammlung ist das oberste Organ der WTO, sie legt 
das Arbeitsprogramm fest, bestimmt das Budget der Organisa­
t ion und entscheidet übe r ihre Poli t ik. Die Generalversammlung 
t r i t t alle zwei Jahre zu ordentlichen Tagungen zusammen. Alle 
Vollmitglieder und assoziierten Mitglieder sowie eine Delega­
t ion der angeschlossenen Mitglieder sind in ihr vertreten. 
Der Exekutivrat w i r d von der Generalversammlung aus dem 
Kreis der Vollmitglieder gewähl t . F ü r je fünf Vollmitglieder 
w i r d unter Berücks ich t igung einer angemessenen geographi­
schen Verteilung je ein Mitgl ied i n den Exekutivrat gewähl t . Die 
assoziierten Mitglieder und die angeschlossenen können je einen 
Vertreter in den Exekutivrat entsenden, der ohne Stimmrecht an 
den Arbeiten dieses Rates mi twi rken kann. Der Exekutivrat, der 
zweimal jähr l ich zu ordentlichen Tagungen zusammentritt, 
t r i f f t zwischen den Tagungen der Generalversammlung auf Vor­
schlag des Genera l sekre tä rs alle zur Durch führung des Arbeits­
programms und zur Wahrnehmung aller Angelegenheiten der 
Organisation notwendigen Beschlüsse. 
Dem Sekretariat obliegt unter der Leitung des von der General­
versammlung auf die Dauer von vier Jahren gewähl ten General­
sekre tärs insbesondere die Durch führung des Arbeitspro­
gramms und aller sonstigen Beschlüsse der Generalversamm­
lung und des Exekutivrats. Dem Genera lsekre tä r , der nur der 
Generalversammlung verantwortl ich ist, obliegt auch die recht­
liche Vertretung der Organisation. 
I n Unterordnung unter die Generalversammlung wurden sechs 
Regionalkommissionen zur Wahrnehmung spezifischer Proble­

me und Angelegenheiten der jeweiligen Regionen eingerichtet. 
Solche Regionalkommissionen bestehen für Afr ika , Amerika, 
Europa, Nahost, Ostasien und Pazifik sowie Südas ien . 
Der Exekutivrat hat gegenwär t ig fünf nachgeordnete Organe: 
den Haushalts- und F inanzausschuß , den technischen Ausschuß 
für Programm und Koordinierung, den Umwel tausschuß , den 
Ausschuß für Statistik und den Ausschuß für Angelegenheiten 
der Erleichterung des Fremdenverkehrs. Die Mitglieder dieser 
Ausschüsse werden jeweils vom Exekutivrat bestimmt. 

III. Die Ziele der Organisation 

Die Ziele der WTO werden in Ar t i ke l 3 ihres Statuts wie folgt 
definiert: 
»(1) Hauptzweck der Organisation ist die Förderung und Entwicklung 
des Fremdenverkehrs mit dem Ziel, zur wirtschaftlichen Entwicklung, 
zur internationalen Verständigung, zum Frieden, zum Wohlstand und 
zur allgemeinen Achtung und Wahrung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle Menschen ohne Unterschied der Rasse, des 
Geschlechts, der Sprache oder Religion beizutragen. Die Organisation 
trifft alle geeigneten Maßnahmen, um dieses Ziel zu erreichen. 
(2) Zu diesem Zweck wird sich die Organisation besonders der Inter­
essen der Entwicklungsländer auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs 
annehmen.« 
I m Sinne dieser Bestimmung befaßt sich die WTO gegenwär t ig 
insbesondere mi t den i m folgenden dargestellten Problemen. 
• Die WTO setzt sich mi t Nachdruck für die Anerkennung der 
wirtschaftlichen Bedeutung des Fremdenverkehrs und des Bei­
trags, den der Tourismus für den kulturellen Austausch, die Völ­
ke rve r s t änd igung und damit auch für den Weltfrieden leistet, 
ein. 
• Die WTO ist i m Zusammenwirken mi t den Sonderorganisa­
tionen der Vereinten Nationen und anderen zwischenstaatlichen 
und nichtstaatlichen Organisationen bemüh t , das Reisen zu er­
leichtern, die Grenzformal i tä ten zu vereinfachen und ü b e r h a u p t 
alle Hindernisse zu beseitigen, die geeignet sind, die Reise tä t ig­
keit und die Freizügigkei t der Tourismusindustrie zu behindern. 
Diese Aufgabe w i r d insbesondere von dem vom Exekutivrat ein­
gesetzten Ausschuß für Angelegenheiten der Erleichterung des 
Reiseverkehrs wahrgenommen. Die WTO handelt dabei i n 
Durch führung der Empfehlungen der Konferenz der Vereinten 
Nationen übe r internationalen Reiseverkehr und Tourismus i n 
Rom vom September 1963, der E r k l ä r u n g von Manila übe r den 
Welttourismus (1980), des Dokuments von Acapulco (1982) und 
der von der 6. Generalversammlung der WTO angenommenen 
Tourismus-Charta (1985). Außerdem hat der Genera l sekre tä r 
der WTO i m Sinne eines Beschlusses des Exekutivrats den Ent­
wur f eines Abkommens übe r gewisse M a ß n a h m e n zur Erleichte­
rung des Reiseverkehrs ausgearbeitet und allen Staaten sowie 
interessierten internationalen Organisationen zur Stellungnah­
me zugeleitet. Sollte dieses Projekt übe rwiegend Zustimmung 
finden, w i r d es der bevorstehenden Generalversammlung mi t 
dem Vorschlag unterbreitet werden, diesen Entwurf zum Gegen­
stand einer diplomatischen Konferenz zu machen, bei der der 
endgül t ige Text angenommen und den Staaten zur Unterzeich­
nung und Ratif ikation vorgeschlagen werden soll. 
• E in weiteres besonderes Anliegen der WTO ist die Sicherheit 
und der Schutz der Reisenden. Die WTO ist daher bemüht , i m 
Zusammenwirken mi t anderen interessierten internationalen 
Organisationen sowie ihren Mitgliedstaaten M a ß n a h m e n zum 
Schutze der Touristen gegen Gefahren welcher A r t auch immer 
zu vers tä rken . Diese M a ß n a h m e n richten sich insbesondere ge­
gen terroristische Angriffe, aber auch gegen Gefahren, die 
Krankheiten wie A I D S mi t sich bringen. Gerade Terrorismus 
und A I D S haben gezeigt, daß die Gefahren, die damit für Rei­
sende verbunden sein können , von tiefgreifenden Auswirkungen 
auf den Fremdenverkehr sind. — In diesem Zusammenhang be­
m ü h t sich die WTO auch um eine Vers tä rkung des Rechtsschut­
zes und der Gesundhei ts fürsorge für aus ländische Touristen i n 
Notfällen. Dazu gehören vor allem die G e w ä h r u n g von Rechts­
und Verfahrenshilfe, Erster Hilfe und erforderlichenfalls Repa­
tr i ierung i n den Heimatstaat. 
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Tourismus 
als Einnahmequelle 

Anteil der Einnahmen von ausländischen Touristen 
an den gesamten Deviseneinnahmen* in % 
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Einen volkswirtschaftlichen Faktor ersten Ranges stellt der Fremdenverkehr nicht nur 
für eine ganze Reihe von Entwicklungsländern, sondern auch für mehrere europäische 
Staaten dar. Spanien — übrigens Sitz der Weltorganisation für Tourismus (WTO) — 
verdankt mehr als ein Fünftel seiner Deviseneinnahmen dem Geschäft mit den Rei­
senden. Der Tourismus hat freilich nicht nur erfreuliche Begleiterscheinungen; zu 
einem vernünftigen Ausgleich der Interessen will die WTO beitragen. Seitens der Ver­
einten Nationen wurde die Bedeutung des Fremdenverkehrs schon vor zwei Jahrzehn­
ten durch die Begehung des »Internationalen Touristen]ahres< (1967) gewürdigt. 

• Besondere Bedeutung kommt der Un te r s tü t zung von Staaten 
der Dr i t ten Welt auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs zu. Die 
WTO hi l f t den En twick lungs l ände rn auf deren Ersuchen insbe­
sondere bei der Untersuchung der Möglichkei ten für eine Ent­
wicklung des Tourismus, bei der Ausarbeitung einer Fremden­
verkehrspolitik und auf dem Gebiete der Aus- und Fortbildung 
in Fremdenverkehrsberufen. Diese M a ß n a h m e n der Techni­
schen Hilfe werden zum überwiegenden Teil aus Mi t te ln des 
Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) 
— aber auch anderer internationaler Organisationen (beispiels­
weise der Europä i schen Gemeinschaft) — oder i m Rahmen der 
bilateralen Hilfe finanziert. 
• Die Bi ldung entsprechend qualifizierter Fachkrä f te in allen 
Bereichen des Fremdenverkehrs ist eine wesentliche Bedingung 
für die kontinuierliche Weiterentwicklung und Expansion des 
Tourismus. Das gi l t für den Fremdenverkehr in den Entwick­
lungs ländern genauso wie i n den Industriestaaten. Vorausset­
zung dafür ist sowohl die Gewähr le i s tung einer berufsspezifi­
schen Ausbildung als auch einer entsprechenden Erziehung. Die 
Beziehungen zwischen Menschen stellen ein wesentliches Merk­
mal aller Berufe i m Fremdenverkehr dar. U m diese Beziehungen 
positiv zu gestalten, bedarf es neben der Ausbildung auch einer 
entsprechenden Erziehung. Die WTO ist durch ein umfassendes 
einschlägiges Programm bemüht , i n Zusammenarbeit mi t ihren 
Mitgliedstaaten und interessierten internationalen Organisatio­

nen beides zu gewähr le is ten . Dieses Programm umfaßt unter 
anderem Seminare, Arbeitsgruppen und Kurz lehrgänge für die 
Weiterbildung in einzelnen Fremdenverkehrsberufen, die Er­
richtung regionaler Ausbi ldungss tä t ten , die Ausarbeitung von 
Model l -Lehrp länen , M a ß n a h m e n zur Erhaltung und Gewähr le i ­
stung eines einheitlichen und möglichst hohen Niveaus beste­
hender nationaler Ausbildungseinrichtungen und die G e w ä h ­
rung von Stipendien. 
• Der Beitrag des Fremdenverkehrs zur wirtschaftlichen, so­
zialen und kulturellen Entwicklung sowie zur Völkervers tändi ­
gung w i r d nur dann vol l zum Tragen kommen, wenn negative 
Auswirkungen, die mi t dem Tourismus verbunden sein können , 
vermieden werden. Der Fremdenverkehr kann solche negativen 
Auswirkungen insbesondere für die Umwelt haben, wenn seiner 
Entwicklung keine Besch ränkungen auferlegt werden. Auf die­
sem Gebiet ist das Zusammenwirken zwischen der Tourismus­
industrie und den zus tänd igen staatlichen Stellen von besonde­
rer Bedeutung. Die Erhaltung der Umwelt ist nicht nur i m Inter­
esse künft iger Generationen, sondern auch i n dem des Touris­
mus selbst ein dringendes Gebot der Stunde, sind doch die 
Schönhe i ten der Natur — aber auch die regionalen Sitten und 
Gebräuche — eine wesentliche At t rak t ion für den Fremdenver­
kehr. Aus allen diesen G r ü n d e n hat sich die WTO stets als A n ­
wal t des Umweltschutzes verstanden und ist mit Nachdruck für 
einen Ausgleich der Entwicklung des Fremdenverkehrs mi t dem 
Interesse an der Erhaltung der Umwel t eingetreten. Auch in die­
sem Bereich arbeitet die WTO eng mi t anderen internationalen 
Organisationen — insbesondere mi t dem Umweltprogramm der 
Vereinten Nationen (UNEP), der UNESCO, aber auch mit Euro­
parat und Europä i scher Gemeinschaft — zusammen. 
• Die WTO ist ein Zentrum des Austauschs von Informationen 
über alle erdenklichen Fragen und Belange des Fremdenver­
kehrs. Dies gi l t insbesondere für den Bereich der Statistik. Die 
WTO arbeitet das gesamte statistische Material auf tour i s t i ­
schem Gebiet regelmäßig auf und veröffentl icht es periodisch. 
Insbesondere in ihrem Ausschuß für Statistik ist die WTO auch 
um eine Harmonisierung und Standardisierung statistischer Da­
ten bemüh t . Weiterhin verfolgt die WTO die Tendenzen und Ent­
wicklungen auf dem Gebiet des Tourismus und die Ä n d e r u n g der 
F remdenve rkeh r s s t röme und untersucht die dafür maßgebenden 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Ursachen. Die WTO 
publiziert regelmäßig das Ergebnis dieser Untersuchungen und 
stellt ihren Mitgliedern auf Wunsch auch Studien übe r besonde­
re Fragen zur Verfügung. Die WTO hofft sich in Zukunft zu 
einem Umschlagplatz für alle touristisch relevanten Informatio­
nen zu entwickeln, die bestehenden Informationszentren einem 
möglichst weiten Kreis Interessierter zugängl ich zu machen und 
dort, wo es notwendig ist, durch eigene Informationen zu e rgän­
zen. Dadurch sollen insbesondere auch eine Duplizierung von 
Akt iv i tä ten und damit überf lüssige Arbeiten vermieden wer­
den. 
• Endlich ist die WTO auch ein Forum eines allgemeinen Ge­
danken- und Erfahrungsaustausches sowohl zwischen Regie­
rungsvertretern als auch mi t Vertretern der Privatwirtschaft. 

IV. Die WTO und die Vereinten Nationen 

Die WTO ist keine Sonderorganisation der Vereinten Nationen. 
Ihr Verhäl tnis zu den Vereinten Nationen w i r d in A r t i k e l 3, 
Absatz 2 ihrer Statuten festgelegt, der folgenden Wortlaut 
hat: 
»Um ihre führende Rolle auf dem Gebiete des Fremdenverkehrs zur 
Geltung zu bringen, begründet und unterhält die Organisation eine 
wirksame Zusammenarbeit mit den zuständigen Organen der Verein­
ten Nationen und ihren Sonderorganisationen. In diesem Zusammen­
hang strebt die Organisation ein Zusammenwirken mit und eine Teil­
nahme an dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen als 
beteiligte und ausführende Organisation an.« 
In Durch führung dieser Bestimmung der Statuten hat die WTO 
ein Abkommen übe r die Zusammenarbeit und die Beziehungen 
mi t den Vereinten Nationen abgeschlossen, das am 31.Mai 1977 
von der Generalversammlung der WTO und am 19.Dezember 
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1977 von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
durch Resolution 32/156 genehmigt wurde (und am gleichen Tag 
in Kraft trat). I n diesem Abkommen w i r d die entscheidende und 
zentrale Rolle der WTO in Angelegenheiten des Welttourismus 
anerkannt und die Bereitschaft zu wei tes tmögl icher Zusammen­
arbeit zum Ausdruck gebracht. Auf der Grundlage dieses A b ­
kommens berichtet die WTO regelmäßig an den Wirtschafts­
und Sozialrat der Vereinten Nationen übe r die Entwicklung des 
Welttourismus. Gemäß einem Abkommen mi t dem UNDP ist die 
WTO Ausführungsorgan für die Durch führung von Projekten i m 
Rahmen dieses Programms auf dem Gebiet des Fremdenver­
kehrs. D a r ü b e r hinaus hat die WTO mi t einer ganzen Reihe von 
Sonderorganisationen der Vereinten Nationen Vereinbarungen 
getroffen, die die Zusammenarbeit mi t diesen Organisationen i m 
einzelnen regeln. Solche Vereinbarungen bestehen gegenwär t ig 
mi t der UNESCO, der FAO, der ICAO, der IMO und der WHO. 
Außerdem besteht eine Arbeitsvereinbarung mi t der W i r t ­
schaftskommission der Vereinten Nationen für Afr ika (ECA); 
der Abschluß einer ähnl ichen Vereinbarung mi t der Wirtschafts­
und Sozialkommission der Vereinten Nationen für Asien und 
den Pazifik (ESCAP) steht unmittelbar bevor. 

V. Die Welttourismuskonferenz von Manila 

I m Jahre 1977 hatte die Generalversammlung der WTO in Tor-
remolinos die Einberufung einer Weltkonferenz beschlossen, die 
sich mi t allen grundlegenden Problemen des Fremdenverkehrs 
befassen sollte. Diese Konferenz fand auf Einladung der Regie­
rung der Philippinen im Herbst 1980 in Manila statt. 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hatte mi t i h ­
rer Resolution 33/122 vom 19.Dezember 1978 die Einberufung 
dieser Konferenz begrüßt und die UN-Mitgliedstaaten eingela­
den, an diesem Treffen teilzunehmen. (Tatsächlich waren dann 
bei der Tagung 107 Staaten und 91 Beobachterdelegationen ver­
treten.) Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hatte 
gleichzeitig der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß das Ergebnis 
dieser Konferenz den Staaten helfen werde, die Entwicklung des 
Fremdenverkehrs entsprechend zu planen und insbesondere den 
Tourismus in den En twick lungs lände rn zu fördern. 
Die Konferenz setzte es sich zum Ziel, die wahre Natur des Tou­
rismus in al l ihren Aspekten zu untersuchen und die Rolle fest­
zulegen, die der Fremdenverkehr in der sich wandelnden Welt 
spielen kann. Außerdem sollte die Verantwortung des Staates 
für die Entwicklung des Tourismus bestimmt werden, der in der 
gegenwär t igen Gesellschaftsordnung mehr als eine rein w i r t ­
schaftliche Akt iv i tä t ist. Auf der Grundlage dieser Zielsetzung 
hat die Konferenz die >Erklärung von Manila über den Welt tou-
rismus< angenommen, die unter anderem die Bedeutung des 
Fremdenverkehrs in der modernen Gesellschaft definiert und 
jene M a ß n a h m e n bezeichnet, die i m Interesse der Entwicklung 
des Fremdenverkehrs dringend geboten sind. Diese E r k l ä r u n g 
(enthalten in U N Doc. A/36/236) ist insofern von großer Bedeu­
tung, als damit erstmals weltweit die wirtschaftliche Bedeutung 
des Fremdenverkehrs unter gleichzeitiger Anerkennung seiner 
sozialen und kulturellen Dimension unterstrichen w i r d . 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen nahm am 
19.November 1981 in ihrer Resolution 36/41 zur Man i l a -E rk l ä ­
rung wie folgt Stellung: 
»in Anerkennung der neuen Dimension und Rolle des Tourismus als eines 
positiven Mittels zur Verbesserung der Lebensqualität aller Völker sowie als 
einer belebenden Kraft für Frieden und Völkerverständigung« 
begrüßte sie mit Befriedigung 
»die Erklärung von Manila über den Welttourismus, die als Orientierung für 
die harmonische, ausgewogene und gerechte Entwicklung des nationalen und 
internationalen Tourismus dienen wird« 
und bat die Staaten eindringlich, den Grundsä t zen der Manila-
E r k l ä r u n g bei der Ausarbeitung und Durchführung ihrer Po l i t i ­
ken, P läne und Programme auf dem Gebiete des Fremdenver­
kehrs entsprechend ihren nationalen Pr io r i t ä ten und im Rahmen 
des allgemeinen Arbeitsprogramms der WTO gebührende Auf­
merksamkeit zu schenken. 

Die Reiselust der Bundesbürger kennt keine Grenzen. Nach ersten Berechnungen der 
Deutschen Bundesbank erhöhten sich die Ausgaben deutscher Touristen (und Ge­
schäftsleute) im Ausland 1986 um mehr als drei Prozent auf insgesamt 44,4 Mrd DM. 
Beliebteste deutsche Reiseziele im Ausland waren auch im vergangenen Jahr wieder 
Italien und Österreich. Spanien, die Schweiz und Frankreich folgten auf den nächsten 
Plätzen. 

VI. Das Welttourismustreffen in Acapulco 

I m Interesse einer raschen und effektiven Durch führung der 
Man i l a -E rk l ä rung übe r den Welttourismus hat die Generalver­
sammlung der WTO i m Jahre 1981 i n Rom die Einberufung eines 
Welttourismustreffens beschlossen, das auf Einladung der mexi­
kanischen Regierung i m Herbst 1982 in Acapulco stattgefunden 
hat. Es haben daran 79 Staaten und 57 Beobachterdelegationen 
teilgenommen. Das Treffen wurde mi t der Annahme eines D o ­
kuments von Acapulco übe r den Welttourismus< abgeschlossen. 
Dieses Dokument (UN Doc. A/38/182) unterstreicht die Gefah­
ren, die von der Weltsituation und der zunehmenden Zahl be­
waffneter Konfl ikte für die Entwicklung des Fremdenverkehrs 
ausgehen und weist auf die Notwendigkeit von M a ß n a h m e n zur 
Förde rung des Tourismus i m Interesse der Völkervers tändigung 
hin. Betont w i r d die Notwendigkeit der Hebung des Lebensstan­
dards für alle Menschen unbeschadet ihrer Religion oder ihres 
Glaubens und des sozialen, wirtschaftlichen oder politischen 
Systems, in dem sie leben, sowie das dringende Gebot der Stunde 
zur Erhaltung des Friedens und zur Bekämpfung der Intole­
ranz. 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat mi t ihrer 
Resolution 40/172 vom 17.Dezember 1985 ihre Mitgliedstaaten 
aufgerufen, bei der Ausarbeitung ihrer Fremdenverkehrspolitik 
sowohl auf die E r k l ä r u n g von Manila als auch auf das Dokument 
von Acapulco übe r den Welttourismus gebührend Bedacht zu 
nehmen. 

VII. Die Fremdenverkehrscharta 
und der Fremdenverkehrskodex 

Die 6. WTO-Generalversammlung in Sofia i m September 1985 
hat einstimmig eine >Fremdenverkehrscharta< und einen >Frem-
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denverkehrskodex< beschlossen. M i t diesem Beschluß sollte die 
Verwirkl ichung der Grundsä t ze der Man i l a -E rk l ä rung und des 
Acapulco-Dokuments gefördert werden. Fremdenverkehrschar­
ta und -kodex haben die Erleichterung des Fremdenverkehrs 
und den Schutz der Touristen ebenso zum Gegenstand wie die 
Forderung, daß der Tourismus sowohl auf die Interessen der 
Reisenden als auch der Gastgeber gebührend Rücksicht zu neh­
men habe. 

VIII. Internationale Zusammenarbeit 
Die zunehmende weltweite Anerkennung der wirtschaftlichen, 
aber auch der sozialen, kulturellen und politischen Bedeutung 
des Fremdenverkehrs hat zur G r ü n d u n g einer großen Zahl von 
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, Einrichtungen 
und Institutionen geführt, die sich mi t allen oder mi t einzelnen 
Aspekten des Fremdenverkehrs befassen. Besondere Bedeutung 
hat die regionale Zusammenarbeit auf diesem Gebiet etwa i m 
Rahmen der Europä i schen Gemeinschaft erlangt, aber auch in 
dem des Verbandes der Südos tas ia t i schen Nationen (ASEAN) 

oder der Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU). Obwohl 
die WTO die einzige universale zwischenstaatliche Organisation 
ist, die nach ihrer Satzung und nach den Beschlüssen der Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen für alle Fragen des 
Fremdenverkehrs eine zentrale und entscheidende Rolle zu spie­
len hat, leitet sie daraus keinerlei Monopolstellung für sich ab. 
Die WTO begrüßt ganz i m Gegenteil alle diese Akt iv i t ä ten und 
insbesondere die regionale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Fremdenverkehrs, die vor allem i m Bereich der Werbung sehr 
erfolgreich sein kann. 
Die Weltorganisation für Tourismus ist jedoch bemüht , i n Z u ­
sammenarbeit mi t sämt l ichen einschlägigen Organisationen, 
Einrichtungen und Institutionen eine befriedigende und wel t ­
weite Lösung bestehender oder zukünft iger Fremdenverkehrs­
probleme zu gewähr le is ten , ein weltweites Forum des Gedan­
kenaustausche auf diesem Gebiet zu sein und den Entwicklungs­
l ände rn sachgerechte Hilfe zu leisten, um ihnen einen angemes­
senen Ante i l an den Vorteilen der Fremdenverkehrsentwicklung 
zu sichern. 

Literaturhinweise 
Barthel, Armin: Entwicklung und Men­
schenrechte. Das Recht auf Entwicklung 
als Menschenrecht 

Aachen: Rader (Aachener Studien/Sozial­
wissenschaften, Bd.l) 1986 
140 S., 19,80 DM 

Die vorliegende Studie behandelt die ent­
wicklungspolitischen Grundkonzeptionen 
und völkerrechtlichen beziehungsweise völ­
kerrechtspolitischen Entwicklungen, die seit 
1972 zunehmend zu der Forderung eines 
>Rechts auf Entwicklung< geführt haben. Da­
bei wird der Praxis der Vereinten Nationen 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt (3. Ka­
pitel) und eine völkerrechtliche Würdigung 
des >Drittgenerationsrechts< versucht (2. und 
4. Kapitel). 
Mit der Zuordnung des Rechts auf Entwick­
lung zum Entwicklungsvölkerrecht (S.8) trifft 
der Verfasser insofern eine entscheidende 
Weichenstellung für den Gedankengang sei­
ner Studie, als trotz entgegenlautender An­
kündigung (S.9, Untertitel) die menschen-
rechtsdogmatischen Probleme des Rechts auf 
Entwicklung vernachlässigt werden. Zumin­
dest hätte eine unkritische Übernahme des 
Konzepts verschiedener >Generationen< von 
Menschenrechten, verbunden mit einer deut­
lichen Abwertung der sogenannten ersten Ge­
neration (vgl. die Bemerkungen zur Presse­
freiheit, S . l l l ) , vermieden werden können. 
Auch die Meinungsfreiheit etwa richtet sich 
gegen eindeutig strukturelles Unrecht und 
unterscheidet sich darin in nichts von sozialen 
Menschenrechten oder einem Recht auf Ent­
wicklung. Gerade weil der Verfasser in Men­
schenrechten primär naturrechtliche Prinzi­
pien zu sehen scheint (vgl. S.52f.), ist die Un­
terscheidung in >absolute< und >relative< Men­
schenrechte irreführend (S.56). Auch wird nur 
unzureichend zwischen ethischen Prinzipien 
(etwa Solidarität), politischen Postulaten 
(Umverteilung) und völkerrechtlich verbind­
lichen Normen (die Menschenrechte der Pakte 
von 1976) unterschieden. So wird nicht zurei­
chend deutlich, daß die »Verrechtlichung des 
Entwicklungsprozesses« (S.26) die Gesamt­
heit der im Völkerrecht sich niederschlagen­
den Wertentscheidungen der Staatengemein­
schaft, also auch alle klassisch-liberalen Men­
schenrechte des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte, widerspie­
geln muß. 

Eine für einen Germanistik-Studenten be­
achtliche Anzahl von Zeichensetzungs- und 
Grammatikfehlern ist nicht gerade geeignet, 
eine konzentrierte Lektüre des vorliegenden 
Bandes zu erleichtern. Richtigzustellen ist 
schließlich, daß es sich bei dem öfter zitierten 
R. Lagom um den Hamburger Völkerrechtler 
Rainer Lagoni handelt. Klaus Dicke • 

Brauch, Hans Günter (Hrsg.): Vertrauens­
bildende Maßnahmen und Europäische 
Abrüstungskonferenz. Analysen, Doku­
mente und Vorschläge 

Gerlingen: Bleicher 1986 
584 S., 78,- DM 

»Ohne jegliches Vertrauen aber könnte er (der 
Mensch) morgens sein Bett nicht verlassen. 
Unbestimmte Angst, lähmendes Entsetzen be­
fielen ihn.« An diese Beschreibung von Niklas 
Luhmann erinnert Karl E. Birnbaum in sei­
nem Grundsatzartikel in dem von Hans Gün­
ter Brauch herausgegebenen Band zur Frage 
der Vertrauensbildenden Maßnahmen. Dieser 
die Existenz bedingende und erhaltende Zu­
stand, in dem das Mißtrauen nur kontrollie­
rende Funktion hat, ist in weiten Bereichen 
der internationalen Beziehungen abwesend, 
hauptsächlich in den Ost-West-Beziehungen, 
aber auch in den Nord-Süd-Beziehungen und 
in hohem Maße in den Süd-Süd-Beziehungen. 
In nicht einmal überspitzter Weise könnte die 
herrschende Rüstungspolitik als das organi­
sierte Mißtrauen bezeichnet werden. Mehr 
und mehr setzt sich indessen die Einsicht 
durch, daß die Organisation von Vertrauen die 
vorrangige Politik sein muß, um aus der Sack­
gasse, in die die internationalen Beziehungen 
geraten sind, wieder herauszufinden. 
Die Gestaltung von Vertrauen gab der Grün­
dung der Vereinten Nationen ihre allgemeine 
und zukunftsweisende Zielsetzung. Grün­
dung und Tätigkeit der UN und ihrer zahlrei­
chen Sonderorganisationen hatten und haben 
— jenseits von Erfolg und Mißerfolg — ver­
trauensbildende Funktion. Aber erst im Ver­
lauf der Ost-West-Konfrontation wurde der 
Begriff >Vertrauensbildende Maßnahme<, kurz 
VBM genannt, einer breiteren Öffentlichkeit 
bekannt und im Zusammenhang mit der Kon­
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) politisch handhabbar. Das 
Interesse richtete sich in der Folge auf die Ver­

suche, in Europa VBM zu entwickeln, und hier 
wiederum in erster Linie VBM im militäri­
schen Bereich — obwohl allen Beteiligten klar 
ist, daß Vertrauen eine Kategorie ist, die sich 
nicht teilen läßt, daß also VBM im militäri­
schen Bereich nur einen Sinn haben, wenn 
zugleich politisches Vertrauen und in seinem 
Gefolge ökonomisches, ökologisches und wei­
teres Vertrauen entsteht. Die Verknüpfung 
mit der Weltorganisation ist unverkennbar: 
Nicht nur bezieht sich die KSZE ausdrücklich 
auf die Charta der Vereinten Nationen, auch 
die UNO bemüht sich erneut und verstärkt um 
Vertrauensbildung auf globaler und regiona­
ler Ebene, etwa im Rahmen ihrer Abrüstungs­
kommission, in der ein Richtlinienentwurf für 
VBM erarbeitet wurde. 
Hans Günter Brauch hat mit seinem Band 
nicht nur eine vorzügliche und umfassende, 
sondern vor allem benutzerfreundliche Dar­
stellung der VBM-Problematik herausge­
bracht. 22 internationale Autoren aus Politik 
und Wissenschaft haben dabei mitgewirkt. 
Der erste Teil befaßt sich mit konzeptionellen 
Fragen, der zweite Teil mit der Geschichte der 
VBM vor und im Rahmen der KSZE, im drit­
ten Teil werden VBM aus amerikanischer und 
sowjetischer Sicht behandelt, und der vierte 
Teil enthält Vorschläge für Vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen in nächster 
Zukunft. Die Benutzerfreundlichkeit liegt im 
Detail: Jeder Hinweis ist quellenmäßig belegt 
(die Anmerkungen finden sich endlich wieder 
auf den entsprechenden Seiten), die wichtig­
sten Dokumente sind im Wortlaut wiederge­
geben. Hinzu kommt nicht nur eine nach 
Quellensammlungen, Monographien und 
Sammelbänden, Einzelartikeln und >grauer 
Literatur< geordnete Bibliographie, sondern 
auch ein mehrfach gegliedertes Register, das 
ein Auffinden der Personen und Sachzusam­
menhänge erleichtert. 
Rolf Björnerstedt, Leiter des Abrüstungszen­
trums im Sekretariat der Vereinten Nationen 
von 1972 bis 1979, gibt im Vorwort zu diesem 
Band die wohl politischste aller Begründun­
gen für die Vertrauensbildung im Ost-West-
Verhältnis und insbesondere zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion: 
»Wie sie ihre Verantwortung darüber auftei­
len wollen, daß vierzig Jahre keinerlei bedeu­
tungsvolle Abrüstungsschritte eingeleitet 
wurden, mögen sie als ihre eigene Angelegen­
heit betrachten. Der restlichen Welt schulden 
sie noch immer positive Schritte, die nukleare 
Bedrohung zu beenden und eine internationa­
le Zusammenarbeit an ihre Stelle zu setzen, 
um in Übereinstimmung mit der UN-Charta 
unser aller Sicherheit zu gewährleisten.« 

Karlheinz Koppe • 

102 Vereinte Nationen 3/87 



Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Wirtschaft und Entwicklung 

ILO: Zugangsbeschränkungen zum öffentlichen 
Dienst der Bundesrepublik Deutschland unter der 
Lupe — Untersuchungsbericht — Bonner Antwort 
(13) 

(Vgl. auch Wol fgang Däubler, >Radikale< im 
öffent l ichen Dienst als Thema des internatio­
nalen Rechts. Die Bundesrepubl ik Deutsch­
land und das ILO-Übere inkommen Nr .111 , 
VN 3/1986 S.99ff.) 

Der Streit, ob die Bundesrepubl ik Deutsch­
land durch die Anwendung des sogenannten 
Radikalenerlasses gegen das Übereinkom­
men Nr.111 der Internationalen Arbei tsorga­
nisation (ILO) über die Diskr iminierung in Be­
schäf t igung und Beruf verstößt, bleibt auf 
dem Tisch. Ein von der ILO im November 
1985 eingesetzter Untersuchungsausschuß 
war im Februar d ieses Jahres mehrheit l ich 
zur Auf fassung gelangt, daß »die in der Bun­
desrepubl ik in Anwendung der Treuepfl icht 
zur freiheit l ichen demokrat ischen Grundord­
nung der öffentl ich Bediensteten getroffenen 
Maßnahmen sich nicht innerhalb der Gren­
zen des Übere inkommens gehalten haben«. 
In ihrer am 28. Mai dem Verwaltungsrat der 
ILO unterbrei teten Stel lungnahme weist die 
Bundesregierung nun dieses Urteil und die 
davon abgelei teten Empfehlungen zurück, 
verzichtet aber darauf, die Sache zur endgü l ­
t igen Abk lärung vor den Internationalen Ge­
r ichtshof im Haag zu br ingen. Damit bleibt 
die Auf fassung des Untersuchungsaus­
schusses für die ILO rechtsverbindl ich, w ä h ­
rend die Bundesregierung laut ihrem Schrei­
ben »keinen Anlaß« sieht, »von ihrer Rechts­
posi t ion abzugehen«. 

I. Die Beschwerde gegen Bonn war am 
13. Juni 1984 v o m kommunis t isch orientier­
ten Wel tgewerkschaf tsbund (WGB) einge­
reicht worden . Danach gibt es seit 1979 
mehrere hundert Fälle diskriminierender 
Maßnahmen zum Nachtei l von Bewerbern 
um Stel lungen im öffent l ichen Dienst oder 
von öffent l ich Bediensteten. Vom Berufsver ­
bot« betroffen seien zumeist Mitgl ieder der 
Deutschen Kommunis t ischen Partei (DKP) 
oder Personen, die für diese Partei bei Ge­
meinde- oder Landtagswahlen kandidier­
ten . 
Bonn antwor te te am 18. Dezember 1984 auf 
die Klage, daß in der Bundesrepubl ik nie­
mand wegen seiner pol i t ischen Meinung aus 
d e m Staatsdienst entfernt werde. Mit der 
freiheit l ichen demokrat ischen Grundord­
nung nicht zu vereinbarende pol i t ische Auf­
fassungen von Beamten könnten aber dann 
keinen Schutz mehr genießen, wenn zu ihrer 
Verwirk l ichung gewal t tä t ige oder verfas­
sungswidr ige Methoden angewandt oder 
befürwortet werden . Die Bundesregierung 
verwies in d iesem Zusammenhang auf die 
Entscheidung des Bundesver fassungsge­
richts vom 22. Mai 1975. 
Mit dieser Antwor t gab s ich die ILO nicht 
zufr ieden, zumal umfangreiche Dossiers vor­
lagen, wonach Lehrer, Postbeamte, Eisen­

bahner und Personen im Kirchendienst ihre 
Stelle ver loren, wei l sie der DKP angehör ten, 
an öffent l ichen Demonstrat ionen te i lnahmen 
oder Aufrufe unterzeichneten. Keine dieser 
Tät igkei ten ist nach deu tschem Gesetz ille­
gal . 
Der aus dem Finnen Voit to Saario, dem 
Schweizer Dietrich Schindler und dem Vene­
zolaner Gonzalo Parra-Aranguren zusam­
mengesetzte Untersuchungsausschuß be­
reiste mehrmals die Bundesrepubl ik und 
sprach sowoh l mit den Behörden wie mit 
Gemaßregel ten. Schl ießl ich teilte er die Be­
denken hinsicht l ich der Vertragskonformität 
der Vorgänge in der Bundesrepubl ik , welche 
dem ILO-Übere inkommen Nr.111 im Jahre 
1961 ohne Vorbehal te beigetreten ist. Nur 
Professor Parra-Aranguren vertrat eine ab­
weichende Meinung. Er bemerkte, daß die 
betref fende Konvent ion nicht zum Schutz 
von Personen ausgelegt werden könne, die, 
wenn auch mit fr iedl ichen Mit te ln, Ideen ver­
t reten, die gegen menschl iche Grundrechte 
ger ichtet s ind. 

II. Der 214 Seiten starke Bericht des Unter­
suchungsausschusses gelangt im wesent l i ­
chen zu fo lgenden Erkenntnissen: 
»Die von den Behörden einiger Länder sowie von 
bestimmten Bundesressorts angewandten 
strengeren Prüfungskriterien haben Bedingun­
gen geschaffen, die über das Maß des für ein 
ordnungsgemäßes Funktionieren des öffentli­
chen Dienstes Notwendigen hinausgehen. In den 
vor den Ausschuß gebrachten Einzelfällen war 
nicht erkennbar — abgesehen von einigen von 
der Regierung oder ihren Zeugen erwähnten Fäl­
len von Verfehlungen im Amt —, daß die Tätigkei­
ten, auf Grund derer Personen aus dem öffentli­
chen Dienst entfernt werden sollten, die Erfüllung 
ihrer Dienstpflichten oder das Funktionieren des 
jeweiligen Dienstes beeinträchtigt hätten. Es war 
nicht erwiesen, daß eine Weiterbeschäftigung 
der Betroffenen solche nachteiligen Wirkungen 
haben würde. Der Ausschuß bemerkte, daß die 
Behörden dem Anliegen, das Funktionieren des 
öffentlichen Dienstes in Krisen- oder Konfliktzei­
ten zu sichern, dadurch entsprechen könnten, 
daß sie die politische Zuverlässigkeit als Erfor­
dernis der Beschäftigung in bestimmten Stellen 
je nach der Natur der betroffenen Funktionen 
werteten; eine solche Bedingung sollte indessen 
nicht auf die Beschäftigung von Beamten im öf­
fentlichen Dienst generell erstreckt werden. Die 
unterschiedslose Anwendung der Treuepflicht 
auf alle Beamten ohne Rücksicht darauf, wie sich 
ihre politische Haltung oder Betätigung auf die 
Ausübung der ihnen übertragenen Funktionen 
auswirken könnte, dürfte nicht den Erfordernis­
sen sämtlicher Arten der betroffenen Tätigkeiten 
entsprechen. Aus einer Prüfung der vor den Aus­
schuß gebrachten Fälle von Lehrern — beruflich 
gesehen die Hauptgruppe der von Maßnahmen 
auf Grund der Treuepflicht Betroffenen — er­
schien es dem Ausschuß, daß in den meisten 
Fällen die Berechtigung ihres Ausschlusses aus 
dem öffentlichen Dienst oder der sonstigen ge­
troffenen Maßnahmen nicht erwiesen w a r . . . 
Der Ausschuß stellte fest, daß in keinem der Fälle 
der Vorwurf gemacht wurde, die betroffenen Per­
sonen hätten sich gegen die Sicherheit des Staa­
tes betätigt, noch wurde versucht, die Entschei­
dung auf Grund der Sicherheitsempfindlichkeit 
der verfügbaren Arbeit zu rechtfertigen. Der Aus­
schuß hob hervor, es sei besonders deutlich, daß 
Erwägungen dieser Art in den vielen Lehrer be­
treffenden Fällen keine Rolle gespielt hätten.« 

III. Der Verwal tungsrat — das Lei tungsgre­
mium — der ILO legte auf seiner Tagung 
Ende Februar den Untersuchungsber icht 
vorläuf ig in die Schublade, u m der Bundes­
regierung drei Monate Zeit für eine Entschei­
dung und die Abfassung einer Ste l lungnah­
me zu gewähren. Theoret isch hatte Bonn die 
Alternative, entweder die Ergebnisse der Un ­
tersuchung zu akzept ieren und seine Prakt i ­
ken dami t in Übere inst immung zu br ingen, 
oder aber den Internationalen Ger ichtshof 
als höchste Instanz anzurufen. Die letztge­
nannte Mögl ichkei t erschien der Bundesre­
gierung offenbar zu riskant. Sie entsch ied 
sich daher für »weder das eine, noch das 
andere«, w ie es in dem vom 20. Mai dat ierten 
Brief dargelegt w i rd : 

»Die Bundesregierung verweist hinsichtlich der 
materiellen Beurteilung auf die von ihr in ver­
schiedenen Stellungnahmen niedergelegte 
Rechtsauffassung. Sie sieht sich in ihrer Rechts­
auffassung durch die Feststellung der Ausschuß­
mehrheit bestätigt: »Personen, die für eine Ord­
nung eintreten, welche mit der freiheitlich demo­
kratischen Grundordnung oder Menschenrech­
ten im Widerspruch steht, können von allen Be­
schäftigungen ferngehalten werden, für welche 
eine unzweifelhafte Einstellung zur freiheitlich de­
mokratischen Grundordnung und zu den Men­
schenrechten als wesensnotwendige Vorausset­
zung der betreffenden Beschäftigung zu betrach­
ten ist.< Mit Bedauern muß sie aber zur Kenntnis 
nehmen, daß die Empfehlungen der Ausschuß­
mehrheit von diesen Feststellungen nicht getra­
gen werden und ihnen zuwiderlaufen.« 
Die in der Bundesrepubl ik Deutschland ge­
troffenen Maßnahmen seien darauf ger ich­
tet , »menschl iche Grundrechte im Sinne der 
durch das Grundgesetz verankerten d e m o ­
krat ischen Grundordnung zu schützen«. Das 
Schreiben beruft s ich im weiteren auf das 
Konzept der »wehrhaften Demokrat ie« und 
die Pflicht aller Beamten in der Bundesrepu­
blik, s ich zur freiheit l ichen demokrat ischen 
Grundordnung zu bekennen. »Wie die Aus­
schußminderheit« (der Venezolaner Parra-
Arranguren) »ist die Bundesregierung der 
Auf fassung, daß der Ausschuß diese Kern­
frage nicht geprüft hat, obwoh l er die Pfl icht 
dazu hatte.« 
Nach d e m Internationalen Pakt über bür­
gerl iche und pol i t ische Rechte könnten 
laut Bonner Ste l lungnahme die Bes t immun­
gen eines Menschenrechtsübere inkommens 
nicht so ausgelegt werden , daß sie für Per­
sonen das Recht begründen, Tät igkei ten 
auszuüben, die auf die Abschaf fung oder 
Einschränkung der Menschenrechte abzie­
len. Diesen Aspekt habe die Ausschußmehr­
heit bedauer l icherweise nicht h inreichend 
gewürd ig t . 
»Angesichts all dieser Aspekte, die sie in ihrer 
Rechtsauffassung stützen, erklärt die Bundesre­
gierung, daß sie nicht beabsichtigt, den Streitfall 
dem Internationalen Gerichtshof zu unterbrei­
ten«, 
heißt es abschl ießend. 
»Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von 
ihrer Rechtsposition abzugehen. Entsprechend 
ihrem wiederholt geäußerten Wunsch, die Ver­
fahren der Normenkontrolle zu unterstützen und 
den Dialog mit den normenüberwachenden Gre­
mien der ILO zu fördern, wird sie über alle ein­
schlägigen Fragen in Übereinstimmung mit Arti­
kel 22 der Verfassung der Internationalen Arbeits­
organisation berichten.« 
IV. Ungeachtet der Kritik der Bundesregie­
rung am Untersuchungsber icht konnte der 
ILO-Verwaltungsrat auf seiner Tagung Ende 
Mai aber nicht anders, als ihn zur Kenntnis zu 
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nehmen und damit rechtsverbindl ich zu ma­
chen. Die Einsetzung eines Untersuchungs­
ausschusses ist das stärkste Druckmit te l , 
das die ILO zur Durchsetzung der von den 
Mitgl iedstaaten freiwil l ig e ingegangenen 
Verpf l ichtungen besitzt. Al lgemein w i rd mit 
Genugtuung verbucht , daß die deutsche 
Bundesregierung dem Ausschuß alle Er­
leichterungen gewährte. Polen zum Beispiel 
verweigerte den Mitgl iedern eines anderen 
Ausschusses, der über die Vereinigungsfrei­
heit (Übere inkommen Nr.87) ber ichten sollte, 
kurzerhand die Einreise. Dennoch kann die 
Haltung Bonns n iemanden befr iedigen. ILO-
Generaldirektor Francis Blanchard drückte 
auf einer Pressekonferenz die Hoffnung aus, 
daß im Verlauf des Dialogs eine Anpassung 
der bundesdeutschen Rechtspraxis an die 
Best immungen des Übere inkommens Nr. 
111 zus tandekommt . Künft ig w i rd der Nor-
menkontrol lausschuß der ILO die Entwick­
lung unter die Lupe nehmen und jedes Jahr 
einen Lagebericht erstel len, was für Bonn 
sehr unangenehm sein kann. Wegen Diskri­
minierung in Beschäf t igung und Beruf aus 
pol i t ischen Gründen stehen übr igens auch 
einige Staaten der osteuropäischen Region 
wie die DDR und die Tschechos lowakei am 
Pranger. Pierre Simonitsch • 

UNCTAD: Verhaltenskodex gegen wettbewerbs­
beschränkende Geschäftspraktiken — Erste 
Überprüfungskonferenz ohne Ergebnis (14) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 2 / 
1984 S.64f. fort). 

I. Verhaltenskodizes erschienen in den 
siebziger Jahren als probates pol i t isches 
Mittel der Staatengemeinschaf t , wenigstens 
Mindests tandards in solchen Bereichen zu 
setzen, die auf Grund divergierender nat io­
naler Gesetzgebung oder konfl igierender J u ­
r isdikt ionsansprüche (noch) nicht oder nur 
mit erhebl ichem Zei taufwand völkerrecht l ich 
geregelt werden können. Zu diesen Berei­
chen zählen insbesondere die Tätigkeit und 
die Kontrol le der transnat ionalen Unterneh­
men. Auf Grund fehlender rechtl icher B in ­
dungswi rkung ist die Durchsetzung solcher 
Kodizes jedoch nur sehr schwer zu überwa­
chen; zudem geben Überprüfungsversuche 
nicht selten Anlaß zu pol i t ischem Streit. Dies 
gilt auch für den im Rahmen der Handels­
und Entwicklungskonferenz der Vereinten 
Nat ionen (UNCTAD) ausgearbei teten Verhal­
tenskodex zur Bekämpfung wet tbewerbs ­
beschränkender Geschäftsprakt iken (Text: 
UN Doc. A/C.2/35/6) . 

Mit d iesem befaßt s ich die Genera lversamm­
lung in ihrer Resolut ion 41/167 vom 5. De­
zember 1986. Der Bericht einer Zusammen­
kunft mit der unverwechselbaren Bezeich­
nung Konferenz der Vereinten Nationen zur 
Überprüfung aller Aspekte des multilateral 
vereinbarten ausgewogenen Grundsatz- und 
Vorschriftenpakets zur Bekämpfung restrikti­
ver Geschäftspraktiken — die 1980 bei der 
Verabschiedung des Kodex durch die Gene­
ralversammlung für 1985 terminiert worden 
war (A/Res/35/63) und dementsprechend 
vom 4. bis zum 15. November 1985 in Genf 
s tat tgefunden hatte — wi rd darin zur Kennt­
nis genommen ; eine weitere Überprüfungs­
konferenz wird für 1990 einberufen. Interes­

santer als der Wort laut der Resolut ion ist in­
dessen das, was sie verbirgt und auf die 
nächste Überprüfungskonferenz vertagt: e i ­
nen t iefgrei fenden Dissens der Tei lnehmer­
staaten der Überprüfungskonferenz über 
Gegenstand, Anwendung und Fortentwick­
lung des Kodex. 
II. Aufgabe der Überprüfungskonferenz im 
November 1985 (Bericht: TD/RPB/CONF.2/8) 
war es, einen Überbl ick über die Anwendung 
und Durchsetzung des »Grundsatz- und Vor-
schriftenpakets< zu gewinnen sowie Vor­
schläge zu seiner Verbesserung und Ausge­
stal tung zu verabschieden. Hierzu lagen der 
Konferenz unter anderem eine Studie des 
UNCTAD-Sekretar iats (die von verschiede­
nen Tei lnehmern, so auch der Bundesrepu­
blik Deutschland, wegen unpräziser Anga­
ben über die wet tbewerbsrecht l iche Gesetz­
gebung kritisiert wurde) sowie drei Deklara­
t ionsentwürfe aus Ost, West und Dritter Welt 
vor. Die Tei lnehmer aus 77 Staaten — auch 
die EG-Kommiss ion war vertreten — konn­
ten sich vor dem Hintergrund des verbrei te­
ten Hangs zum Protekt ionismus al lerdings 
nicht auf eine gemeinsame Erklärung eini­
gen. 

»Allgemeine Abrüstung protekt ionist ischer 
Vorkehrungen« — mit dieser sehr hoch­
gesteckten Forderung hatte bereits der 
Bericht des UNCTAD-Sekretar iats (TD/RBP/ 
CONF.2/4) den ersten Strei tpunkt benannt. 
In seiner Eröffnungsrede betonte der Stel l ­
vertretende Generalsekretär der UNCTAD, 
die Konferenz f inde zu einem Zei tpunkt statt, 
zu dem der Protekt ionismus wohl seinen bis­
herigen Höhepunkt in der Nachkr iegsge­
schichte erreicht habe. Indem sie ihre Unter­
nehmen zu -freiwilligen Expor tbeschränkun­
g e n und verschiedenen Marktabsprachen 
veranlaßten, hätten einige Industr iestaaten 
erhebl iche Handelsbeschränkungen zum 
Nachtei l der Entwicklungsländer bewirkt . 
Wet tbewerbsor ient ierung im Innern und Un ­
terlaufen jegl icher Kontrol lversuche we t tbe ­
werbsbeschränkender Geschäf tsprakt iken 
im internationalen Bereich, dies sei die w i ­
dersprüchl iche Phi losophie des Protekt io­
nismus, gegen die auch der Kodex gegen 
restrikt ive Geschäf tsprakt iken zur A n w e n ­
dung gebracht werden müsse. Diesen Faden 
spannen sowohl die Sowjetunion als auch 
China und die »Gruppe der 77<, für die Ä g y p ­
ten sprach, weiter. Ihre Resolut ionsentwürfe 
enthielten denn auch den Vorwurf mangeln­
den pol i t ischen Wil lens auf Seiten einiger In­
dustr ieländer, den Kodex zu verwirk l ichen, 
beziehungsweise die Anschu ld igung, daß 
diese durch protekt ionist ische Maßnahmen 
und wet tbewerbsbeschränkende Geschäf ts­
prakt iken die Liberalisierung des Wel than­
dels zu unterlaufen suchten. 
Gegen diese Schuldzuweisungen verwahr­
ten sich insbesondere Austral ien als Spre­
cher der west l ichen Industr ieländer und die 
Vereinigten Staaten. Sie beriefen sich auf die 
in langen Verhandlungen mühsam definierte 
Zielsetzung des Kodex, die allein we t tbe ­
werbsbeschränkende Praktiken von Unter­
nehmen, nicht aber staat l iche Maßnahmen 
im Rahmen der Außenhandelspol i t ik oder 
gar internationaler Abmachungen einbezie­
he. Darüber hinaus machten die Vereinigten 
Staaten gel tend, daß auf Grund ihrer Erfah­
rungen vertikale Absprachen zwischen Fir­

men, die nicht im Wet tbewerb miteinander 
s tünden, in der Regel keine we t tbewerbs ­
beschränkende Auswi rkung hät ten. Ihre 
Wet tbewerbspol i t ik s t imme insofern mit dem 
Kodex überein, als auch dieser von der not­
wendigen Abschätzung unmit telbarer Aus ­
wi rkungen einzelner Unternehmensprakt iken 
für den Wet tbewerb im Einzelfall ausgehe. 
Dahinter w i rd nun ein zweiter Dissens der 
Konferenz sichtbar. Er betrifft die pol i t ische 
Zielr ichtung und den recht l ichen Charakter 
des Kodex. Betonten die Vereinigten Staaten 
und Austral ien den empfeh lenden Charakter 
des »Grundsatz- und Vorschriftenpakets« 
und die freiwil l ige Übernahme seiner Regeln 
als Geschäf tsgrundlage, so stellten die Ent­
wick lungsländer, China und die Sowjetunion 
die al lgemeine Regelungsabsicht des Kodex 
in den Vordergrund und betonten, er sei le­
digl ich als erster Schri t t zu einer umfassen­
den Kontrol le und E indämmung restriktiver 
Geschäf tsprakt iken zu verstehen. Konse­
quent wurde denn auch seine Verrecht l i -
chung gefordert . 

Auf Grund dieser grundsätz l ichen Meinungs­
verschiedenhei t konnte schließlich dr i t tens 
auch keine Einigkeit über die Verbesserung 
und wei tere Ausgesta l tung der Umsetzung 
des Kodex erzielt werden. Zwar betrachtete 
die Mehrzahl der Staaten die Konferenz als 
einen Meinungsaustausch über den Stand 
der jewei l igen Gesetzgebung wie der Infor­
mat ionen in bezug auf we t tbewerbsschäd i ­
gende Geschäf tsprakt iken im internat ionalen 
Bereich. So berichteten e twa Polen, Ungarn 
und die Bundesrepubl ik Deutschland über 
entsprechende Gesetzgebung oder Gesetz­
gebungsvorhaben (wobei Bonn auf A b k o m ­
men mit den Vereinigten Staaten (BGBl 
1976 II, 1712) und Frankreich (BGBl 1984 II, 
758) verweisen konnte); die EG-Kommiss ion 
t rug einen Erfahrungsbericht über ihre wet t ­
bewerbsrecht l ichen Kompetenzen und die 
Praxis ihrer Ausübung bei. Was aber weitere 
Schri t te zur Verbesserung des Kodex und 
seiner Wirksamkei t angeht , so konnte aus 
fo lgenden Ansätzen keine gemeinsame Lö­
sung formuliert werden: 

• Das UNCTAD-Sekretar iat , China und die 
-Gruppe der 77- wol l ten die den Kodex über­
wachende , einmal jährl ich tagende Exper­
tengruppe durch einen Sonderausschuß er­
setzen. Dies lehnten die west l ichen Indu­
str iestaaten unter anderem mit d e m Hinweis 
auf die damit gegebene Pol i t is ierungsgefahr 
ab . 
• Auf weniger Ab lehnung stieß d ie Forde­
rung der Entwicklungsländer, zur besseren 
Transparenz und Überwachung regionale In­
format ions- und Registr ierungszentren für 
wet tbewerbsbeschränkende Geschäf ts­
prakt iken zu schaffen. Hier mangele es je­
doch deut l ich an technischer Unterstützung 
seitens der Industr iestaaten; ledigl ich 
Schweden und Norwegen wurden als Aus­
nahmen hervorgehoben. Die Bundesrepubl ik 
Deutschland konnte immerhin auf einige 
vom Bundeskarte l lamt veranstal tete interna­
tionale Expertenkonferenzen zur Verbesse­
rung des Informat ionsstandes in bezug auf 
wet tbewerbsschäd igende Geschäf tsprakt i ­
ken verweisen und eine weitere Konferenz 
für 1986 mit Betei l igung von Entwick lungs­
ländern ankünd igen. 

• Nicht weiter aufgegri f fen wurden schl ieß-
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lieh Vorschläge, die Überprüfungskonferenz 
1986 for tzuführen, beziehungsweise die 
Ausarbei tung eines Model lgesetzes (an der 
seit UNCTAD IV (1976) gearbeitet wird) in die 
Verhandlungen einzubeziehen. 
III. So ist auch für die Überprüfungskonfe­
renz der Beurtei lung des Kodex durch die 
Sowjetunion beizupf l ichten, die bisherigen 
Ergebnisse seien »bestenfalls bescheiden«. 
Sol l te man für die Konferenz von 1990 nicht 
bereits einen ähnl ichen Mißerfolg vorpro­
grammieren wol len, so w i rd man sich in der 
Durchsetzung des Kodex auf drei Schwer­
punkte konzentr ieren müssen: die Vorlage 
eines Model lgesetzes, das insbesondere 
den Entwicklungsländern rechtstechnisches 
Know-how im Bereich des Wet tbewerbs ­
rechts vermit teln kann; die Verbesserung der 
Information durch den Aufbau regionaler Re­
gistr ierungsinstrumente ( insbesondere für 
Export- und Importkartel le) und den offenen 
Informat ionsaustausch über den Stand der 
nationalen Gesetzgebung und der internatio­
nalen Kooperat ion. 

Zu warnen ist indessen vor vorschnel len Ver-
recht l ichungsforderungen. Nicht nur würde 
die Interpretat ion dieses Kodex als Zw i ­
schenschr i t t im Verrecht l ichungsprozeß e i ­
ner neuen internationalen Wir tschaf tsord­
nung das Instrument >Verhaltenskodex< un­
wi rksam machen und negative Auswi rkun­
gen auch auf andere Kodizes herbeiführen, 
sondern pol i t isch würden kleine Schri t te in 
die r icht ige Richtung durch Grundsatzkon­
fl ikte verhindert. Dadurch würde letztlich 
dem berecht igten Interesse der Entwick­
lungsländer und der Weltwir tschaft , we t tbe ­
werbsbeschränkende Geschäftsprakt iken 
e inzudämmen, geschadet . Die Industr ie­
staaten sind aufgefordert , ihre Erfahrungen 
im Sinne vernünft iger Regelungsvorschläge 
zu unterbrei ten und mittels technischer Hilfe­
stel lung auch deren Umsetzung in den Ent­
wick lungsländern zu ermögl ichen. 

Klaus Dicke • 

UNCTAD: Konvention über Bedingungen zur 
Schiffsregistrierung — Zeichnungsfrist ausgelau­
fen — Der Anfang vom Ende der Billigflaggen? 
(15) 

I. Die recht l iche Regul ierung der Seeschiff­
fahrt w i rd nach wie vor von d e m sogenann­
ten Flaggenstaatsprinzip beherrscht : Jeder 
Staat kann souverän über die Rechtsnormen 
bef inden, denen diejenigen Schif fe unter­
wor fen s ind, die er unter seiner Flagge zu 
fahren ermächt igt . Infolgedessen sind die 
Auf lagen, we lche die Flaggenstaaten den 
Schif fen vorschreiben, unterschiedl ich, und 
das heißt vor al lem: unterschiedl ich teuer. 
Dies führt im Bereich des Seehandels zu er­
hebl ichen Wettbewerbsverzerrungen inso­
fern, als die sogenannten Bil l igf laggenländer 
— Liberia, Panama und e twa zehn weitere 
Staaten — die Handelsf lotten solcher Staa­
ten ins Hintertreffen geraten lassen, die ihren 
Schif fen höhere Abgaben und Steuern, hö­
here Löhne und Sozial leistungen für die 
Mannschaf ten sowie höhere Betr iebskosten 
aufer legen. Die Folgen für die teureren Flag­
genstaaten s ind Ausf laggungen und er­
schwer te Tei lhabebedingungen am Welt­
f rach tau fkommen, wovon viele Entwick­
lungsländer, aber auch die Industr iestaaten, 

darunter die Bundesrepubl ik Deutschland, 
betroffen s ind. Im Zuge ihres Bemühens, das 
Wel t f rachtaufkommen für Seeschif fe plane­
risch mit dem Ziel eines wel twei ten Sozial­
ausgleichs zu bewir tschaf ten, hat die U N C ­
TAD das Problem der Bil l igf laggen in einer 
eigenen Konvent ion zu regeln versucht. Die 
Zeichnungsfr is t dieses Übere inkommens, 
das am 7. Februar 1986 von den Vertretern 
von 109 Staaten verabschiedet wurde, en ­
dete am 30. Apri l 1987. 
II. Z u m Verständnis der Konvent ion ist zu ­
nächst ein Blick auf die recht l iche Regulie­
rung des Flaggenstaatspr inzips erforder l ich. 
Dieser Grundsatz stellt eine feste Burg staat­
licher Souveränität im Bereich des Seerechts 
dar. Artikel 91 der Seerechtskonvent ion von 
1982 best immt unter anderem, daß Schiffe 
die Staatsangehör igkei t des Staates besi t­
zen, dessen Flagge zu führen sie berecht igt 
s ind. Weiter heißt es dann: »Zwischen dem 
Staat und dem Schiff muß eine echte Verb in­
dung bestehen.« Gibt Art.91 insoweit wör t ­
lich die Best immungen der Konvent ion über 
die Hohe See von 1958 wieder, so sind in 
Art .94 die mit der Registr ierung zusammen­
hängenden Pfl ichten des Flaggenstaates nä­
her geregelt. Diese Regelungen zielen auf 
eine effekt ive Ausübung der Jur isd ik t ionsge­
walt der Flaggenstaaten. Offen bleibt aber 
auch unter der Seerechtskonvent ion, was 
genau unter der »echten Verbindung- (genui­
ne link) zwischen Flaggenstaat und Schiff zu 
verstehen ist. Diese >echte Verbindung« ist 
der Regelungsansatz der hier vorzustel len­
den Konvent ion und war zugleich der u m ­
str i t tenste Verhandlungsgegenstand der die 
Konvent ion erarbei tenden Konferenz. 

III. Die Entstehungsgeschichte der Kon ­
vent ion reicht in die Mit te der siebziger Jahre 
zurück. In verschiedenen Studien und Reso­
lut ionen haben Sekretariat (TD/B/C.4/ 
168(1977) und TD/B/AC.34/2(1982)) und 
Schif fahrtsausschuß (Resolution22(IV) v.9.8. 
1974) der UNCTAD zunächst den Prob lem­
stand erarbeitet. Eine Prüfung der Gesetzge­
bung von 60 Staaten in bezug auf die 
Schif fsregistr ierung ergab erhebl iche Unter­
schiede in der Wirksamkei t f laggenstaat l i ­
cher Jur isdikt ionsgewalt . Eine eigene Ar­
bei tsgruppe hat die wir tschaft l ichen Nachte i ­
le, die daraus result ieren, genauer unter­
sucht . 1977 konnten 28vH der Wel t tonnage 
von den Bil l igf laggen gebucht werden . A m 
6. Juni 1981 empfahl der Schi f fahrtsaus­
schuß der UNCTAD, eine internationale Kon­
ferenz einzuberufen, um in einer Konvent ion 
die Bedingungen der Schif fsregistr ierung ge­
nauer und enger zu regeln als bisher. Die 
Generalversammlung machte sich diesen 
Vorschlag zu eigen und berief mit Resolu­
t ion 37/209 vom 20. Dezember 1982 eine 
solche Konferenz für 1984 ein. Die Empfeh­
lung des Schi f fahrtsausschusses, in der eine 
schr i t tweise Abschaf fung der of fenen Schiff­
fahrtsregister als Ziel formul iert wurde , wur­
de mit 49 gegen 18 St immen (bei Ab lehnung 
unter anderem der west l ichen Industr iestaa­
ten) verabschiedet . 

Die Verhandlungen über die Konvent ion fan ­
den in den vier Runden der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Bedingungen zur 
Schiffsregistrierung (16.7.-3.8.1984; 2 8 . 1 . -
15.2.1985; 8.-19.7.1985; 20.1.-7.2.1986) in 
Genf statt; neben zuletzt 109 Staaten nah­

men zahlreiche internationale Organisat io­
nen und Wir tschaf tsverbände tei l . Nach einer 
ersten, der Informat ion über den Prob lem­
stand und die Posit ionen der Verhandlungs­
tei lnehmer gewidmeten Verhandlungsrunde 
prallten in der zwei ten Runde die Posit ionen 
der »Gruppe der 77< und der Industr iestaaten 
unversöhnl ich aufeinander. Die Entwick­
lungsländer wol l ten die »echte Verbindung« 
zwischen Flaggenstaat und Schiff so ausge­
staltet sehen, daß Eigentümer, Betreiber und 
Manager der Schiffe Staatsangehör ige des 
Registr ierstaates sein sol len. Die Industr ie­
staaten sahen darin fakt isch keine Verbesse­
rung der Situat ion und betonten, daß auch 
rechtl ich sich aus der Tatsache, daß einige 
Staaten in ihrer Gesetzgebung die »echte 
Verbindung« im Sinne der »Gruppe der 77« 
ausgestal tet hät ten, keine völkerrecht l iche 
Norm herleiten lasse. Liberia vertrat die A n ­
sicht, daß jegl iche Begrenzung der offenen 
Register dem völkerrecht l ichen G e w o h n -
heits- wie auch Vertragsrecht w iderspre­
che. 

Ein in der dr i t ten Runde erzielter Kompromiß 
bahnte sich erst an, als die »Gruppe der 77« 
fo lgenden Vermi t t lungsvorschlag unterbrei­
tete: Die National isierung der »echten Verb in­
dung« in bezug auf Eigentum und Besatzung 
der Schiffe werde in eine Sol l-Vorschri f t ge ­
kleidet, und die Staaten könnten eines der 
beiden Kriterien als für sich b indend auswäh­
len. Die Industr iestaaten erklärten sich pr inzi­
piell bereit, Besatzung, Eigentum und Mana­
gement der Schif fe internationaler Regelung 
zu öf fnen. Auf dieser Basis konnte sich die 
Konferenz in der dr i t ten und vierten Runde 
auf die aus 22 Art ikeln bestehende UN-Kon­
vention über Bedingungen zur Schiffsregi­
strierung e inigen, der zwei Resolut ionen und 
eine Übersicht über die Welthandelsf lot ten 
zum Stand v o m I .Ju l i 1985 angehängt s ind 
(Text: TD/RS/CONF/23) . 
IV. Nach einer al lgemeinen Zie lbeschrei ­
bung und verschiedenen Legaldef ini t ionen 
wi rd in Art.4 das Flaggenstaatspr inzip fest­
gehal ten. Vorschri f ten über d ie Ausgesta l ­
tung nationaler Seebehörden enthält Art .5, 
und in Art .6 s ind einzelne Regist r ierungsmo­
dal i täten geregelt. Den bereits erwähnten 
Kompromiß formul iert nun Art .7: Den Ze ich­
nerstaaten wird freigestellt , entweder gemäß 
Art.8 der Konvent ion in ihrer nat ionalen Ge­
setzgebung die Eigentumsverhältnisse an 
Schif fen, die unter ihren Flaggen fahren, so 
zu regeln, daß eine effektive Jur isd ik t ionsge­
walt gewährleistet ist, oder aber nach Art.9 
der Konvent ion Vorkehrungen zu tref fen, daß 
ein ausreichender Teil der Offiziere und 
Mannschaf ten Staatsangehör igkei t oder 
Wohnsi tz im Flaggenstaat aufweisen müs ­
sen. Für eine hierzu vorauszusetzende Aus ­
bi ldung zureichend qualif izierter Seeleute 
haben die Staaten nach Art.9V und VI zu sor­
gen. Art .10 sieht vor, daß auch zwischen 
dem Management der Schif fseignergesel l ­
schaften und den Flaggenstaaten eine recht­
liche Beziehung besteht, sei es, daß die Ge­
sel lschaft ihren Sitz im Flaggenstaat hat oder 
aber in ihrer Leitung Staatsangehör ige des 
Flaggenstaates vertreten s ind; nach Abs.III 
hat der Flaggenstaat ferner die f inanziellen 
Voraussetzungen der Gesel lschaften zum 
Betreiben von Handelsschi f fen einschließlich 
zureichender Versicherungen zu prüfen. 
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Art.11 hält die erforderl ichen Angaben für die 
Schiffsregister fest. Die wei teren Bes t im­
mungen regeln den Charter von Leerschif­
fen, die Frage der Gemeinschaf tsunterneh­
men, den Schutz der Interessen solcher 
Staaten, die Arbeitskräfte für Schi f fsmann­
schaften zur Verfügung stel len, und Maßnah­
men zur Verhinderung schädl icher wir t ­
schaft l icher Auswi rkungen für die Entwick­
lungsländer; zu den beiden letzten Proble­
men wird auf die beigefügten Resolut ionen 
verwiesen. 
Das Übere inkommen soll gemäß Art .19 ein 
Jahr, nachdem mindestens 40 Staaten, die 
zusammengenommen mindestens 25vH der 
Wel t tonnage unter ihrer Flagge führen, Ver­
tragsparteien geworden s ind, in Kraft t reten. 
Die Nieder lande kündigten im Namen der 
Europäischen Gemeinschaf ten an, daß de­
ren Mitgl iedstaaten die Konvent ion nur in 
Übere inst immung mit dem EWG-Vertrag 
zeichnen könnten; hier dürf ten zwischen den 
Grundfreiheiten der EWG und zumindest 
Art.8 der Konvent ion Spannungen bestehen. 
Da bis zum 30. Apri l ledigl ich Bol ivien, Indo­
nesien, Marokko, Mexiko und Senegal die 
Konvent ion gezeichnet hat ten, ist mit e inem 
Inkrafttreten in absehbarer Zeit wohl nicht zu 
rechnen. Die fünf Staaten repräsentieren z u ­
sammen etwas mehr als 10vH der Tonnage 
Panamas. 

V. Für die Bundesrepubl ik Deutschland ist 
festzuhal ten, daß sich der Deutsche Bundes­
tag verschiedent l ich mit dem Problem der 
Bil l igf laggen und auch mit der Posit ion der 
deutschen Delegation bei den Genfer Ver­
handlungen befaßt hat. Nach e inem Bericht 
des Verkehrsausschusses v o m 9. März 1981 
(Bundestags-Drucksache 9/8872 (neu)) hat 
der Bundestag am 15. Dezember 1982 ein­
s t immig eine Entschl ießung verabschiedet , 
die, um dem Trend zum offenen Schif fahrts­
register zu begegnen, eine engere wir t ­
schaft l iche Bindung zwischen Flaggenstaat 
und Schiff anstrebt. Die Übere inst immung 
der Posit ion der Delegation der Bundesrepu­
blik Deutschland mit dieser Entschl ießung 
war im Juli 1985 Gegenstand einer Anfrage 
an die Bundesregierung (BT-Drs.10/3649, 
S.41ff.), in deren Beantwor tung die Bundes­
regierung unter anderem ausführte, eine 
wel twei te wir tschaft l iche Bindung zwischen 
Schiff und Flaggenstaat verbessere nach ih­
rer Auf fassung nicht die Wet tbewerbspos i ­
t ion der deutschen Flagge. 

Klaus Dicke • 

41. Generalversammlung: Notlage in Afrika 
— Würdigung des OEOA — Schuldenfrage (16) 

(Vgl. auch Hans d'Orvi l le, Nekrolog auf ein 
multi laterales Erfolgserlebnis. Das Büro der 
Vereinten Nationen für Nothi l femaßnahmen 
in Afr ika (OEOA), VN 6/1986 S.193ff., sowie 
den Beitrag des Verfassers, Afr ika: freiwil l ige 
und unfreiwil l ige >Politikreformen<. Die 13. 
Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nat ionen, VN 3/1986 S.90ff.) 

I. Wenige Monate nach ihrer v o m 27. Mai bis 
zum I . Jun i 1986 abgehal tenen 13.Sonder­
tagung befaßte sich die Genera lversamm­
lung der Vereinten Nat ionen erneut mit e inem 
Bericht des Generalsekretärs zur br i t i schen 
Wirtschafts lage in Afrika- (A/41/683 v. 8.10. 

1986 mit Add.1 v. 27.10.1986). Dieser Be­
richt geht al lerdings nicht auf die Umsetzung 
des am I . Jun i verabschiedeten A k t i o n s ­
p rogramms der Vereinten Nat ionen für die 
wir tschaft l iche Gesundung und Entwicklung 
Afr ikas (1986-1990)< (A/Res/S-13/2) ein, son ­
dern wertet die Bemühungen der UNO aus, 
das internationale Noth i l feprogramm zur 
akuten Krise Afr ikas in den Jahren 1983 bis 
1985 zu koordinieren. Dargestel l t und bewer­
tet werden besonders die Maßnahmen des 
OEOA, das Ende Oktober 1986 wieder auf­
gelöst wurde. 
An der Debatte des Berichts des Generalse­
kretärs in der Generalversammlung am 22. 
Oktober 1986 betei l igten sich Vertreter von 
22 Mitg l iedstaaten. Der Sprecher der afr ika­
nischen Staatengruppe, der kongolesische 
Botschafter Gayama, erinnerte in seiner e in­
leitenden Rede an den »ermut igenden Kon ­
sens« der 13. Sondergenera lversammlung, 
bemängel te aber, daß »das einhell ig unter­
stützte Ak t ionsprogramm für die wir tschaft l i ­
che Gesundung und Entwicklung Afr ikas 
nicht von einem spezi f ischen Finanzangebot 
begleitet« werde. Diese Kritik unterstr ichen 
besonders der Sprecher der »Gruppe der 77«, 
der jugos lawische Botschafter Pejic und der 
indische Botschafter Razi. 
Von fast allen Rednern wurde die Arbeit des 
OEOA sehr posit iv gewürd ig t . Auch der Ver­
treter der US-Regierung — über die ber ich­
tet worden war, sie habe sich für die Auf lö­
sung des Büros stark gemacht , wei l s ich das 
OEOA zu sehr zugunsten der äth iopischen 
Mengistu-Regierung eingesetzt hätte — er­
klärte, das OEOA habe »das Beste der Ver­
einten Nationen« zum Ausdruck gebracht . 
Kein Redner bedauerte al lerdings die Auf lö­
sung des Büros, da sich die Lage entspannt 
habe. Begrüßt wurde die Schaffung neuer 
UN-Koord inat ions inst rumente für die langfr i­
st ige Afrikahilfe durch den Generalsekretär. 
Der br i t ische Botschafter Sir John Thomson 
forderte auch als Vertreter der Europäischen 
Gemeinschaft , daß die erfolgreiche Informa­
t ionsarbeit des OEOA fortgesetzt werden 
solle. Von den Sprechern der osteuropäi ­
schen Staaten nahm nur DDR-Botschaf ter 
Ott posit iv zum OEOA Stel lung. Die anderen 
Vertreter g ingen darauf nicht ein. 
Gegensätzl iche Posit ionen wurden beson­
ders zur Forderung der afr ikanischen Staa­
ten deut l ich, eine Konferenz über die afr ika­
nischen Schulden einzuberufen. Darauf war 
der Bericht des Generalsekretärs nicht e in­
gegangen. Neben dem afr ikanischen Spre­
cher setzten s ich nur die Vertreter Chinas, 
Jugoslawiens (auch als Sprecher der >Grup-
pe der 77<) und der DDR dafür ein. Einige 
andere Redner wie der Indiens betonten le­
digl ich in al lgemeiner Form, daß die Schu l ­
denfrage »dringend behandelt« werden müs­
se. Die Vertreter der west l ichen Gläubiger­
länder und die meisten osteuropäischen 
Redner beschränkten sich auf Ausführungen 
zu ihren Hi l fsmaßnahmen. 
Die am 3 1 . Oktober im Konsens angenom­
mene Resolut ion 41/29 faßt die Debatte mit 
der dr ingenden Auf forderung an die interna­
t ionale Staatengemeinschaf t und die Nicht­
regierungsorganisat ionen zusammen, ihre 
Bemühungen for tzusetzen, die noch erfor­
derl iche Nothi l fe in den betroffenen afr ikani­
schen Ländern zu leisten, und macht auf die 

nunmehr von Heuschreckenschwärmen d ro ­
hende Gefahr au fmerksam. 
II: Zur Überwachung der Umsetzung des von 
der 13. Sondergenera lversammlung verab­
schiedeten Ak t ionsprogramms wurde be­
reits im September letzten Jahres ein Len­
kungsausschuß a m Sitz der Vereinten Nat io­
nen gebi ldet, dem im Mai 1987 ein kleines 
Sekretariat unter der Lei tung von Strahinja 
Bacic als Koordinator be igegeben wurde. 
Darüber hinaus bestel l te der Generalsekretär 
den kanadischen Botschaf ter Stephen 
Lewis, der den Ad-hoc-Plenarausschuß der 
13. Sondergenera lversammlung geleitet hat­
te, zu seinem persönl ichen Berater in Fragen 
der Durchführung des Ak t ionsprogramms 
und für die Mobi l is ierung von Unterstützung 
der internationalen Gemeinschaf t . 
Als weitere Maßnahme berief der Generalse­
kretär am 2. Apri l 1987 nach Konsul tat ionen 
mit Regierungen, der Wel tbank und dem In­
ternat ionalen Währungs fonds eine >Bera-
tungsgruppe für den Zufluß von Ressourcen 
nach Afrika« (Zusammensetzung: S.116 d ie­
ser Ausgabe), der führende Finanzexperten 
angehören, darunter deutschersei ts der 
Hamburger Bankier Max Warburg. Ob dami t 
der Kompetenzkonf l ik t zwischen Wel tbank 
und Vereinten Nat ionen hinsicht l ich der Ko­
ordin ierungsaufgaben bei der Afrikahil fe ge ­
löst ist oder gar eskalieren wi rd , bleibt abzu­
war ten. Konrad Melchers • 

UNFPA: Jahresbericht im Zeichen des Tages der 
fünf Milliarden« — Bevölkerungswachstum immer 
noch eher Bedrohung als Triumph der Menschheit 
(17) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/ 
1986 S.177 fort.) 

Wer sich v o m »Bericht zur Lage der Wel tbe­
völkerung 1987< neue Erkenntnisse und Fak­
ten erhofft hat, wi rd ent täuscht sein. Der 
diesjährige Jahresbericht des Fonds der Ver­
einten Nat ionen für Bevölkerungsfragen 
(UNFPA) — noch unter der Regie des lang­
jähr igen, im März dieses Jahres vers torbe­
nen Exekut ivdirektors Rafael M. Salas ver­
faßt — verdient kaum eine so lch woh lk l in ­
gende Bezeichnung. Hinter d e m Titel >Die 
Welt der fünf Milliarden« verbirgt s ich im gro­
ßen und ganzen eine Wiederho lung bereits 
bekannter Fakten aus den Ber ichten vergan­
gener Jahre. 
Hauptanl iegen des Berichts ist es, auf die 
(vermutete) Erreichung der Zahl von fünf Mi l ­
l iarden Menschen in d iesem Jahr aufmerk­
sam zu machen: Der 11.Jul i d ieses Jahres 
soll auf Vorschlag des Bevölkerungsfonds 
als T a g der fünf Milliarden« in die Geschichte 
eingehen. Die Welt soll an d iesem Tag »fei­
ern« und zugleich »Bilanz ziehen«. Der Wel t ­
bevölkerungsber icht 1987 dient der Vorbe­
reitung dieses denkwürd igen Ereignisses. 
In Teil I des Berichts w i rd noch einmal der 
bisherige »Marsch der Mil l iarden« nachvol l ­
zogen, der im 18. Jahrhundert langsam e in­
setzte und sich vor al lem nach dem Zwei ten 
Weltkr ieg drast isch beschleunigte. Obwoh l 
die Wachs tumskurve seit 1970 wieder fällt, 
wi rd »die höchste jährl iche Bevölkerungszu­
nahme . . . nicht vor Beginn des 2 1 . Jahrhun­
derts erreicht sein . . . , wei l die Zuwachsra­
te . . . auf eine ständig wachsende Bevölke­
rung Anwendung f indet«. Erst in e twa einem 
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Jahrhunder t soll das Bevölkerungswachs­
t u m be im Stand von ungefähr 10 Mil l iarden 
zum Sti l lstand kommen . 
Euphor isch wird anschl ießend verkündet , 
daß es der Menschhei t in unserem Jahrhun­
dert erstmals gelungen ist, ihr demograph i ­
sches Schicksal unter Kontrol le zu b e k o m ­
men. Die Lebenserwartung, gerade auch in 
den Entwicklungsländern, ist gest iegen, die 
Kindersterbl ichkeit konnte verringert wer­
den . »Aber es ist noch kein endgül t iger 
Sieg«, warnt der Bericht und verweist auf die 
Kluft zwischen »entwickelten« und »Entwick­
lungsländern«. Während erstere das Bevö l ­
kerungswachstum in den Griff bekommen 
hätten und die Ernährung ihrer Bevölkerung 
gewährleisten könnten, obwoh l nur fünf Pro­
zent ihres Arbei tskräf tepotent ia ls in der 
Landwir tschaft tät ig s ind, hätten letztere das 
Problem der Unterernährung bis heute nicht 
bewäl t igen können — und dies, obwoh l die 
Mehrheit der Bevölkerung dort immer noch 
im Agrarsektor arbeitet. Für den UNFPA liegt 
die Erklärung für das bisherige Scheitern der 
Entwick lungsländer auf der Hand: Das »un­
mäßige Bevölkerungswachstum« in all sei ­
nen negativen Folgen ist Schuld an der Mise­
re. Dies wird dem Leser später, im letzten Teil 
des Ber ichts, anhand von eindr ingl ichen, auf 
den Laien zugeschni t tenen Beispielen klar 
gemacht . 

Vorher j edoch , in Teil II des Berichts, sollen 
einmal die denkbaren »Auswirkungen des ra­
schen Bevö lkerungswachstums auf das In­
d iv iduum« beleuchtet werden. Zu diesem 
Zweck wi rd das Schicksal einer hypothet i ­
schen Person X, des »fünfmil l iardsten Erden­
bürgers«, der aller Wahrscheinl ichkeit nach 
in e inem Entwick lungsland zur Welt kommen 
w i rd , verfolgt. Zwei mögl iche Lebensszena­
rien für Wel tbürger X werden entworfen: 
Land A und Land B. In Land A herrscht un­
kontrol l iertes Bevö lkerungswachstum, die 
Wir tschaf t entwickel t s ich langsam — ein ty­
p isches Beispiel für viele Länder im Afr ika 
südl ich der Sahara. Land B hat den Bevölke­
rungszuwachs e ingedämmt, seine Wirt­
schaft »nimmt einen enormen Auf­
schwung« — vergleichbar e twa mit der S i ­
tuat ion der Republ ik Korea. 
In Land A ist es mit den Über lebenschancen 
für Wel tbürger X schlecht bestellt: Er wi rd in 
eine große Familie auf dem Land hineingebo­
ren. Die Gesundhei t seiner Mutter ist durch 
zu häuf ige Geburten geschwächt . Vielleicht 
st irbt das »fünfmil l iardste Baby« gar schon in 
den ersten Lebensjahren. Die Kindersterb­
l ichkeit in Land B dagegen ist »um 12 bis 
20 Prozent geringer«, die Müttersterbl ichkeit 
»als soziales Problem prakt isch ganz ver­
schwunden«. Im Hinbl ick auf die Bi ldungs­
chancen sieht es ähnl ich aus: Land B kann 
eine ausre ichende Anzahl von Schulplätzen 
anbieten, Wel tbürger X könnte dort sogar 
eine Universität besuchen. In Land A dage­
gen kann er f roh sein, wenn er überhaupt 
Lesen und Schreiben lernt. 
Auch das Erwachsenenleben hält in Land A 
für Wel tbürger X wenig Erfreuliches bereit: 
Der Kampf u m Arbei tsplätze ist hart. Er wi rd 
sich mit e inem schlecht bezahlten Job in der 
Landwir tschaft begnügen müssen oder in 
den Slums am Rande der Haupts tadt sein 
Dasein fr isten. Anders in Land B: Mit e inem 
langsameren Wachs tum der Städte kann die 

Grundbedür fn isbefr ied igung Schri t t hal ten. 
Es gibt in ausre ichendem Maße gut bezahlte 
Arbei tsplätze in Stadt und Land — im moder­
nen Sektor, aber auch in Zul ieferbetr ieben im 
Agrarbere ich. 
Aus den geschi lderten einfachen Szenarien 
zieht der Bericht ein ebenso einfaches Resü­
mee: »Das Beispiel des Landes A zeigt, wie 
dr ingend diese Länder ihr Bevölkerungs­
wachs tum reduzieren müssen.« Hand in 
Hand mit Programmen »zur Veränderung so ­
zialer und wir tschaft l icher Bedingungen« 
wi rd sich dann alles zum Guten wenden . 
In Teil III wendet sich der Wel tbevölkerungs­
bericht drei angebl ich von Verfechtern des 
Bevö lkerungswachstums vorgebrachten Ar­
gumenten zu — sie werden vom UNFPA als 
eine Art Pappkameraden für den eigenen ar­
gumentat iven Feldzug benutzt . A rgument 
eins beschwör t das Innovat ionspotent ia l e i ­
ner wachsenden Bevölkerung für die wir t ­
schaft l iche Entwick lung herauf. Dem hält der 
Bericht entgegen, daß sich zum Beispiel in 
der gesamten Bevölkerungsgeschichte En­
glands kein Hinweis auf die Förderung land­
wir tschaft l icher Innovat ionen durch Bevölke­
rungsdruck f inden läßt. Gleichzeit ig macht 
sich der Bevölkerungsfonds zum Anwal t 
ausgestorbener Zivi l isationen wie der May­
as, die »dem Bevölkerungsdruck zum Opfer 
gefallen sind und . . . keine S t imme mehr (ha­
ben), um ihre traurige Geschichte zu erzäh­
len«. Als posit ives Gegenbeispiel hält der Be­
richt schließlich die Republ ik Korea bereit, 
die »an der Spitze der neuen Industr ieländer 
liegt«, d ies jedoch nur, weil dor t die Frucht­
barkeitsrate inzwischen auf dem Reproduk­
t ionsniveau liegt. 

Argument Nummer zwei besagt, daß sich 
das Bevö lkerungswachstum in bezug auf die 
wir tschaft l iche Entwick lung neutral verhält. 
Auch hier ist es für den Bericht ein leichtes, 
am Beispiel Afr ikas das Gegentei l zu bewe i ­
sen: »Regierungen von Ländern mit hoher 
Fruchtbarkeit s ind gezwungen, immer grö­
ßere Summen für die Grundbedürfn isbefr ie­
d igung auszugeben . . . « . Das Finanzvolu­
men für produkt ive Investi t ionen wi rd da ­
durch verringert. Auch ist die Wachs tumsra­
te des Pro-Kopf -E inkommens in den entwik-
kelten Ländern deshalb höher, wei l der Antei l 
der abhängigen, noch nicht arbei tsfähigen 
Jugendl ichen an der Gesamtbevö lkerung 
dort viel kleiner ist. »Das pro Kopf verfügbare 
Kapital, die Arbei tsprodukt iv i tät , die A lpha­
bet is ierungsrate und das Erziehungsniveau 
— sie alle s ind höher, wenn die Fruchtbarkeit 
niedriger ist.« 

Das Abhängigkei tsverhäl tn is von Bevölke­
rungswachstum und Umwel t w i rd in Gegen­
argument Nummer drei erörtert. Hier genügt 
es dem Bericht, das Prinzip der Entropie her­
aufzubeschwören und an unsere Verantwor­
tung zu appel l ieren, »noch ver fügbare freie 
Energie im Interesse jetziger und künft iger 
Generat ionen zu bewahren«. Seine Behaup­
tung, »je größer die Bevölkerung und je höher 
der Energieverbrauch ist, desto stärker wirkt 
s ich die Entropie aus«, versucht der Bericht 
schließlich anhand zweier Einzelbeispiele, 
der Entwaldung und der Ar tenvern ichtung, 
zu i l lustrieren. 
War der kri t ische Leser bis zu d iesem Punkt 
vielleicht nur verblüfft angesichts der Häu­
fung von Banali täten im »Bericht zur Lage der 

Wel tbevölkerung 1987<, so kann er sich jetzt 
des Eindrucks nicht mehr erwehren, mit 
ideologisch gefärbten Halbwahrhei ten abge­
speist zu werden . Der Behauptung, die Ent­
wa ldung sei auf den wachsenden Brennholz­
bedarf in den Entwick lungsländern und da­
mit natürl ich auf das Bevö lkerungswachs­
t u m zurückzuführen, wurde bereits im U N -
System selbst von kompetenter Seite wider­
sprochen. Die wei teren Ursachen und Hin­
tergründe — hierzu gehört beispielsweise 
der Ausverkauf t rop ischer Hölzer in die Indu­
str ienat ionen — wurden bereits in mehreren 
Studien der FAO eingehend erörtert. 
Es ist müßig, noch weiter ins Detail zu gehen. 
In Kapitel IV »Schlußfolgerungen« des Be­
richts heißt es: »Der Bevölkerungsdruck 
kann s ich auch indirekt auf die Industr ie län­
der auswirken, w ie beispielsweise in Form 
von Umwel tschäden, sozialen Konf l ikten 
oder der Unfähigkeit der Entwick lungs län­
der, ihren Schuldendienstverpf l ichtungen 
n a c h z u k o m m e n . . . . Bevö lkerungsprob leme 
betreffen die ganze Weltgemeinschaft .« Hier 
drängt sich die Vermutung auf, daß ein Be­
richt in der vorgelegten Form keine Analyse 
der Lage der Wel tbevö lkerung, ja nicht e in­
mal die Vorberei tung des »Tages der fünf Mi l ­
liarden«, sondern vielmehr offensicht l ich in 
erster Linie PR-Arbei t im einst igen Geber­
land USA — das schon im Vorjahr nicht mehr 
zum UNFPA-Budget bei t ragen moch te — 
zum Ziel hat. Dies ist zweifel los ein legi t imes 
Anl iegen des Fonds; se inem Anspruch , auch 
in einer fachl ich interessierten, breiteren in­
ternat ionalen Öffentl ichkeit Gehör zu f inden, 
wi rd freil ich mit dem diesjährigen Bericht 
kein guter Dienst erwiesen. 

Angela Großmann • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Menschenrechtskommission: 43. Tagung — Ände­
rung an der Spitze des Zentrums für Menschen­
rechte — Grundrechte von zahlreichen Staaten 
verletzt — Fortschritte im Einzelfall (18) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.113f. fort.) 

Verliert die Menschenrechtsarbei t der Ver­
einten Nat ionen an Gewicht? Diese Befürch­
tung drängte sich jedenfal ls auf, als im Zuge 
von Reorganisat ions- und Sparmaßnahmen 
UN-Generalsekretär Javier Perez de Cuellar 
Ende November letzten Jahres bekanntgab, 
daß das Zent rum für Menschenrechte der 
Weltorganisat ion künft ig keinen hauptamt l i ­
chen Chef mehr haben werde. Seit dem 
I . M ä r z ist Jan Mar tenson, bisher Leiter des 
UN-Abrüs tungszent rums in New York, als 
Nachfolger von Erik Suy neuer Generaldirek­
tor des Genfer Büros der Vereinten Nat ionen 
und in dieser Eigenschaft auch für das Men ­
schenrechtszent rum zuständig. Dessen b is­
heriger Leiter Kurt Herndl schied aus. Er wur ­
de gewissermaßen Opfer der von ihm selbst 
im letzten Jahr eingeleiteten Kürzungsmaß­
nahmen; diese, die beispielsweise zum Aus ­
fall der Tagung der Menschenrechts-Unter -
kommiss ion führ ten, waren von ihm ohne 
Absprache mit den Kommiss ionsmi tg l iedern 
getroffen worden , was ihm seinerzeit nach­
haltig verübelt wurde . 

Die 43. Tagung der aus 43 Mitgl iedstaaten 
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bestehenden Menschenrechtskommiss ion 
(Zusammensetzung: S.116 dieser Ausgabe) 
fand v o m 2. Februar bis zum 13. März 1987 
im Genfer Völkerbundpalast statt. Sie s tand 
unter der Leitung von Leonid Evmenov, pro­
minenter Angehör iger der Akademie der 
Wissenschaf ten Bjelorußlands. Darüber, daß 
in d iesem Jahr der Vorsitz der Kommiss ion 
Bjelorußland zufallen sol l te, war der Delega­
t ionsleiter der Vereinigten Staaten, Robert 
Wal lach, wie er auf einer Pressekonferenz 
a m 2. Februar mittei l te, zunächst ve rwun­
dert. Er habe jedoch herausgefunden, daß 
die USA in Jalta »dem unabhängigen Status 
der Bjelorussischen Sowjet ischen Sozial ist i ­
schen Republik« zugest immt hät ten. 
In seiner Eröf fnungsansprache ging Kurt 
Herndl auf die For tentwick lung der Men ­
schenrechte ein: Die erste Phase sei gekenn­
zeichnet gewesen von dem Bemühen um S i ­
cherung der Freiheit und Menschenwürde 
durch internationale Kodi f ikat ionen, die 
zweite Stufe sei erreicht worden mit der Ent­
wick lung von Überwachungseinr ichtungen 
und -verfahren; nunmehr, an der Schwel le 
eines neuen Jahrhunder ts , zeichne s ich die 
dr i t te Phase ab , die vor al lem Hil feleistungen 
zur Umsetzung der garantierten Menschen­
rechte beinhalten müsse. Hierzu sei es erfor­
der l ich, daß die Vereinten Nat ionen mit den 
entsprechenden Hil fsmitteln ausgerüstet 
würden , um beispielsweise Berater in Men ­
schenrechtsf ragen aussenden und regionale 
Beratungsstel len unterstützen zu können — 
angesichts der prekären Finanzlage ein 
schwier iges Unter fangen. 

I. Eingangs beschäf t igte sich die Kommis ­
sion mit der Lage in den von Israel besetzten 
arabischen Gebieten. Der amerikanische 
Vertreter sprach sich für eine größere Au to ­
nomie der besetzten Gebiete aus. Al lgemein 
wurde die Repressionspol i t ik scharf kritisiert; 
Israel widersetze sich konstant den UN-Re­
solut ionen und internationalen A b k o m m e n . 
Diese Haltung spiegelte sich auch in den 
diesjährigen Resolut ionen der Kommiss ion 
wider: Israels »Politik der eisernen Faust« in 
Palästina und den anderen besetzten arabi­
schen Gebieten wurde ebenso verurtei l t wie 
die Unterwerfung des West jordanlandes und 
des Gazastreifens unter israelische Gesetze 
und Siedlungspol i t ik (28 Ja, 8 Nein west l i ­
cher Staaten, 6 Enthaltungen). Bei einer Ge­
gens t imme (USA) wurde Israel erneut aufge­
fordert , Palästinensern den Status von 
Kr iegsgefangenen zuzuerkennen, sie ent­
sprechend der Genfer Konvent ion zu behan­
deln und dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz (IKRK) Besuche der Gefange­
nen zu gestat ten. In einer weiteren Entschl ie­
ßung über die Menschenrechts lage im be ­
setzten syr ischen Gebiet prangerte die K o m ­
mission den Terror und die unmenschl iche 
Behandlung der syr ischen Staatsbürger 
(Drusen) an, die sich weigern, die israelische 
Staatsbürgerschaft anzunehmen. Schl ieß­
lich wurde Israel aufgefordert , s ich unver­
zügl ich vom syr ischen Terr i tor ium zurückzu­
ziehen und seine Terrorisierung der Ziv i lbe­
völkerung sowie andere Wi l lkürmaßnahmen 
einzustel len. Gleiches wurde auch für die ok­
kupierten Gebiete in Südl ibanon gefordert . 

II. Auf der Tagesordnung s tand weiter das 
Recht auf Selbstbestimmung und seine A n ­

wendung auf alle Völker unter Kolonial- oder 
Fremdherrschaft . Insgesamt fünf Resolut io­
nen wurden hierzu verabschiedet , die s ich 
mit der Lage in der Westsahara, Palästina, 
Afghanis tan, Kamputschea und dem Südl i ­
chen Afr ika befassen. 
Die Situat ion in der Westsahara gehöre in 
den Kontext der Entkolonisierung; Marokko 
und die POLISARIO wurden zu direkten Ver­
handlungen aufgefordert , u m einen Waf fen­
st i l lstand — als Vorbed ingung für eine f r ied­
liche Lösung des Konfl ikts auf der Grundlage 
des Se lbs tbest immungsrechts — zu errei­
chen. 
Auch das Se lbs tbest immungsrecht der Be­
völkerung Palästinas und der Status der PLO 
als der einzigen wahren Vertretung des palä­
st inensischen Volkes wurden bekräft igt — 
dieses Volk habe ein Recht, ohne äußere Ein­
mischung einen souveränen Staat zu g rün­
den . 
In ihrer Afghanistan-Resolut ion forder te die 
Kommiss ion w iederum — gegen den Wider­
stand der öst l ichen Staaten — den sofor t i ­
gen Abzug aller f remden Truppen, dami t das 
afghanische Volk sein Recht auf Se lbs tbe­
s t immung wahrnehmen und seine eigene 
Regierung frei wählen könne. 
Die andauernden, massiven Menschen­
rechtsver letzungen in Kamputschea, seine i l ­
legale Besetzung durch Vietnam sowie w ie ­
derhol te Luftangriffe auf die Ziv i lbevölkerung 
wurden von der Kommiss ion verurtei l t , die 
schon seit s ieben Jahren den Abzug der 
f remden Truppen verlangt. 
In einer Resolut ion über das Südl iche Afr ika 
wurde w iederum das Recht des namibischen 
Volkes auf Se lbs tbes t immung und Unabhän­
gigkeit in einem geeinten Namibia unter Ein­
schluß von Walf ischbai hervorgehoben so ­
wie die Rechtmäßigkei t seines Befreiungs­
kampfes mit allen Mitteln — auch durch be­
waffneten Kampf — bestät igt . Diese Resolu­
t ion wurde von den west l ichen Ländern 
wegen der Legit imierung des bewaffneten 
Kampfes nicht unterstützt. 
III. Die dramat ische Eskalation der Men ­
schenrechtsver letzungen in Südafrika wurde 
von der Kommiss ion auf das schärfste verur­
teilt; alle Formen von Apartheid seien 
schnel lstens abzuschaf fen. »Null und n ich­
tig« seien die neue Verfassung und soge­
nannte Reformen, die weder eine Beend i ­
gung des Ausnahmezustands noch die A b ­
schaf fung der Apartheidgesetze und anderer 
repressiver Maßnahmen bewirkt hät ten. Frei­
hei tskämpfer und pol i t ische Opposi t ionel le 
müßten brutale Unterdrückung und Folter 
befürchten. Die gegenüber den Nachbar­
staaten betr iebene aggressive Destabi l is ie-
rungspol i t ik sei sofort zu beenden und Nami ­
bia gemäß Resolut ion 435(1978) des Sicher­
heitsrats in die Unabhängigkei t zu ent lassen. 
Alle Staaten wurden nochmals dr ingend auf­
gefordert , s ich jegl icher Kooperat ion mit 
dem Apar the idregime zu enthal ten. Kritisiert 
wurde die Zusammenarbe i t west l icher Staa­
ten und Israels mit Südafr ika insbesondere 
im Nuklearbereich. 

In d iesem Zusammenhang bedauerte die 
Kommiss ion das Scheitern des Versuchs im 
Sicherheitsrat, verbindl iche Sankt ionen ge­
gen Südafr ika zu verhängen. 36 Länder be­
fürworteten die entsprechend ver fügende 
Resolut ion; Belgien, Frankreich und Japan 

enthielten s ich; die Vereinigten Staaten, 
Großbri tannien und die Bundesrepubl ik 
Deutschland s t immten dagegen. Wir tschaf t ­
l iche Zwangsmaßnahmen, so der Vertreter 
der Bundesrepubl ik , könnten nicht zu einer 
fr iedl ichen Lösung des Konfl ikts bei t ragen, 
vielmehr habe die Bevölkerung unter ihnen 
zu leiden — eine Hal tung, die bei der Mehr­
heit der Kommiss ion nicht auf Verständnis 
stieß. 
IV. Schwerpunk tmäßig beschäf t igte sich 
die Menschenrechtskommiss ion auch d ies­
mal wieder mit der Beurtei lung von Men ­
schenrechtsver letzungen in allen Teilen der 
Welt. 
In Guatemala, so der Sonderbeauf t ragte in 
seinem Bericht (UN Doc. E/CN.4/1987/24), 
regierten nun ein demokrat isch gewähl ter 
Präsident und Kongreß. Al lerdings sei das 
Land mit erhebl ichen pol i t ischen und wir t ­
schaft l ichen Schwier igkei ten konfront iert — 
die Armut sei unvorstel lbar und die Kr imina­
l itätsrate erschreckend hoch. Die Versuche, 
Menschenrechtsschutz innerstaatl ich wi rk­
sam zu garant ieren, verdienten jedoch die 
volle Unterstützung der internationalen Ge­
meinschaft . Dieser Ansicht schloß sich auch 
die Kommiss ion an. 

Die Lebensumstände der Bürger von El 
Salvador, so der Sonderber ichterstat ter 
(E/CN.4/1987/21), habe sich 1986 wei ter ver­
schlechtert , hauptsächl ich wegen des anhal ­
tenden Konf l ikts zwischen Regierung und 
FMLN-Guer i l la und der Wir tschaftskr ise. Po­
lit ische Morde gingen auf das Konto der 
Streit- und Sicherheitskräfte, al lerdings hät­
ten sie im Vergleich zum Vorjahr a b g e n o m ­
men. Die Gueri l la ihrerseits hielt wei terhin 
summar ische Hinr ichtungen ab und entführ­
te Ziv i lpersonen. Die Ach tung der Men ­
schenrechte sei ein wicht iges Anl iegen der 
Regierung Duarte; nunmehr müsse endl ich 
eine fr iedl iche Lösung des Konfl ikts ge fun­
den werden . Anerkennend erwähnte der 
Sonderber ichterstat ter die schnel le Anpas ­
sung des innerstaatl ichen Rechts an die für 
El Salvador verbindl ichen Menschenrech ts ­
s tandards und die Fortsetzung der Agrar-
und Just izreformen. Der anhal tende Konfl ikt 
und die Menschenrechtsver le tzungen in d ie­
sem Land wurden von der Kommiss ion be­
dauert , die vor einer Einmischung in die inne­
ren Angelegenhei ten warnte. 
Der Sonderbeauf t ragte für Chile lobte die zu ­
fr iedenstel lende Zusammenarbe i t mit der 
chi lenischen Regierung; sogar eine Vor-Or t -
Untersuchung sei ihm ermögl icht worden 
(E/CN.4/1987/7). 1986 seien zwar keine Per­
sonen mehr verschwunden, aber 663 solcher 
Fälle seien noch vor Gericht anhängig . In der 
Exilfrage seien Fortschr i t te erzielt und 
618 Personen die Rückkehr gestat tet wor ­
den. Die Ausarbei tung von Wahlgesetzen er­
rege öffentl iches Interesse und habe einen 
— wenn auch begrenzten — posi t iven Ein­
fluß auf den Dialog zwischen Regierung und 
Oppos i t ion. Trotz dieser Erfolge hätten aber 
schwere Ausschre i tungen von Personen, die 
in Verb indung zu Regierungsstel len s tehen, 
vor allem gegenüber Opposi t ionel len stat t ­
gefunden. Die Regierung müsse auch ein 
waches Auge auf das Bandenwesen haben 
und d iesem Terror ein Ende setzen. Besorg­
nis zeigte die Kommiss ion über die anhal ten­
den Menschenrechtsver le tzungen in Chi le 
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und die fehlende Institutionalisierung der 
Menschenrechte . Der chi lenische Delegierte 
beschwer te sich über eine wachsende Pol i t i ­
s ierung der Diskussion; einzelne Vorwürfe in 
dem Bericht seien grundlos, zudem werde 
die Kooperat ionsberei tschaft seiner Regie­
rung nicht genügend gewürdigt . 
Trotz pol i t ischer Erklärungen über eine f r ied­
liche Aussöhnung habe sich die Menschen­
rechtslage in Afghanistan nicht merkl ich 
gebessert , so Berichterstatter Ermacora 
(E/CN.4/1987/22): Die Kämpfe hielten be­
sonders in grenznahen Gebieten an, die Zahl 
der Flüchtl inge wachse ständig und die Aus­
wi rkungen der verkündeten Amnest ie seien 
noch nicht absehbar. Er empfahl der K o m ­
miss ion, die Lage in d iesem Land weiter 
sorgfält ig zu beobachten , insbesondere im 
Hinbl ick auf die Amnest ie und den angekün­
d ig ten Waffenst i l ls tand. Nach Ansicht des 
afghanischen Außenministers liegen seit der 
Revolut ion im Apri l 1978 gute Bedingungen 
für die str ikte Einhaltung der Menschenrech­
te vor, deren recht l iche Grundlage im Ak­
t i onsprogramm der Demokrat ischen Volks­
partei sowie verschiedenen Gesetzen zu f in ­
den sei. Die »Politik der nationalen Versöh­
nung« sei eine fr iedl iche und menschl iche 
Polit ik, der am 15. Januar verkündete Waf­
fenst i l ls tand ein erster Schritt zur Befr iedung 
des Landes. Al lerdings fühlten sich viele Af­
ghanen durch die dauernde Einmischung 
f remder Mäch te und bewaffnete Angrif fe von 
der Rückkehr in die Heimat abgehal ten. 
Nach Ans icht seiner Regierung müsse jedes 
Land seine Probleme im menschenrecht l i ­
chen Bereich selbst lösen; als Ansatz dazu 
seien d ie Einladung des IKRK und einer Un ­
te rsuchungsgruppe unter Ermacoras Lei­
tung zu verstehen. Die Kommiss ion verurtei l­
te das scharfe Vorgehen afghanischer und 
f remder Truppen gegen ihre Opponenten 
und die Methoden der Kriegsführung; die 
Parteien sol l ten sich entsprechend den Re­
geln des humani tären Kriegsvölkerrechts 
verhal ten. Ein von Bjelorußland e ingebrach­
ter Resolut ionsentwurf , der die Bemühungen 
der afghanischen Regierung um nationale 
Versöhnung anerkennen wol l te, wurde nach 
dem Schei tern eines anderen Resolut ions­
entwur fes der UdSSR zurückgezogen; das 
Mandat des Sonderber ichterstat ters wurde 
um ein Jahr verlängert. 
Es sei unmögl ich gewesen, so der Sonder­
beauft ragte für Iran, alle wicht igen Punkte in 
se inem Bericht (E/CN.4/1987/23) zu erör­
tern: Weder auf seine noch auf die Fragen 
seines Vorgängers habe Iran bislang geant­
wor tet . In d iesem Lande hielten die Men­
schenrechtsver letzungen an, wenn auch die 
Zahl der Vorwürfe abgenommen habe. Er 
sch lug der Menschenrechtskommiss ion vor, 
eine Kommiss ion für Iran einzurichten, die 
— die Zus t immung Irans vorausgesetzt — 
durch Bereisung des Landes Informationen 
sammeln könnte. 

In einer Resolut ion über Zypern wiederhol te 
die Kommiss ion ihren Aufruf bezügl ich der 
vol len Wiederherstel lung aller Menschen­
rechte, insbesondere auch für die Flücht l in­
ge. 
Sri Lanka soll seine Zusammenarbe i t mit 
dem IKRK fortsetzen und ihm die Erfüllung 
seiner Aufgaben erleichtern. Die g3waltsa-
men Ausschre i tungen müßten ein Ende f in ­

den und eine fr iedl iche Lösung des Konfl ikts 
ausgehandel t werden . Die im Konsens ver­
abschiedete Entschl ießung war die erste zu 
der Auseinandersetzung in d iesem südasia­
t ischen Staat. 
Über einen von den Vereinigten Staaten e in­
gebrachten Resolut ionsentwurf über die 
»besorgniserregende menschenrecht l iche 
Lage« in Kuba, die sie von der Kommiss ion 
untersucht haben wol l ten, wurde auf Betrei­
ben Indiens nicht abgest immt ; ebenfal ls auf 
Vorschlag Indiens wurde von einer im Ge­
genzug gewünsch ten Kritik der »Politik der 
Menschenrechtsver letzungen« der USA ab ­
gesehen. Damit war freil ich ein wesent l iches 
Vorhaben Washingtons für die 43 .Tagung 
der Kommiss ion gescheitert ; mit Bedacht 
hatte es A rmando Valladares in seine Dele­
gat ion au fgenommen, der sich als langjähri­
ger pol i t ischer Gefangener Fidel Castros und 
nunmehriger US-Bürger vorstel l te. 
V. Im Schnellverfahren erfolgende oder 
willkürliche Hinrichtungen, so mußte der 
Sonderber ichterstat ter (E/CN.4/1987/20) 
feststel len, kommen in allen Regionen vor. 
Als Hauptursache nannte er die zahlreichen 
bewaffneten Auseinandersetzungen, deren 
Opfer auch unter der Ziv i lbevölkerung zu f in ­
den seien. Terroranschläge sowie Hinr ich­
tungen ohne oder nach nicht rechtsstaat l i ­
chem Verfahren seien weitere Ursachen. 
Überprüfung der nationalen Gesetzgebung, 
genauere Untersuchung myster iöser Todes ­
fälle sowie konsequente internationale Z u ­
sammenarbei t könnten die Lage verbessern 
helfen. Während des letzten Jahres habe 
sich die Zusammenarbe i t mit den beschu l ­
digten Regierungen verbessert ; von 21 um 
Ste l lungnahme gebetenen Regierungen hät­
ten immerhin 16 Staaten geantwortet . 
Weitere Diskuss ionspunkte waren die Folter 
und das Verschwindenlassen von Personen. 
Die Regierungen wurden zur Zusammenar­
beit mit den entsprechenden Arbei tsgruppen 
aufgefordert . Die Kommiss ion dankte allen 
Staaten, Organisat ionen und Privatpersonen 
für ihre Spenden in den Freiwil l igen Fonds 
der Vereinten Nat ionen für Opfer der Folter, 
mit denen schon wicht ige Hilfe geleistet wer­
den konnte. Des wei teren befaßte sich die 
Kommiss ion mit dem Problem religiöser In­
toleranz und forderte in ihrer Entschl ießung 
über die Umsetzung der »Erklärung über die 
Beseit igung aller Formen von Intoleranz und 
Diskriminierung auf Grund der Religion oder 
der Überzeugung- von 1981 alle Staaten zur 
Gewährle istung der Glaubensfreiheit auf. Als 
hilfreich bei der Behandlung dieser Frage er­
wies sich die Arbeit des im letzten Jahr beru­
fenen Sonderber ichterstat ters (E/CN.4/ 
1987/35), die großen Anklang fand. US-Ver­
treter Wal lach hob die Bedeutung religiöser 
Toleranz im Zusammenleben der Völker be ­
sonders hervor und machte auf die Situat ion 
in den kommunis t ischen Ländern aufmerk­
sam — die dort Unterdrückten könnten der 
Unterstützung der USA gewiß sein. Den Wor­
ten der sowjet ischen Führung müßten nun 
auch Taten fo lgen. 

Geiselnahme, unter welchen Umständen 
auch immer, wurde von der Kommiss ion 
schärfstens verurteilt; die Staaten wurden 
zur Verhütung und strengen Bestrafung so l ­
cher Delikte aufgefordert . 
Die Kommiss ion entschloß s ich, einen Son ­

derbeauf t ragten für ein Jahr mit einer Unter­
suchung zu betrauen, inwieweit der Einsatz 
von Söldnern zu Menschenrechtsver le tzun­
gen beiträgt und die Verwirk l ichung des 
Se lbs tbest immungsrechts behindert (+30, 
- 1 1 (west l iche Staaten), =1). Der Westen, der 
den Einsatz von Söldnern ebenfal ls verurteilt, 
begründete seine Ab lehnung damit , das 
Mandat sei nicht klar genug umrissen und 
sein Erfolg daher zweifelhaft. 
Der Status der beiden internationalen Pakte 
über bürger l iche und pol i t ische sowie wir t ­
schaft l iche und kulturelle Rechte s tand 
ebenfal ls auf der Tagesordnung. Die (nur 
sch leppend fortschrei tende) Ausarbei tung 
eines II. Fakultat ivprotokol ls über die A b ­
schaffung der Todesstrafe w i rd die Kommis ­
sion weiter im Auge behal ten. Debatt iert wur­
de auch über das Recht auf Entwicklung, mit 
dessen Verwirk l ichungsmögl ichkei t s ich 
auch nach Verabschiedung der entspre­
chenden Erklärung der Generalversammlung 
(A/Res/41/128) eine Arbe i tsgruppe von Re­
gierungsexperten beschäft igt . Anregungen 
gab die Kommiss ion zudem für die A b ­
schlußarbeiten an einer Konvention über die 
Rechte des Kindes, für den Entwurf einer 
Erklärung über die Rechte von Minderheiten 
und -Eingeborenen' sowie für eine Konven­
tion über den Schutz der Arbeitsemigranten 
und ihrer Familien. 

VI. In nichtöffent l icher Sitzung prüfte die 
Kommiss ion die Menschenrechtss i tuat ion in 
Albanien, Hait i , Paraguay und Zaire gemäß 
Resolut ion 1503(XLVIII) des Wi r t scha f t s -und 
Sozialrats (Text: VN 5/1981 S.178f.) . Die 
Lage in Hait i , so der Vors i tzende der K o m ­
mission, w i rd künft ig nicht mehr nach dem 
sogenannten 1503-Verfahren überprüft , das 
besonders schwerwiegende und sys temat i ­
sche Menschenrechtsver le tzungen zum Ge­
genstand hat. 

Auf der Tagesordnung fehlte dieses Jahr der 
Bericht der Unterkommiss ion für die Verhü­
tung von Diskriminierung und für Minderhei ­
tenschutz, da ihre jährl iche Tagung 1986 w e ­
gen der angespannten Finanzlage ausfal len 
mußte. Das Mandat ihrer Mitgl ieder wurde 
um ein Jahr verlängert und der Generalse­
kretär gebeten, für die Abhal tung ihrer d ies­
jähr igen Tagung Sorge zu t ragen. Auch die 
Kommiss ion erwägt die Rational isierung von 
Tagesordnung und Debat ten. 
Auf der diesjährigen Tagung der Kommis ­
sion, so Vorsi tzender Evmenov, habe sich 
die Kompromißbere i tschaf t der Regierungen 
gezeigt. Doch die Zusammenarbe i t , so wa rn ­
te er, dürfe sich nicht nur auf das Mite inbr in­
gen einzelner Resolut ionen beschränken, 
sondern müsse prakt isch und konstrukt iv in 
allen Bereichen wi rken. 

Martina Palm-Risse • 

Verschiedenes 

Kriegsverbrechen-Kommission: Forderung Isra­
els auf Öffnung der Archive abgelehnt (19) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.115 fort.) 

Mit dem Ziel der Offenlegung aller Ak ten , die 
nach Auf lösung der Kommission der Verein-
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fen Nationen über Kriegsverbrechen (United 
Nations War Cr imes Commiss ion , UNWCC) 
1948 von der Weltorganisat ion in Verwah­
rung genommen wurden , hat sich Israel im 
Mai vergangenen Jahres an den UN-Gene­
ralsekretär gewandt . Damit müßte die seit 
fast 40 Jahren unverändert bestehende Re­
gelung über die Zugangsbeschränkung zu 
den Akten, die zum Beispiel die Herausgabe 
von Informationen über Einzelpersonen nur 
in besonders begründeten Fällen gestat tet , 
einer grundlegenden Revision unterzogen 
werden . In seiner Begründung führte Israel 
an, daß der Zugang zu best immten Akten 
— e twa den Namensl isten von Kriegsverbre­
chern — nicht durch die ursprüngl iche 
Kr iegsverbrechen-Kommiss ion selbst, son ­
dern erst 1949 durch das UN-Sekretar iat e in­

geschränkt worden sei. Die Offenlegung der 
geheimgehal tenen Schr i f ts tücke, so die Ar­
gumentat ion Israels, sei »oberstes moral i ­
sches und histor isches Gebot« (UN Doc. 
A/41/337 v.14.5.1986). 
In seinen Antwor tschre iben sagte der Gene­
ralsekretär eine Prüfung des israel ischen Be­
gehrens zu. Da der Weltorganisat ion ledig­
lich die Aufgabe des Treuhänders der Arch i ­
ve der U N W C C übertragen worden war, hielt 
er es für r icht ig, vor seiner Entscheidung über 
eine Revision der Zugangsregeln diejenigen 
Staaten zu konsult ieren, die bis 1948 Mitgl ie­
der der (von der heut igen UNO vo l l kommen 
unabhängigen) Kommiss ion waren. 
Bei einer Begegnung zwischen Perez de 
Cuellar und d e m Ständigen Vertreter Israels 
bei den Vereinten Nat ionen im März dieses 

Jahres teilte der Generalsekretär nunmehr 
mit, daß die überwäl t igende Mehrheit 
— nämlich 16 der 17 ehemal igen Kommis ­
sionsmitgl ieder — es ablehne, die Archive 
der Öffent l ichkeit zugängl ich zu machen. 
Ferner betonte der Generalsekretär, daß das 
UN-Sekretar iat in der Vergangenheit bis lang 
jedem offiziellen israelischen Ant rag auf 
Übermi t t lung einschlägiger Unter lagen stat t ­
gegeben habe. Das Sekretariat werde im 
Einklang mit der mehrhei t l ichen Auf fassung 
der ehemal igen Kommiss ionsmi tg l ieder die 
bisherige Praxis for t führen. Es bemühe sich 
— so der Generalsekretär — auch in Z u ­
kunft, alle Anfragen seitens der israel ischen 
Regierung oder jeder anderen Regierung aus 
den Beständen des Archivs zu beantwor­
ten . Redaktion • 

Dokumente der Vereinten Nationen 
Südafrika, Namibia, USA-Libyen, Internationaler Gerichtshof, Menschenrechte, Weltdekade 
für kulturelle Entwicklung, Anerkennung von Regierungen, Nahost 

Südafrika 
GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 

Beziehungen zwischen Israel und Südafri­
ka. — Resolution 41/35C vom 10. Novem­
ber 1986 

Die Generalversammlung, 
— in Bekräftigung ihrer Resolutionen über 

die Beziehungen zwischen Israel und Süd­
afrika, 

— nach Behandlung des Sonderberichts des 
Sonderausschusses gegen Apartheid über 
die jüngsten Entwicklungen in den Bezie­
hungen zwischen Israel und Südafrika, 

— Kenntnis nehmend von der entsprechen­
den Bestimmung der Politischen Erklä­
rung der vom 1. bis 6. September 1986 in 
Harare abgehaltenen Achten Konferenz 
der Staats- und Regierungschefs der nicht­
gebundenen Länder, 

— mit Genugtuung über die Anstrengungen 
des Sonderausschusses, die zunehmende 
Kollaboration zwischen Israel und Süd­
afrika aufzudecken, 

— von neuem feststellend, daß die in Mißach­
tung der Resolutionen der Generalver­
sammlung und des Sicherheitsrats erfol­
gende verstärkte Kollaboration Israels mit 
dem rassistischen Regime Südafrikas, ins­
besondere auf wirtschaftlichem, militäri­
schem und nuklearem Gebiet, die interna­
tionalen Maßnahmen zur Ausmerzung der 
Apartheid ernstlich behindert, daß sie das 
rassistische Regime Südafrikas darin be­
stärkt, seine verbrecherische Apartheidpo­
l i t ik fortzusetzen, und daß sie eine feindse­
lige Handlung gegen das unterdrückte 
Volk von Südafrika und den gesamten afri­
kanischen Kontinent und eine Bedrohung 
des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit darstellt, 

1. verurteilt erneut mit Nachdruck die fortge­
setzte, zunehmende Kollaboration Israels 
mit dem rassistischen Regime Südafrikas, 
insbesondere auf wirtschaftlichem, militä­
rischem und nuklearem Gebiet; 

2. verlangt, daß Israel jede Form von Kolla­
boration mit Südafrika, insbesondere auf 
wirtschaftlichem, militärischem und nuk­
learem Gebiet, unverzüglich unterläßt und 
einstellt und sich strikt an die einschlägi­
gen Resolutionen der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats hält; 

3. fordert alle Regierungen und Organisatio­
nen, die dazu in der Lage sind, auf, ihren 
Einfluß geltend zu machen, um Israel zu 

veranlassen, von einer derartigen Kollabo­
ration Abstand zu nehmen; 

4. spricht dem Sonderausschuß gegen Apart­
heid ihre Anerkennung dafür aus, daß er 
die Öffentlichkeit über die immer engeren 
Beziehungen zwischen Israel und Südafri­
ka informiert und ihr die ersten Gefahren 
der Allianz zwischen Israel und Südafrika 
bewußt macht; 

5. ersucht den Sonderausschuß, möglichst 
breite Kreise der Öffentlichkeit auch wei­
terhin über die Beziehungen zwischen Isra­
el und Südafrika zu informieren; 

6. ersucht den Generalsekretär, dem Sonder­
ausschuß auf dem Weg über die Hauptab­
teilung Presse und Information und das 
Zentrum gegen Apartheid im Sekretariat 
bei der Verbreitung von Informationen 
über die Kollaboration zwischen Israel und 
Südafrika jede erdenkliche Unterstützung 
zu gewähren; 

7. ersucht den Sonderausschuß ferner, mit 
dieser Angelegenheit ständig befaßt zu 
bleiben und der Generalversammlung und 
dem Sicherheitsrat bei Bedarf Bericht zu 
erstatten. 

Abstimmungsergebnis: +102; -29 (darunter 
Deutschland (Bundesrepublik), Frank­
reich, Großbritannien, Israel, Vereinigte 
Staaten); =26. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 16. Apri l 1987 
(UN-Dok.S/18808) 

Nach Konsultationen gab der Präsident des 
Sicherheitsrats am 16. Apri l 1987 im Namen 
der Ratsmitglieder folgende Erklärung her­
aus: 
»Die Mitglieder des Sicherheitsrats äußern 
ihre tiefe Besorgnis über die von den südafri­
kanischen Behörden am 10. Apri l 1987 erlas­
sene Verordnung, nach der nahezu sämtliche 
Formen des Protests gegen Inhaftierungen 
ohne Gerichtsverfahren und der Unterstüt­
zung von Inhaftierten verboten sind. Die Mit­
glieder des Sicherheitsrats äußern ihre tiefe 
Empörung über diese jüngste Maßnahme, die 
auf der Verordnung vom Juni 1986 über die 
Verhängung des landesweiten Ausnahmezu­
standes beruht, dessen Aufhebung die Rats­
mitglieder in der Erklärung gefordert haben, 
die der Präsident auf der 2690. Ratssitzung 
vom 13. Juni 1986 in ihrem Namen abgegeben 
hat. 

Die Ratsmitglieder fordern die südafrikani­
schen Behörden auf, die Verordnung vom 
10. Apri l 1987 zu widerrufen, die den in der 
Charta der Vereinten Nationen verankerten 
grundlegenden Menschenrechten und den 
entsprechenden Resolutionen des Sicherheits­
rats zuwiderläuft und die nur die Situation 
weiter zuspitzen, zu einer Welle von Gewalt­
akten führen und das menschliche Leid in Sü­
dafrika verschlimmern kann. 
In der Erwägung, daß die Apartheid Grundur­
sache der Situation in Südafrika ist, verurtei­
len die Mitglieder des Rates von neuem mit 
aller Schärfe das Apartheidsystem und alle 
sich daraus ableitenden Politiken und Prakti­
ken, so auch diese jüngste Verordnung. Sie 
fordern die Regierung Südafrikas erneut auf, 
durch die Beseitigung der Apartheid der Un­
terdrückung und Repression der schwarzen 
Mehrheit ein Ende zu setzen und sich um eine 
friedliche, gerechte und dauerhafte Lösung im 
Einklang mit den Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen und der Allgemeinen Er­
klärung der Menschenrechte zu bemühen. Sie 
fordern die Regierung Südafrikas ferner auf, 
alle politischen Gefangenen und Inhaftierten 
unverzüglich und bedingungslos freizulassen, 
um eine weitere Zuspitzung der Situation zu 
vermeiden. 
Sie bitten die Regierung Südafrikas mit Nach­
druck, mit den wahren Vertretern des südafri­
kanischen Volkes Verhandlungen aufzuneh­
men, um in Südafrika eine auf dem allgemei­
nen Wahlrecht beruhende freie, geeinte und 
demokratische Gesellschaft zu errichten.« 

Namibia 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Na­
mibiafrage. — Resolutionsantrag S/18785 
vom 7. Apri l 1987 . 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung der Berichte des Ge­

neralsekretärs vom 6. September 1985 
(S/17442) und 31. März 1987 (S/18767) und 
des Schreibens des Generalsekretärs vom 
12. Juni 1986 an den südafrikanischen M i ­
nister für auswärtige Angelegenheiten (S/ 
18150), 

— nach Anhörung der Erklärung des Präsi­
denten des Namibia-Rates der Vereinten 
Nationen, 

— nach Behandlung der Stellungnahme von 
Theo-Ben Gurirab, Referent der Südwest-
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afrikanischen Volksorganisation für aus­
wärtige Angelegenheiten, 

— in Würdigung der Südwestafrikanischen 
Volksorganisation für ihre uneinge­
schränkte Zusammenarbeit mit dem Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen und 
seinem Sonderbeauftragten, so auch für 
ihre erklärte Bereitschaft, in Durchfüh­
rung des in Resolution 435(1978) des Si­
cherheitsrats enthaltenen Plans der Ver­
einten Nationen für Namibia ein Waffen­
stillstandsabkommen mit Südafrika zu un­
terzeichnen und einzuhalten, 

— unter Hinweis auf die Resolution 1514(XV) 
vom 14. Dezember 1960 und 2145(XXI) 
vom 27.Oktober 1966 der Generalver­
sammlung wie auch auf das Gutachten des 
Internationalen Gerichtshofs (1971) über 
Namibia, 

— in Bekräftigung der unveräußerlichen 
Rechte des namibischen Volkes auf Selbst­
bestimmung, Freiheit und nationale Unab­
hängigkeit in einem geeinten Namibia ge­
mäß der Charta der Vereinten Nationen 
und Resolution 1514(XV) der Generalver­
sammlung vom 14. Dezember 1960, 

— in Bekräftigung der Rechtmäßigkeit des 
Kampfes des unterdrückten Volkes von 
Namibia, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
269(1969), 276(1970), 301(1971), 385 
(1976), 431(1978), 432(1978), 435(1978), 
439(1978), 532(1983), 539(1985) und 566 
(1985) und in Bekräftigung derselben. 

— erneut erklärend, daß die Vereinten Natio­
nen rechtlich und unmittelbar für Namibia 
verantwortlich sind und daß der Sicher­
heitsrat die Hauptverantwortung für die 
Gewährleistung der unverzüglichen und 
bedingungslosen Durchführung seiner 
Resolutionen trägt, insbesondere der Re­
solutionen 385(1976), 435(1978) und 439 
(1978), 

— unter Berücksichtigung der Schlußdoku­
mente der vom 7. bis 11. Juli 1986 in Wien 
abgehaltenen Internationalen Konferenz 
für die sofortige Unabhängigkeit Nami­
bias, der vom 28. bis 30. Juli 1986 in Addis 
Ababa abgehaltenen zweiundzwanzigsten 
ordentlichen Tagung der Versammlung der 
Staats- und Regierungschefs der Organisa­
tion der Afrikanischen Einheit, der vom 1. 
bis 7. September 1986 in Harare abgehalte­
nen Achten Konferenz der Staats- und Re­
gierungschefs der nichtgebundenen Län­
der, einschließlich des Sonderappells zur 
Namibiafrage, sowie des Treffens der Au­
ßenminister der Frontstaaten und der Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemein­
schaft zur politischen Lage im Südlichen 
Afrika, das am 3. und 4. Februar 1986 in 
Lusaka stattfand, 

— unter Berücksichtigung der Resolution S-
14 der Generalversammlung, die auf der 
vom 17. bis 20.September 1986 abgehalte­
nen vierzehnten Sondertagung verabschie­
det wurde, sowie der Resolution 41/39 (A-
E) der Generalversammlung vom 20. No­
vember 1986, 

— ernstlich besorgt über die anhaltende ille­
gale Besetzung des Territoriums und die 
verstärkte Unterdrückung des Volkes von 
Namibia seitens des Regimes von Preto­
ria, 

— zutiefst besorgt über die beharrliche Wei­
gerung des Regimes von Pretoria, der 
Durchführung der Resolutionen und Be­
schlüsse des Sicherheitsrats und der Gene­
ralversammlung über die Namibiafrage 
entgegenzukommen, 

— die unnachgiebige Haltung des Apartheid­
staates Südafrika beklagend, durch die die 
Autorität der Vereinten Nationen bei der 
Durchführung ihrer Resolutionen und Be­
schlüsse über Namibia, insbesondere der 
Resolution 435(1978) des Sicherheitsrats, 
untergraben wird, 

— ferner besorgt über die Militarisierung und 

Verwendung Namibias als Sprungbrett für 
Angriffshandlungen und die Destabilisie-
rung unabhängiger und souveräner Staa­
ten der Region, die Pretoria in Verfolgung 
seiner Politik der regionalen Hegemonie 
betreibt, welche eine ernste Bedrohung für 
den Weltfrieden und die internationale Si­
cherheit darstellt, 

— überzeugt, daß es dringend erforderlich ist, 
effektive Maßnahmen zur Verhütung jeder 
Bedrohung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit einzuleiten, die von 
den aggressiven Politiken und Maßnahmen 
des rassistischen Südafrika im Südlichen 
Afrika ausgehen, 

— im Bewußtsein der Verpflichtung der Mit­
gliedstaaten gemäß Artikel 25 der Charta 
der Vereinten Nationen, 

— ferner im Bewußtsein seiner Verantwor­
tung nach Artikel 41 der Charta der Ver­
einten Nationen, 

1. verurteilt nachdrücklich das rassistische 
Südafrika wegen seiner fortgesetzten ille­
galen Besetzung Namibias und seiner be­
harrlichen Weigerung, den Resolutionen 
und Beschlüssen des Sicherheitsrats, ins­
besondere den Resolutionen 385(1976) und 
435(1978), Folge zu leisten; 

2. bekräftigt erneut die rechtliche und un­
mittelbare Verantwortung der Vereinten 
Nationen für Namibia und die Rechtmä­
ßigkeit des Kampfes des namibischen Vol­
kes gegen die illegale Besetzung durch das 
Regime von Pretoria und ruft alle Staaten 
auf, ihre politische, materielle und morali­
sche Unterstützung für dieses Volk zu ver­
stärken; 

3. wiederholt, daß in Übereinstimmung mit 
seinen Resolutionen 539(1983) und 566 
(1985) die Unabhängigkeit Namibias nicht 
von Fragen abhängig gemacht werden 
kann, die der Resolution 435(1978) des Si­
cherheitsrats völlig fremd sind, und for­
dert diejenigen Länder, die auf sachfrem­
den und irrelevanten Fragen beharren, auf, 
davon abzulassen; 

4. wiederholt, daß die Resolution 435(1978) 
des Sicherheitsrats, die den Plan der Ver­
einten Nationen für die Unabhängigkeit 
Namibias enthält, die einzige international 
anerkannte Grundlage für eine friedliche 
Beilegung der Namibiafrage ist; 

5. verurteilt das Regime von Pretoria erneut 
wegen der Einsetzung einer sogenannten 
Interimsregierung in Namibia in flagran­
ter Verletzung der Resolutionen und Be­
schlüsse der Vereinten Nationen, insbeson­
dere der Resolution 435(1978) des Sicher­
heitsrats, und erklärt diese Maßnahme 
in Übereinstimmung mit Resolution 
566(1985) erneut für illegal und null und 
nichtig; 

6. fordert alle Staaten erneut auf, dieses be­
ziehungsweise jedes andere Gebilde, das 
dem namibischen Volk in Verletzung der 
Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten 
Nationen über Namibia durch das Regime 
von Pretoria aufgezwungen wird, nicht an­
zuerkennen und verlangt erneut, daß das 
rassistische Regime Südafrikas diese und 
ähnliche illegale und unilaterale Maßnah­
men rückgängig macht; 

7. stellt fest, 
a) daß Südafrikas fortgesetzte illegale Be­

setzung Namibias einen Bruch des 
Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit in Verletzung der Charta der 
Vereinten Nationen darstellt; 

b) daß die beharrliche Weigerung des ras­
sistischen Südafrika, den Resolutionen 
und Beschlüssen des Sicherheitsrats 
und der Generalversammlung über Na­
mibia Folge zu leisten, und sein Verstoß 
gegen diese eine ernste Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit darstellt; 

c) daß die Militarisierung Namibias und 
die wiederholten bewaffneten Angriffe, 

die Südafrika von Namibia aus gegen 
unabhängige und souveräne Staaten im 
Südlichen Afrika begeht, ernste An­
griffshandlungen darstellen; 

8. beschließt, gemäß Kapitel VII der Charta 
der Vereinten Nationen und im Einklang 
mit seiner Hauptverantwortung für die 
Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit umfassende binden­
de Sanktionen gegen Südafrika zu verhän­
gen; 

9. fordert alle Staaten auf, diese Resolution 
und alle übrigen einschlägigen Resolutio­
nen des Sicherheitsrats über Namibia ent­
sprechend Artikel 2 5 der Charta der Ver­
einten Nationen durchzuführen; 

10. fordert ferner die Sonderorganisationen 
auf, für die effektive Durchführung dieser 
Resolution und aller übrigen einschlägigen 
Resolutionen des Sicherheitsrats über Na­
mibia Sorge zu tragen; 

11. bittet nachdrücklich die Staaten, die nicht 
Mitglied der Vereinten Nationen sind, in 
Übereinstimmung mit dieser Resolution 
wie auch mit den in Artikel 2 der Charta 
der Vereinten Nationen enthaltenen 
Grundsätzen zu handeln; 

12. beschließt, gemäß Regel28 der Vorläufigen 
Geschäftsordnung des Rates einen Aus­
schuß des Sicherheitsrats zur Überwa­
chung der Durchführung dieser Resolution 
einzusetzen; 

13. fordert die Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen auf, dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen über die zur Durch­
führung dieser Resolution getroffenen 
Maßnahmen Bericht zu erstatten; 

14. ersucht den Generalsekretär, dem Sicher­
heitsrat über den Stand der Durchführung 
dieser Resolution zu berichten und seinen 
Bericht bis zum 31. August 1987 vorzule­
gen. 

Abstimmungsergebnis vom 9. Apri l 1987: +9; 
-3: Deutschland (Bundesrepublik), Groß­
britannien, Vereinigte Staaten; =3: Frank­
reich, Italien, Japan. Wegen der ablehnen­
den Stimmen von Ständigen Mitgliedern 
des Sicherheitsrats wurde der Antrag nicht 
angenommen (Veto). 

USA-Libyen 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Erklärung der Staats- und Regierungs­
chefs der Organisation der Afrikanischen 
Einheit über den von der gegenwärtigen 
Regierung der Vereinigten Staaten im 
Apri l 1986 aus der Luft und von der See aus 
geführten militärischen Angriff auf die 
Sozialistische Libysch-Arabische Volks-
Dschamahirija. — Resolution 41/38 vom 
20. November 1986 

Die Generalversammlung, 
— nach Anhörung der Erklärung des Vertre­

ters der Sozialistischen Libysch-Arabi­
schen Volks-Dschamahirija, 

— in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze 
der Charta der Vereinten Nationen und der 
Verpflichtung aller Staaten, die Andro­
hung oder Anwendung von Gewalt in ihren 
internationalen Beziehungen zu unterlas­
sen und ihre Streitigkeiten durch friedli­
che Mittel beizulegen, 

— ferner in Bekräftigung des unveräußerli­
chen Rechts aller Völker, ihre eigene Re­
gierungsform zu bestimmen und ihr polit i­
sches, soziales und wirtschaftliches Sy­
stem ohne jede wie auch immer geartete 
Einmischung, Subversion, Nötigung oder 
Einschränkung zu wählen, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 40/157 
vom 16. Dezember 1985 über die Festigung 
der Sicherheit und Zusammenarbeit im 
Mittelmeerraum, 

— tief besorgt über die Drohungen und ag-
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gressiven Provokationen sowie die Ver­
hängung umfassender kultureller und 
wirtschaftlicher Sanktionen, einschließ­
lich des Einfrierens von Vermögenswerten, 
gegen die Libysche Arabische Dschamahi-
rija, 

— ferner tief besorgt über die gegen die Liby­
sche Arabische Dschamahirija wiederholt 
durchgeführten Desinformationskampa­
gnen, 

— ernstlich besorgt über den am 15. Apri l 
1986 aus der Luft und von der See aus auf 
die Städte Tripolis und Bengasi verübten 
Angriff, der eine ernste Gefahr für den 
Frieden und die Sicherheit in der Mittel­
meerregion darstellt, 

— mit Besorgnis feststellend, daß der Sicher­
heitsrat aufgrund der negativen Stimmab­
gabe bestimmter Ständiger Mitglieder an 
der Wahrnehmung seiner Verantwortung 
gehindert worden ist, 

— unter Berücksichtigung der Erklärung, die 
von der Versammlung der Staats- und Re­
gierungschefs der Organisation der Afr i ­
kanischen Einheit auf ihrer vom 28. bis 
30. Juli 1986 in Addis Ababa abgehaltenen 
zweiundzwanzigsten ordentlichen Tagung 
verabschiedet wurde, 

— in Kenntnisnahme der politischen Erklä­
rung, die von der vom 1, bis 6. September 
1986 in Harare abgehaltenen Achten Kon­
ferenz der Staats- und Regierungschefs der 
nichtgebundenen Länder verabschiedet 
wurde, sowie sonstiger von der Bewegung 
der nichtgebundenen Länder in diesem 
Zusammenhang abgegebenen einschlägi­
gen Erklärungen, 

— ferner in Kenntnisnahme des Abschluß­
kommuniques, das von dem am 2.Oktober 
1986 in New York abgehaltenen Koordi­
nierungstreffen der Außenminister der Or­
ganisation der Islamischen Konferenz ver­
abschiedet wurde, 

1. verurteilt den am 15. Apri l 1986 auf die 
Sozialistische Libysch-Arabische Volks-
Dschamahirija verübten militärischen An­
griff, der eine Verletzung der Charta der 
Vereinten Nationen und des Völkerrechts 
darstellt; 

2. ruft die Regierung der Vereinigten Staaten 
in diesem Zusammenhang auf, die Andro­
hung oder Anwendung von Gewalt bei der 
Beilegung von Streitigkeiten und Differen­
zen mit der Libyschen Arabischen Dscha­
mahirija zu unterlassen und gemäß der 
Charta der Vereinten Nationen auf friedli­
che Mittel zurückzugreifen; 

3. ruft alle Staaten auf, keinerlei Unterstüt­
zung oder Einrichtungen für die Begehung 
von Aggressionshandlungen gegen die L i ­
bysche Arabische Dschamahirija bereitzu­
stellen; 

4. bekräftigt das Recht der Libyschen Arabi­
schen Dschamahirija auf angemessene 
Entschädigung für die ihr zugefügten Ver­
luste an Menschenleben und Sachschä­
den; 

5. ersucht den Sicherheitsrat, mit dieser An­
gelegenheit befaßt zu bleiben und ersucht 
den Generalsekretär, der Generalver­
sammlung auf ihrer zweiundvierzigsten 
Tagung darüber Bericht zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: +79; -28; =33. 

Internationaler Gerichtshof 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Beset­
zung eines Sitzes im Internationalen Ge­
richtshof. — Resolution 595(1987) vom 
27. März 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— mit dem Ausdruck der Trauer Kenntnis 

nehmend vom Tod des Richters Guy La­
dreit de Lacharriere am 10. März 1987, 

— ferner zur Kenntnis nehmend, daß damit 

für die verbleibende Amtszeit des verstor­
benen Richters ein Sitz im Internationalen 
Gerichtshof frei geworden ist, der nach 
dem Statut des Gerichtshofs besetzt wer­
den muß, 

— in Anbetracht dessen, daß gemäß Ar t i ­
kel 14 des Statuts der Zeitpunkt der Wahl 
zur Nachbesetzung dieses Sitzes vom Si­
cherheitsrat bestimmt wird. 

> beschließt, daß die Wahl zur Besetzung des 
freigewordenen Sitzes am 14. September 
1987 auf einer Sitzung des Sicherheitsrats 
und einer Sitzung der einundvierzigsten 
Tagung der Generalversammlung stattfin­
det. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Menschenrechte 

WIRTSCHAFTS- UND SOZIALRAT - Ge­
genstand: Überprüfung der Zusammenset­
zung, der Organisation und der verwal­
tungstechnischen Vorkehrungen der Ta­
gungsgebundenen Arbeitsgruppe von Re­
gierungssachverständigen für die Verwirk­
lichung des Internationalen Paktes über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte. - Resolution 1985/17 vom 28. Mai 
1985 

Der Wirtschafts- und Sozialrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 

1988(LX) vom 11.Mai 1976, mit der er auf 
die bedeutende Verantwortung verwies, 
die dem Wirtschafts- und Sozialrat durch 
den Internationalen Pakt über wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Rechte über­
tragen wird, insbesondere die Verantwor­
tung auf Grund der Artikel 21 und 22 des 
Paktes, und in der er sich bereit erklärte, 
dieser Verantwortung nachzukommen, 

— unter Hinweis auf seinen Beschluß 1978/10 
vom 3. Mai 1978, mit dem er beschloß, zur 
Unterstützung des Rates bei der Behand­
lung der von den Vertragsstaaten des Pak­
tes gemäß Resolution 1988(LX) des Wirt­
schafts- und Sozialrats vorgelegten Be­
richte eine Tagungsgebundene Arbeits­
gruppe für die Verwirklichung des Inter­
nationalen Paktes über wirtschaftliche, so­
ziale und kulturelle Rechte einzusetzen, 
und in dem er die Zusammensetzung der 
Arbeitsgruppe festlegte, 

— ferner unter Hinweis auf seine Resolution 
1979/43 vom 11.Mai 1979, mit der er die 
Arbeitsmethoden der Arbeitsgruppe b i l ­
ligte, sowie auf seinen Beschluß 1981/158 
vom 8. Mai 1981, mit dem er bestimmte 
Änderungen in der Arbeitsgruppe vor­
nahm und ihre Arbeitsmethoden modifi­
zierte, 

— weiterhin unter Hinweis auf seine Resolu­
tion 1982/33 vom 6. Mai 1982, mit der er 
die Zusammensetzung, die Organisation 
und die verwaltungstechnischen Vorkeh­
rungen der Tagungsgebundenen Arbeits­
gruppe von Regierungssachverständigen 
modifizierte und beschloß, die Zusammen­
setzung, die Organisation und die ver­
waltungstechnischen Vorkehrungen der 
Gruppe auf seiner ersten ordentlichen Ta­
gung im Jahr 1985 zu überprüfen, 

— nach Behandlung des Berichts des Gene­
ralsekretärs über die Zusammensetzung, 
die Organisation und die verwaltungstech­
nischen Vorkehrungen der Tagungsgebun­
denen Arbeitsgruppe von Regierungssach­
verständigen für die Verwirklichung des 
Internationalen Paktes über wirtschaftli­
che, soziale und kulturelle Rechte sowie 
anderer gemäß den bestehenden interna­
tionalen Übereinkünften auf dem Gebiet 
der Menschenrechte geschaffener Gre­
mien, 

— nach Behandlung des Berichts der Ta­

gungsgebundenen Arbeitsgruppe von Re­
gierungssachverständigen für die Ver­
wirklichung des Internationalen Paktes 
über wirtschaftliche, soziale und kulturel­
le Rechte, 

> beschließt folgendes: 
a) Die mit Beschluß 1978/10 des Wirt­

schafts- und Sozialrats eingesetzte und 
mit Ratsbeschluß 1981/158 und Resolu­
tion 1982/33 modifizierte Arbeitsgrup­
pe wird in Ausschuß für wirtschaftli­
che, soziale und kulturelle Rechte« (im 
folgenden als >der Ausschuß« bezeich­
net) umbenannt. 

b) Der Ausschuß setzt sich aus achtzehn 
Mitgliedern zusammen, die in persönli­
cher Eigenschaft tätige Sachverständi­
ge von anerkanntem Ruf auf dem Gebiet 
der Menschenrechte sind, wobei die 
ausgewogene geographische Verteilung 
und die Vertretung verschiedener Ge­
sellschafts- und Rechtssysteme gebüh­
rend berücksichtigt wird; zu diesem 
Zweck werden fünfzehn Sitze gleich­
mäßig auf die Regionalgruppen verteilt, 
während die zusätzlichen drei Sitze ent­
sprechend der Zunahme der Gesamt­
zahl der Vertragsstaaten pro Regional­
gruppe zugewiesen werden. 

c) Die Mitglieder des Ausschusses werden 
vom Rat in geheimer Wahl auf Grund 
einer Liste von Personen gewählt, die 
von den Vertragsstaaten des Internatio­
nalen Paktes über wirtschaftliche, so­
ziale und kulturelle Rechte vorgeschla­
gen worden sind, wobei folgende Bedin­
gungen gelten: 

i) Die Mitglieder des Ausschusses 
werden für eine Amtszeit von vier 
Jahren gewählt und können am 
Ende ihrer Amtszeit wiedergewählt 
werden, wenn sie erneut vorgeschla­
gen werden. 

ii) Alle zwei Jahre wird eine Hälfte der 
Mitglieder des Ausschusses ersetzt, 
wobei die Notwendigkeit zu berück­
sichtigen ist, daß die in Buchstabe b) 
erwähnte ausgewogene geographi­
sche Verteilung gewahrt bleibt. 

iii) Die ersten Wahlen finden während 
der ersten ordentlichen Tagung des 
Rates im Jahre 1986 statt; unmittel­
bar nach diesen Wahlen bestimmt 
der Ratspräsident durch das Los die 
Namen von neun Mitgliedern, deren 
Amtszeit nach Ablauf von zwei Jah­
ren endet. 

iv) Die Amtszeit der in den Ausschuß 
gewählten Mitglieder beginnt am 
1. Januar des auf ihre Wahl folgen­
den Jahres und endet am 31. Dezem­
ber des Jahres, in dem ihre Nachfol­
ger gewählt werden. 

v) Die darauffolgenden Wahlen finden 
alle zwei Jahre während der ersten 
ordentlichen Tagung des Rates 
statt. 

vi) Spätestens vier Monate vor jeder 
Wahl in den Ausschuß richtet der 
Generalsekretär eine schriftliche 
Aufforderung an die Vertragsstaa­
ten des Paktes, binnen drei Monaten 
ihre Wahlvorschläge für die Mit ­
gliedschaft im Ausschuß abzuge­
ben; der Generalsekretär erstellt 
eine Liste der auf diese Weise vorge­
schlagenen Personen unter Angabe 
der Vertragsstaaten, die sie vorge­
schlagen haben, und unterbreitet 
diese Liste dem Rat spätestens einen 
Monat vor dem Tag der Wahl. 

d) Der Ausschuß tr i t t jährlich nach Maß­
gabe der Zahl der von ihm zu prüfenden 
Berichte für eine Dauer von bis zu drei 
Wochen abwechselnd in Genf und 
New York zusammen. 

e) Die Mitglieder des Ausschusses erhal­
ten eine Reisekostenentschädigung und 
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Tagegeld aus Mitteln der Vereinten Na­
tionen. 

f) Der Ausschuß unterbreitet dem Rat ei­
nen Tätigkeitsbericht mit einer Zusam­
menfassung seiner Behandlung der von 
den Vertragsstaaten des Paktes vorge­
legten Berichte und macht auf der 
Grundlage seiner Behandlung dieser 
Berichte sowie der von den Sonderorga­
nisationen vorgelegten Berichte Vor­
schläge und Empfehlungen allgemeiner 
Art, um den Rat insbesondere bei der 
Wahrnehmung seiner Verantwortung 
nach Artikel 21 und 22 des Paktes zu 
unterstützen. 

g) Der Generalsekretär trägt dafür Sorge, 
daß für die Beratungen des Ausschusses 
Kurzprotokolle erstellt werden, die dem 
Rat gleichzeitig mit dem Bericht des 
Ausschusses zur Verfügung gestellt 
werden; der Generalsekretär stellt dem 
Ausschuß darüber hinaus das Personal 
und die Einrichtungen zur Verfügung, 
die für die wirksame Wahrnehmung sei­
ner Aufgaben erforderlich sind, wobei 
die Notwendigkeit zu berücksichtigen 
ist, daß die Tätigkeit des Ausschusses 
eine angemessene Publizität erfährt. 

h) Die mit Resolution 1979/43 des Wirt­
schafts- und Sozialrats und den ande­
ren in der Präambel zu dieser Resolu­
tion genannten Resolutionen und Be­
schlüssen festgelegten Verfahren und 
Arbeitsmethoden bleiben in Kraft, so­
weit sie durch diese Resolution nicht 
aufgehoben oder modifiziert werden. 

i) Der Rat überprüft die Zusammenset­
zung, die Organisation und die verwal­
tungstechnischen Vorkehrungen des 
Ausschusses auf seiner ersten ordentli­
chen Tagung im Jahre 1990 und danach 
alle fünf Jahre unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der ausgewogenen 
geographischen Verteilung seiner Mit­
gliedschaft. 

Abstimmungsergebnis: +43; - 1: Vereinigte 
Staaten; = 4. 

Weltdekade für kulturelle 
Entwicklung 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Verkündung der Weltdekade für kulturelle 
Entwicklung. — Resolution 41/187 vom 
8. Dezember 1986 

Die Generalversammlung, 
— im Hinblick auf die Empfehlung Nr.27 der 

von der Organisation der Vereinten Natio­
nen für Erziehung, Wissenschaft und Kul­
tur 1982 in Mexiko-Stadt einberufenen 
Weltkonferenz über Kulturpolitik, in der 
empfohlen wurde, daß die Generalkonfe­
renz der Organisation der Vereinten Natio­
nen für Erziehung, Wissenschaft und Kul ­
tur der Generalversammlung der Verein­
ten Nationen die Verkündung einer Welt­
dekade für kulturelle Entwicklung vor­
schlagen solle, 

— ferner im Hinblick auf die Resolutio­
nen 11.20 und 11.10, die von der General­
konferenz der Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur auf ihrer zweiundzwanzigsten be­
ziehungsweise dreiundzwanzigsten Ta­
gung verabschiedet wurden, 

— unter Hinweis auf die Resolution 1986/69 
des Wirtschafts- und Sozialrats vom 23. 
Juli 1986, in der der Rat der Generalver­
sammlung empfahl, auf ihrer einundvier­
zigsten Tagung einen Beschluß zur Frage 
der Verkündung einer Weltdekad_ für kul­
turelle Entwicklung zu fassen, 

— unter Berücksichtigung des Interesses, das 

die internationale Gemeinschaft, so auch 
die Organisationen des Systems der Ver­
einten Nationen, an der vorgeschlagenen 
Dekade gezeigt hat, 

— in Anerkennung dessen, daß von interes­
sierten Einzelpersonen sowie nichtstaatli­
chen und staatlichen Organisationen un­
ternommene frewillige Bemühungen auf 
nationaler Ebene maßgebliche Faktoren 
für die Förderung der Ziele der Dekade 
darstellen, 

— Kenntnis nehmend von dem Entwurf des 
Aktionsplans für die Weltdekade für kul­
turelle Entwicklung, den der Generaldi­
rektor der Organisation der Vereinten Na­
tionen für Erziehung, Wissenschaft und 
Kultur vorgelegt hat, 

1. erklärt den Zeitraum 1988-1997 zur 
Weltdekade für kulturelle Entwicklung 
unter der Schirmherrschaft der Vereinten 
Nationen und der Organisation der Verein­
ten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur; 

2. billigt die vier Hauptziele der Dekade: An­
erkennung der kulturellen Dimension der 
Entwicklung; Bekräftigung und Bereiche­
rung der kulturellen Identitäten; breitere 
Teilhabe am kulturellen Leben; Förderung 
der internationalen kulturellen Zusam­
menarbeit; 

3. bittet alle Staaten, zwischenstaatlichen 
und internationalen nichtstaatlichen Or­
ganisationen sowie interessierten Einzel­
personen, aktiv an der Verwirklichung der 
Ziele der Dekade mitzuwirken und zu die­
sem Zweck auf freiwilliger Basis und nach 
Maßgabe ihrer jeweiligen Situation, ihrer 
Prioritäten und ihrer Mittel die erforderli­
chen geistigen, menschlichen und finan­
ziellen Ressourcen bereitzustellen; 

4. regt an, daß die an der Verwirklichung der 
Ziele der Dekade mitwirkenden Organe, 
Organisationen und Gremien des Systems 
der Vereinten Nationen dies in einer Weise 
tun, die mit den festgelegten Programm­
prioritäten im Einklang steht und zu kei­
nen zusätzlichen finanziellen Auswirkun­
gen für die nicht aus freiwilligen Beiträgen 
finanzierten Programme führt; 

5. ersucht den Generalsekretär, auf dem Weg 
über den Verwaltungsausschuß für Koor­
dinierung dafür Sorge zu tragen, daß die 
vom System der Vereinten Nationen zur 
Unterstützung der Dekade unternomme­
nen Aktivitäten so koordiniert werden, daß 
Doppelarbeit und Überschneidungen ver­
mieden werden; 

6. ersucht den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen und den Generaldirektor der Or­
ganisation der Vereinten Nationen für Er­
ziehung, Wissenschaft und Kultur, der Ge­
neralversammlung auf dem Weg über den 
Wirtschafts- und Sozialrat auf seiner 
zweiten ordentlichen Tagung alle zwei 
Jahre über den Verlauf der Weltdekade für 
kulturelle Entwicklung Bericht zu erstat­
ten. 

Abstimmungsergebnis: +146; - 1 : Vereinigte 
Staaten; =2: Großbritannien, Israel. 

Anerkennung von Regierungen 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Anerkennung der Vertretung eines Mit ­
gliedstaates durch die Vereinten Nationen. 
— Resolution 396(V) vom 14. Dezember 
1950 

Die Generalversammlung, 
— in Anbetracht dessen, daß hinsichtlich der 

Vertretung eines Mitgliedstaates in den 
Vereinten Nationen Schwierigkeiten auf­
treten können und daß die Gefahr besteht, 
daß ihre verschiedenen Organe einander 
widersprechende Beschlüsse fassen, 

— in Anbetracht dessen, daß im Interesse der 
reibungslosen Arbeitsweise der Organisa­
tion ein einheitliches Verfahren Anwen­
dung finden sollte, wann immer mehr als 
eine Autorität den Anspruch erhebt, die 
zur Vertretung eines Mitgliedstaates in den 
Vereinten Nationen berechtigte Regierung 
zu sein, und diese Frage in den Vereinten 
Nationen zu Meinungsverschiedenheiten 
Anlaß gibt, 

— in Anbetracht dessen, daß die Generalver­
sammlung auf Grund ihrer Zusammenset­
zung das Organ der Vereinten Nationen ist, 
in dem die Auffassungen aller Mitglied­
staaten zu Fragen, die die Arbeitsweise der 
Organisation als Ganze betreffen, am be­
sten geprüft werden können, 

1. empfiehlt, daß wann immer mehr als eine 
Autorität den Anspruch erhebt, die zur 
Vertretung eines Mitgliedstaates in den 
Vereinten Nationen berechtigte Regierung 
zu sein, und diese Frage in den Vereinten 
Nationen zu Meinungsverschiedenheiten 
Anlaß gibt, diese Frage im Lichte der Ziele 
und Grundsätze der Charta und der Um­
stände des Einzelfalles geprüft werden 
sollte; 

2. empfiehlt, daß wann immer eine derartige 
Frage auftritt, diese von der Generalver­
sammlung beziehungsweise, wenn diese 
nicht tagt, vom Interimsausschuß behan­
delt werden sollte; 

3. empfiehlt, daß die von der Generalver­
sammlung oder ihrem Interimsausschuß in 
einer derartigen Frage eingenommene Hal­
tung von den anderen Organen der Verein­
ten Nationen und den Sonderorganisatio­
nen berücksichtigt werden sollte; 

4. erklärt, daß die von der Generalversamm­
lung oder ihrem Interimsausschuß in einer 
derartigen Frage eingenommene Haltung 
für sich allein die unmittelbaren Beziehun­
gen der einzelnen Mitgliedstaaten zu dem 
betreffenden Staat nicht beeinflußt; 

5. ersucht den Generalsekretär, diese Resolu­
tion den anderen Organen der Vereinten 
Nationen und den Sonderorganisationen 
zwecks etwaiger weiterer Veranlassung zu 
übermitteln. 

Abstimmungsergebnis: +36; -6; =9. 

Nahost 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Weiterer 
Einsatz der Interimstruppe für Südliba­
non. - Resolution 586(1986) vom 18. Juli 
1986 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

425(1978), 426(1978), 501(1982), 508(1982), 
509(1982) und 520(1982) sowie auf alle sei­
ne Resolutionen zur Lage in Libanon, 

— nach Prüfung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 17. Juni und 10. Juli 1986 über 
die Interimstruppe der Vereinten Nationen 
in Libanon (S/18164 mit Add.l und Add. l / 
Corr.l) und in Kenntnisnahme der darin 
enthaltenen Feststellungen, 

— Kenntnis nehmend vom Schreiben des 
Ständigen Vertreters Libanons bei den 
Vereinten Nationen vom 7. Juli 1986 an den 
Generalsekretär (S/18202), 

— in Beantwortung des Ersuchens der Regie­
rung Libanons, 

1. beschließt, das gegenwärtige Mandat der 
Interimstruppe der Vereinten Nationen in 
Libanon um einen weiteren Interimszeit­
raum von sechs Monaten, d. h. bis zum 
19. Januar 1987, zu verlängern; 

2. erklärt erneut, daß er die territoriale Inte­
grität, Souveränität und Unabhängigkeit 
Libanons innerhalb seiner international 
anerkannten Grenzen nachdrücklich un­
terstützt; 
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3. unterstreicht erneut den Auftrag und die 
allgemeinen Richtlinien für die Truppe, die 
in dem mit Resolution 426(1978) gebillig­
ten Bericht des Generalsekretärs vom 
19. März 1978 festgelegt sind, und fordert 
alle betroffenen Parteien auf, die Gruppe 
im Hinblick auf die volle Durchführung 
ihres Mandats uneingeschränkt zu unter­
stützen; 

4. erklärt erneut, daß die Interimstruppe der 
Vereinten Nationen in Libanon ihr in den 
Resolutionen 425(1978) und 426(1978) so­
wie in allen anderen einschlägigen Resolu­
tionen festgelegtes Mandat uneinge­
schränkt erfüllen sollte; 

5. ersucht den Generalsekretär, die Konsul­
tationen mit der Regierung Libanons und 
anderen direkt betroffenen Parteien über 
die Durchführung dieser Resolution fort­
zusetzen und dem Rat hierüber Bericht zu 
erstatten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Mitteilung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats vom 5. September 
1986 (UN-Dok. S/18320) 

Auf der 2705. Sitzung des Sicherheitsrats vom 
5. September 1986 gab der Präsident des Si­
cherheitsrats im Anschluß an Konsultationen 
mit den Ratsmitgliedern im Namen des Rates 
folgende Erklärung im Zusammenhang mit 
der Behandlung des Punktes >Die Lage im Na­
hen Osten« durch den Rat ab: 
»Die Mitglieder des Sicherheitsrats geben ih­
rer tiefen Betroffenheit angesichts der schwe­
ren und betrüblichen Attentate Ausdruck, die 
mehreren Mitgliedern des irischen und des 
französischen Kontingents der Interimstrup­
pe der Vereinten Nationen in Libanon (UNI-
FIL) das Leben gekostet haben. Diese Atten­
tate schließen sich mehreren ernsten Zwi­
schenfällen an, die sich in letzter Zeit, insbe­
sondere am 11. und 12. August, ereigneten und 
in deren Verlauf eine Reihe von Mitgliedern 
der Truppe verwundet wurden. Die Mitglieder 
des Rates geben ihrer Empörung über diese 
vorsätzliche Gewaltanwendung Ausdruck, 
die die Sicherheit der Mitglieder der Truppe in 
Frage stellt. 
Sie sprechen den betroffenen Familienange­
hörigen ihr tiefes Beileid aus und bringen al­
len Mitgliedern der UNIFIL ihre Hochach­
tung für die Gelassenheit, den Mut und die 
Opferbereitschaft zum Ausdruck, die sie alle 
gemeinsam im Dienst der Friedensideale der 
Vereinten Nationen unter Beweis gestellt ha­
ben. 
Angesichts der Verschlimmerung der Lage im 
Operationsbereich der UNIFIL halten es die 
Mitglieder des Sicherheitsrats für unerläßlich, 
daß dringend Maßnahmen zur wirksamen 
Verstärkung der Sicherheit der Mitglieder der 
Truppe getroffen werden, und ersuchen den 
Generalsekretär, hierzu alle erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen: 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats danken 
dem Generalsekretär für die unverzügliche 
Entsendung einer Mission unter der Leitung 
des Untergeneralsekretärs, die im Benehmen 
mit der libanesischen Regierung eine einge­
hende Prüfung der Maßnahmen vornehmen 
soll, die ergriffen werden müssen, damit die 
UNIFIL ihr in Resolution 425(1978) des Si­
cherheitsrats festgelegtes Mandat wirksam 
und unter den entsprechenden Voraussetzun­
gen für ihre Sicherheit erfüllen kann. 
Darüber hinaus bitten sie den Generalsekre­
tär, dem Sicherheitsrat so bald wie möglich 
den Bericht vorzulegen, den er im Anschluß an 
diese Mission erstellen wird. 
Die Mitglieder des Rates versichern den Gene­
ralsekretär und den Befehlshaber der Truppe 
unter den gegebenen schwierigen Umständen 
ihres einmütigen Vertrauens.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Lage 
in Libanon. — Resolution 587(1986) vom 
23. September 1986 

Der Sicherheitsrat, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 425 
(1978) und 426(1978) sowie auf die Resolu­
tionen 511(1982), 519(1982) und 523 (1982) 
und alle die Interimstruppe der Vereinten 
Nationen in Libanon betreffenden Resolu­
tionen, 

— unter Hinweis auf das der Interimstruppe 
der Vereinten Nationen in Libanon mit Re­
solution 425(1978) übertragene Mandat 
und die Richtlinien für die Truppe, die in 
dem mit Resolution 426(1978) gebilligten 
Bericht des Generalsekretärs vom 19. März 
1978 (S/12611) festgelegt sind, 

— ferner unter Hinweis auf seine Resolutio­
nen 508(1982), 509(1982) und 520(1982) so­
wie auf alle seine sonstigen Resolutionen 
zur Lage in Libanon, 

— erneut feierlich erklärend, daß er die Ein­
heit, territoriale Integrität, Souveränität 
und Unabhängigkeit Libanons innerhalb 
seiner international anerkannten Grenzen 
nachdrücklich unterstützt, 

— zutiefst betrübt über die tragischen Verlu­
ste an Menschenleben und empört über die 
Schikanen und Angriffe, denen die Solda­
ten der Truppe ausgesetzt sind, 

— in diesem Zusammenhang unter Hinweis 
auf die Erklärung, die der Präsident des 
Rates am 5. September in dessen Namen 
abgab (S/18320), 

— mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über 
die neuen Hindernisse für die Bewegungs­
freiheit der Truppe und über die Bedro­
hung ihrer Sicherheit, 

— mit Bedauern feststellend, daß die Truppe, 
deren Mandat zum einundzwanzigsten Mal 
erneuert worden ist, bisher an der Erfül­
lung der ihr übertragenen Aufgabe gehin­
dert wurde, 

— unter Hinweis auf seine Resolutionen 
444(1979), 450(1979), 459(1979), 474(1980), 
483(1980) und 488(1981), in denen er seine 
Entschlossenheit bekundete, falls die 
Truppe weiterhin bei der Erfüllung ihres 
Mandats behindert wird, zu prüfen, mit 
welchen praktischen Mitteln und Wegen 
die uneingeschränkte und bedingungslose 
Durchführung der Resolution 425(1978) 
gewährleistet werden kann, 

— seine Überzeugung betonend, daß die Ver­
schlechterung der Lage eine Herausforde­
rung seiner Autorität und seiner Resolutio­
nen darstellt, 

1. verurteilt in aller Schärfe die Angriffe auf 
die Interimstruppe der Vereinten Nationen 
in Libanon; 

2. gibt seiner Entrüstung über die Unterstüt­
zung Ausdruck, die solche verbrecheri­
schen Handlungen erhalten können; 

3. würdigt die Tapferkeit, die Disziplin und 
die gefaßte Haltung der Soldaten der Trup­
pe; 

4. nimmt Kenntnis von dem Bericht, den der 
Generalsekretär im Anschluß an die jüng­
ste Mission seines Vertreters in der Region 
erstellt hat (S/18348), insbesondere von 
den Abschnitten über die Sicherheit der 
Truppe und den Rückzug der israelischen 
Streitkräfte aus dem südlichen Libanon; 

5. nimmt Kenntnis von den vom Generalse­
kretär beschlossenen vorläufigen Sicher­
heitsmaßnahmen und ersucht ihn, alle wei­
teren Maßnahmen zu treffen, die zur Erhö­
hung der Sicherheit der Mitglieder der 
Truppe bei ihrer Friedensmission erforder­
lich sind; 

6. bittet alle betroffenen Parteien eindring­
lich, mit der Truppe bei der Erfüllung ihres 
Mandats vorbehaltlos zusammenzuarbei­
ten; 

7. fordert erneut die Beendigung jedweder 
militärischen Präsenz im südlichen Liba­

non, die von den libanesischen Behörden 
nicht akzeptiert wird; 

8. ersucht den Generalsekretär, die erforder­
lichen Vorkehrungen für eine Verlegung 
der Truppe an die Südgrenze Libanons zu 
treffen, und fordert alle betroffenen Par­
teien feierlich zur Zusammenarbeit auf, 
damit dieses Ziel erreicht wird; 

9. ersucht den Generalsekretär, ihm inner­
halb von einundzwanzig Tagen über die 
Durchführung dieser Resolution Bericht 
zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: +14; -0; =1: Vereinig­
te Staaten. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 31. Oktober 
1986 (UN-Dok. S/18439) 

Auf der 2719.Sitzung des Sicherheitsrats am 
31. Oktober 1986 gab der Präsident des Rates 
im Anschluß an Konsultationen mit den Rats­
mitgliedern im Namen des Sicherheitsrats fol­
gende Erklärung im Zusammenhang mit der 
Behandlung des Punktes >Die Lage im Nahen 
Osten« durch den Rat ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats haben mit 
Genugtuung den Bericht (S/18396 mit Corr.l) 
zur Kenntnis genommen, den der Generalse­
kretär gemäß Resolution 587(1986) des Si­
cherheitsrats vorgelegt hat, in der er ersucht 
wurde, alle weiteren zur Erhöhung der Si­
cherheit der Mitglieder der Interimstruppe 
der Vereinten Nationen in Libanon (UNIFIL) 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen und 
die erforderlichen Vorkehrungen für eine Ver­
legung der Truppe an die Südgrenze Libanons 
zu treffen. 
Sie geben ihrer tiefen Besorgnis darüber Aus­
druck, daß die wichtigsten Ziele der Resolu­
tion 425(1978) des Sicherheitsrats noch nicht 
verwirklicht worden sind. 
Die Ratsmitglieder nehmen Kenntnis von den 
Konsultationen, die der Generalsekretär mit 
den betroffenen Parteien und anderen zur Er­
füllung des Mandats der UNIFIL aufgenom­
men hat. Sie bedauern, daß die Konsultatio­
nen im Hinblick auf die Durchführung von 
Resolution 425(1978) bisher keine praktischen 
Ergebnisse gezeitigt haben, ersuchen aber den 
Generalsekretär dennoch, seine Kontakte ak­
tiv weiterzuverfolgen. 
Sie nehmen Kenntnis von den seit der Verab­
schiedung der Resolution beschlossenen neu­
en Sicherheitsmaßnahmen. Sie ersuchen den 
Generalsekretär, alle weiteren Maßnahmen 
anzuregen, die er zur Erhöhung der Sicherheit 
im Zusammenhang mit den für die Erfüllung 
des Mandats der Truppe unerläßlichen Trup­
penbewegungen eventuell für erforderlich 
hält. Sie billigen die Vorschläge, die der Gene­
ralsekretär in seinem Bericht macht, sowie 
auch seine Absicht, die Generalversammlung 
um die Genehmigung der erforderlichen 
Haushaltsmittel zu ersuchen. In diesem Zu­
sammenhang fordern sie alle Länder auf, ihrer 
finanziellen Verantwortung für die UNIFIL 
nachzukommen, und fordern den Generalse­
kretär auf, sich weiterhin um eine raschere 
Rückzahlung der von den Beitragsländern 
vorgestreckten Mittel zu bemühen. 
Sie nehmen mit Interesse davon Kenntnis, daß 
der Generalsekretär den Befehlshaber der 
UNIFIL angewiesen hat, alle Möglichkeiten 
einer Variierung der Stärke der Kontingente 
beziehungsweise ihrer Verlegung ständig im 
Auge zu behalten, falls dies ohne Beeinträch­
tigung der Effektivität der Truppe ihre Si­
cherheit erhöhen würde. Sie ersuchen den Ge­
neralsekretär, diese Möglichkeiten im Beneh­
men mit den Beitragsländern zu untersuchen 
und geeignete Maßnahmen zu treffen. 
In diesem Zusammenhang haben sie mit Ge­
nugtuung die Absicht der libanesischen Be­
hörden zur Kenntnis genommen, eine reguläre 
Einheit ihrer Armee in die UNIFIL-Zone zu 
verlegen, die in Übereinstimmung mit der Re-
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Solution 425(1978) in enger Zusammenarbeit 
mit der Truppe operieren soll. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats bitten er­
neut alle betroffenen Parteien eindringlich, 
die Truppe bei der Erfüllung ihres Mandats 
voll zu unterstützen, und fordern ferner die 
Beendigung jedweder militärischen Präsenz 
im südlichen Libanon, die von den libanesi­
schen Behörden nicht akzeptiert wird. Sie for­
dern den Generalsekretär auf, sich verstärkt 
um die uneingeschränkte und effektive 
Durchführung der Resolution 425(1978) zu 
bemühen.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Überwa­
chung der Entflechtung auf den Golanhö-
hen. - Resolution 590(1986) vom 26.No­
vember 1986 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des Berichts des Gene­

ralsekretärs über die Beobachtertruppe 
der Vereinten Nationen für die Truppen­
entflechtung (S/18453), 

> beschließt, 
a) die beteiligten Parteien zur sofortigen 

Durchführung von Resolution 338 
(1973) des Sicherheitsrats vom 22. Okto­
ber 1973 aufzufordern; 

b) das Mandat der Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenent­
flechtung für einen weiteren Zeitraum 
von sechs Monaten, d.h. bis zum 31. Mai 
1987, zu verlängern; 

c) den Generalsekretär zu ersuchen, am 
Ende dieses Zeitraums einen Bericht 
über die Entwicklung der Lage und 
über die zur Durchführung von Reso­
lution 338(1973) des Sicherheitsrats ge­
troffenen Maßnahmen vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 2. Dezember 
1986 (UN-Dok. S/18492) 
Am 2.Dezember 1986 gab der Präsident des 
Sicherheitsrats im Anschluß an Konsultatio­
nen im Namen der Ratsmitglieder die folgende 
Erklärung ab: 

»Eingedenk der Souveränität, Unabhängig­
keit und territorialen Integrität Libanons äu­
ßern die Mitglieder des Sicherheitsrats ihre 
tiefe Beunruhigung über die derzeitige Eska­
lation der Gewalt in Libanon, von der die Z i ­
vilbevölkerung in den palästinensischen 
Flüchtlingslagern und in deren Umgebung be­
troffen ist. Die Ratsmitglieder rufen alle Be­
teiligten auf, Zurückhaltung zu üben, um die­
sen Akten der Gewalt ein Ende zu setzen. Sie 
rufen alle Beteiligten ferner auf, die erforder­
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Lei­
den der Zivilbevölkerung zu lindern. Sie bit­
ten alle Beteiligten eindringlich, die Bemü­
hungen der verschiedenen Organisationen der 
Vereinten Nationen, insbesondere des Hilfs­
werks der Vereinten Nationen für Palästina­
flüchtlinge im Nahen Osten, wie auch der 
nichtstaatlichen Organisationen um die Lei­
stung humanitärer Hilfe zu erleichtern.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Die Lage 
in den von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten. - Resolution 592 (1986) vom S.De­
zember 1986 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des Schreibens des Stän­

digen Vertreters Simbabwes bei den Ver­
einten Nationen und derzeitigen Vorsit­
zenden der Bewegung der nichtgebunde­
nen Länder vom 4. Dezember 1986 (S/ 
18501), 

— unter Hinweis auf das Genfer Abkommen 
vom 12. August 1949 zum Schutze von Z i ­
vilpersonen in Kriegszeiten, 

— ernstlich besorgt über die Lage in den pa­
lästinensischen und sonstigen seit 1967 
von Israel besetzten arabischen Gebieten 
einschließlich Jerusalems, 

— eingedenk des besonderen Status Jerusa­
lems, 

1. erklärt erneut, daß das Genfer Abkommen 
vom 12. August 1949 zum Schutze von Z i ­
vilpersonen in Kriegszeiten auf die palästi­
nensischen und sonstigen seit 1967 von 
Israel besetzten arabischen Gebiete ein­
schließlich Jerusalems anwendbar ist; 

2. beklagt zutiefst die Tatsache, daß die is­
raelische Armee das Feuer eröffnet und da­
mit den Tod beziehungsweise die Verwun­
dung wehrloser Studenten verursacht 
hat; 

3. fordert Israel auf, sich sofort strikt an das 
Genfer Abkommen vom 12. August 1949 
zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegs­
zeiten zu halten; 

4. fordert Israel ferner auf, alle aufgrund der 
jüngsten Ereignisse an der Bir-Zeit-Uni-
versität in Verletzung des obengenannten 
Genfer Abkommens inhaftierten Personen 
freizulassen; 

5. fordert weiterhin alle betroffenen Parteien 
auf, größte Zurückhaltung zu üben, Ge­
walthandlungen zu vermeiden und zur 
Herstellung des Friedens beizutragen; 

6. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis 
spätestens 20. Dezember 1986 über die 
Durchführung dieser Resolution zu berich­
ten. 

Abstimmungsergebnis: +14; -0; =1: Vereinig­
te Staaten. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Weiterer 
Einsatz der Interimstruppe für Südliba­
non. — Resolution 594(1987) vom 15. Janu­
ar 1987 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

425(1978), 426(1978), 501(1982), 508(1982), 
509(1982) und 520(1982) sowie auf alle sei­
ne Resolutionen zur Lage in Libanon, 

— nach Prüfung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 12. Januar 1987 über die Inter­
imstruppe der Vereinten Nationen in Liba­
non (S/18581 mit Corr.l und Add.l) und in 
Kenntnisnahme der darin enthaltenen 
Feststellungen, 

— Kenntnis nehmend von dem Schreiben des 
Ständigen Vertreters Libanons bei den 
Vereinten Nationen an den Generalsekre­
tär, datiert vom 6. Januar 1987 (S/18580), 

— dem Ersuchen der Regierung Libanons 
entsprechend, 

1. beschließt, das derzeitige Mandat der In­
terimstruppe der Vereinten Nationen in 
Libanon um einen weiteren Interimszeit­
raum von sechs Monaten und 12 Tagen, 
d.h. bis zum 31. Juli 1987, zu verlängern; 

2. erklärt erneut, daß er nachdrücklich für 
die territoriale Integrität, Souveränität 
und Unabhängigkeit Libanons innerhalb 
seiner international anerkannten Grenzen 
eintritt; 

3. unterstreicht erneut die Aufgabenstellung 
und die allgemeinen Weisungen an die 
Truppe gemäß dem mit Resolu­
tion 426(1978) gebilligten Bericht des Ge­
neralsekretärs vom 19. März 1978 und for­
dert alle Beteiligten auf, die Truppe im 
Hinblick auf die uneingeschränkte Durch­
führung ihres Auftrags voll zu unterstüt­
zen; 

4. erklärt erneut, daß die Truppe ihr in den 
Resolutionen 425(1978) und 426(1978) so­
wie in allen anderen einschlägigen Resolu­
tionen festgelegtes Mandat uneinge­
schränkt erfüllen sollte; 

5. ersucht den Generalsekretär, die Konsul­
tationen mit der Regierung Libanons und 
anderen direkt Beteiligten über die Durch­
führung dieser Resolution fortzusetzen 
und dem Sicherheitsrat darüber Bericht zu 
erstatten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 13. Februar 
1987 (UN-Dok. S/18691) 

Im Anschluß an Konsultationen gab der Prä­
sident des Sicherheitsrats am 13. Februar 
1987 im Namen der Ratsmitglieder folgende 
Erklärung ab: 
»Eingedenk der Souveränität, Unabhängig­
keit und territorialen Integrität Libanons äu­
ßern die Mitglieder des Sicherheitsrats ihre 
tiefe Besorgnis über die fortgesetzte Eskala­
tion der Gewalt in bestimmten Teilen Liba­
nons, von der die Zivilbevölkerung, insbeson­
dere in den palästinensischen Flüchtlingsla­
gern und in deren Umgebung, betroffen ist. 
Tief bestürzt über das tragische Leiden der 
Zivilbevölkerung, vor allem in den palästi­
nensischen Flüchtlingslagern, fordern sie die 
Beteiligten auf, ihre Waffen sofort ruhen zu 
lassen und für humanitäre Zwecke den Zu­
gang zu diesen Lagern zu gestatten. 
Sie appellieren außerdem eindringlich an alle 
Beteiligten, die Bemühungen verschiedener 
Regierungen und Organisationen der Verein­
ten Nationen einschließlich des Hilfswerks 
der Vereinten Nationen für Palästinaflücht­
linge im Nahen Osten wie auch der nichtstaat­
lichen Organisationen zu erleichtern, damit 
die dringendst benötigte humanitäre Hilfe ge­
leistet werden kann. 
Unter Hinweis auf ihre früheren Erklärungen 
rufen sie erneut dazu auf, umgehend zu Frie­
den und Normalität zurückzukehren und das 
Leben der Zivilbevölkerung in Libanon zu 
schützen.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 19. März 1987 
(UN-Dok.S/18756) 

Im Anschluß an Konsultationen gab der Prä­
sident des Sicherheitsrats am 19. März 1987 
im Namen der Ratsmitglieder folgende Erklä­
rung ab: 
»Eingedenk der Souveränität, Unabhängig­
keit und territorialen Integrität Libanons 
stellen die Mitglieder des Sicherheitsrats mit 
tiefer Besorgnis fest, daß trotz ihrer früheren 
Erklärungen die palästinensischen Flücht­
lingslager in Libanon nicht die erforderliche 
humanitäre Hilfe erhalten haben und daß die 
Situation in diesen Lagern nach wie vor k r i ­
tisch ist. 
Tief bestürzt über das Leiden der Zivilbevöl­
kerung in den Lagern fordern die Mitglieder 
des Sicherheitsrats daher alle Beteiligten er­
neut mit Nachdruck auf, umgehend die Bemü­
hungen der verschiedenen Organisationen der 
Vereinten Nationen, insbesondere des Hilfs­
werks der Vereinten Nationen für Palästinaf­
lüchtlinge im Nahen Osten, sowie alle sonsti­
gen humanitären Hilfsmaßnahmen zu erleich­
tern, die darauf gerichtet sind, Nahrungsmit­
tel und medizinische Hilfsgüter in den palästi­
nensischen Flüchtlingslagern in Libanon zu 
verteilen und damit eine dringendst erforder­
liche Mission zu erfüllen. 
Unter Hinweis auf ihre früheren Erklärungen 
rufen sie erneut dazu auf, der Gewalt in den 
palästinensischen Flüchtlingslagern in Liba­
non und in deren Umgebung umgehend ein 
Ende zu setzen, zu dauerhaftem Frieden und 
Normalität zurückzukehren und das Leben 
der Zivilbevölkerung zu schützen.« 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1987 

Suchtstoffkommission (40) 

Algerien 
Argentinien 
Australien 
Belgien 
Brasilien 
Bulgarien 
China 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Ecuador 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Indonesien 
Iran 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kolumbien 
Madagaskar 
Malaysia 
Mali 
Marokko 
Mexiko 
Niederlande 
Nigeria 
Pakistan 
Peru 
Sambia 
Senegal 
Sowjetunion 
Spanien 
Sri Lanka 
Thailand 
Türkei 
Ungarn 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

Unterkommission zum unerlaubten Dro­
genhandel im Nahen und Mittleren Osten 
und verwandten Fragen (5) 

Sahibzada Rauf Al i , Pakistan 
Ecmel Barutcu, Türkei 
Lars Hulstrand, Schweden 
Mohammad Yahya Maaroofi, 

Afghanistan 
Behrouz Shahandeh. Iran 

Internationales Suchtstoffkontrollamt (13) 

Sahibzada Rauf Al i , Pakistan 
Sirad Atmodjo, Indonesien 
Nikolai K. Barkov, Sowjetunion 
Cai Zhi-Ji, China 
John C. Ebie, Nigeria 
Abdullahi S. Elmi, Somalia 
Diego Garces-Giraldo, Kolumbien 
Betty C. Gough, Vereinigte Staaten 
Ben Huyghe, Belgien 
S. Oguz Kayaalp, Türkei 
Mohsen Kchouk, Tunesien 
Paul Reuter, Frankreich 
Tulio Velasquez Quevedo, Peru 

Verwaltungsrat des Umweltpro­
gramms der Vereinten Nationen (58) 

Argentinien 
Australien 
Barbados 
Botswana 
Brasilien 
Bulgarien 
Burundi 
Chile 
China 
Dänemark 
Deutschland, Bundesrepublik 
Dominikanische Republik 
Frankreich 
Gabun 
Ghana 
Griechenland 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Irak 
Iran 
Jamaika 
Japan 
Jordanien 
Jugoslawien 
Kanada 
Kenia 
Kolumbien 
Kongo 
Korea (Republik) 
Libyen 
Malta 
Mauretanien 
Mexiko 
Niederlande 
Niger 
Nigeria 
Oman 
Panama 
Papua-Neuguinea 
Polen 
Sambia 
Schweden 
Schweiz 
Senegal 
Sowjetunion 
Sri Lanka 
Swasiland 
Syrien 
Thailand 
Tschechoslowakei 
Türkei 
Tunesien 
Uganda 
Ukraine 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

Menschenrechtskommission (43) 

Äthiopien 
Algerien 
Argentinien 
Australien 
Bangladesch 
Belgien 

Bjelorußland 
Brasilien 
Bulgarien 
China 
Costa Rica 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankreich 
Gambia 
Großbritannien 
Indien 
Irak 
Irland i 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kolumbien 
Kongo 
Lesotho 
Liberia 
Mexiko 
Mosambik 
Nicaragua 
Norwegen 
Österreich 
Pakistan 
Peru 
Philippinen 
Rwanda 
Senegal 
Somalia 
Sowjetunion 
Sri Lanka 
Togo 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zypern 

Beratungsgruppe für den Zufluß von 
Ressourcen nach Afrika (13) 

Abdlatif Al-Hamad, Kuwait 
Lars Anell, Schweden 
Paolo Baffi, Italien 
Andre Batenburg, Niederlande 
Gerald Helleiner, Kanada 
Robert Hormats, Vereinigte Staaten 
Leon Naka, Cote d'Ivoire 
Philip Ndegwa, Kenia 
Michel Rouge, Frankreich 
Alwyn Taylor, Sierra Leone 
Max Warburg, 

Deutschland, Bundesrepublik 
Douglas Wass, Großbritannien 
Bunroku Yoshino, Japan 

Verwaltungsgericht 
der Vereinten Nationen (7) 

Jerome Ackerman, 
Vereinigte Staaten 

Arnold Wilfred Geoffrey Kean, 
Großbritannien 

Ahmed Osman, Ägypten 
Roger Pinto, Frankreich 
Luis Maria de Posadas Montero, 

Uruguay 
Samarendranath Sen, Indien 
Endre Ustor, Ungarn 

(Wird fortgesetzt) 
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PUBLICAT IONS F R O M T H E 

UNITED NATIONS 
Are you aware of the extraordinary potential of United Nations Publications as a source of reference ? 
Among the many subjects covered by the United Nations Publications are International Relations, 
Disarmament, International Law and Trade, the World and Regional Economics, Social Problems, 
Human Rights, Demography, Statistics and other questions of international importance. 

Essential 
Information 

Facts from 
Figures 

Studies and 
Reports 

Definite studies for the evaluation of industrial projects : Manual for the 
Preparation of Industr ial Feasibi l i ty Studies, Guidelines for Project Evaluat ion, 
Manual for Evaluation of Industr ial Projects, Practical Appraisal of Industr ial 
Projects  

Year after year, a wealth of resource material : Statistical Yearbook, Demo­
graphic Yearbook, National Accounts Statistics, Industr ial Statist ics, Wor ld 
Energy Statistics, Internat ional Trade Statistics, Construct ions Statistics  

Assessment of the economy and analysis of contemporary problems : World 
Economic Survey, Economic Survey of Europe, Economic Survey o f Lat in 
Amer ica, World Industry in 1980, Comprehensive Study on Nuclear Weapons,.. 

WORLD CONCERNS AND 
THE UNITED NATIONS 
MM TMdni IMa hr Prim* S»*rv Twdw Uucabfn 

World Concerns and the United Nations 
Model Teaching Units for Primary, Secondary 

and Teacher Education 

World Concerns is the f irst Un i ted Nations Publ icat ion to 
provide model teaching units d i rec t ly usable in the class­
r o o m . The 26 units in the co l lect ion deal w i t h the aims and 
activit ies of the Uni ted Nations and its system and exem­
p l i f y a range of themes, approaches and methods through 
wh ich to develop internat ional understanding and support 
for the Uni ted Nat ions ' w o r l d . The units are based on 
classroom theory and practices wh ich have been found 
valuable in d i f fe rent wo r l d areas. Each un i t deals w i t h a 
topic f r o m an internat ional and local s tandpoin t , l ink ing 
it to a student 's own interests. The book includes readings, 
extensive i l lustrat ions and other con ten t usable in the 
classroom, as well as ideas for extending the units and pe­
dagogical comments . Its t w o years preparat ion involved 
several specialized Uni ted Nations Organizat ions, inc lu ­
ding UNESCOand educat ion specialists in over f o r t y 
countr ies. 

(Sales No. E.83.1.12) 

Truly your source of information — At very reasonable prices I 
A complete catalogue is available upon request! 

UNITED NATIONS äSa^ PUBLICATIONS 
Room A-3315 

New York, N.Y. 10017 
Palais des Nations 
1211 Geneva 10, Switzerland 

Übersetzungs-, Zuordnungs- und Abkürzungsverzeichnis 
zum Bereich Vereinte Nationen 

Das Sekretariat der Vereinten Nationen in New York: Zuordnungs in­
dex der Organisat ionseinheiten. Übersetzungsverzeichnis engl isch­
deutsch / deutsch-engl isch der wicht igsten Untergl iederungen des 
Sekretariats. Internationale Jahre, Tage, Wochen und Dekaden. A b ­
k o m m e n , Erklärungen, Konvent ionen; Akt ionspläne und -p rog ram­
me, Richtl inien, Strategien. Konferenzen und Seminare. Jewei ls als 
Übersetzungsverzeichnisse engl isch-deutsch / deutsch-engl isch 
mit Fundstel lenhinweisen. Aktualisiertes Verzeichnis der UN-Mi t ­
g l iedstaaten und Organ igramm. 

Eine Veröffentlichung der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen. Bonn 1987. 
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»Das Erscheinen dieses Werkes bedeutet eine Sternstunde der deutschen 
Ostforschung. Es verdient internationales Aufsehen.« 

Siegfried Mampel, Recht in Ost und West 

Zeitschrift für Politik, Köln 
»Der Führungswechsel in Moskau . . . hat wieder ein­
mal der >Kreml-Astrologie< Hochkonjunktur beschert. 
Da lohnt es sich um so mehr, zu einem seriösen, die 
wirklichen Hintergründe aufhellenden Buch zu grei­
fen, das Entstehung und in die Zukunft weisende 
Entwicklungstendenzen des sowjetischen Herrschafts­
verbandes behandelt. Als ein solches Werk bietet 
sich das gerade erschienene Werk von H . an . . .« 
(Wolfgang Seiffert) 

Neue Zürcher Zeitung, Zürich 
»Gesamtschau über den Ostblock - Ein Nachschlage­
werk.« 

Die Zeit, Hamburg 
»Fast handbuchartig beschreibt der Verfasser die 
Herausbildung des sowjetischen Herrschaftsbereichs, 
der für die ostmittel- und südeuropäischen Staaten 
erhebliche Einbußen ihrer Souveränität und das Ende 
jeglichen innenpolitisch-gesellschaftlichen Pluralismus 
brachte . . .« (Gottfried Niedhart) 

Die Presse, Wien 
»Hier ist wohl >das< Standardwerk über die kommu­
nistischen Staaten Europas vorzustellen. Was Jens 
Hacker da an Quellen und Zusatzinformationen zu­
sammengetragen hat, kann getrost als der bisher um­
fassendste Uberblick über die Welt jenseits des sprich­
wörtlichen Eisernen Vorhanges bezeichnet werden.« 

Sender Freies Berlin 
». . . die Habilitationsschrift von Jens Hacker . . . ist 
ein Gebirge. Aber wer es erklettert, der weiß am 
Ende, von oben schauend, wovon er redet, wenn er 
mit dem Wort >Ostblock< hantiert . . .« 

Nomos Vr rti 
• 

• : 

F A Z , Frankfurt 
» . . . das Standardwerk über den Ostblock - ein großer 
Wurf.« 

Politische Studien, Percha 
». . . Hacker hat die bisherige Entwicklung des Ost­
blocks scharfsinnig nachgezeichnet. Ihm ist eine Ana­
lyse gelungen, die durch exzellentes Niveau, Klarheit 
und Präzision besticht. Bereits jetzt verdient diese 
Arbeit die Bezeichnung Standardwerk über den Ost­
block . . .« (Gerhard Knorr) 

Die Neue Gesellschaft, Bonn 
» . . . Jeder, der sich mit Osteuropa und den nicht 
immer einfachen Beziehungen der osteuropäischen 
Staaten untereinander sowie dieser zur UdSSR be­
faßt, kommt an dem Werk von Jens Hacker nicht 
vorbei. Die Wissenschaft wird sich im wahrsten Sinne 
mit ihm auseinandersetzen müssen.« (Wilhelm Bruns) 

Der Tagesspiegel, Berlin 
». . . den einzigen Nachteil dieses empfehlenswerten Buches hat nicht der Autor zu verschulden: den Preis 
von stolzen 298,- DM!*) Bleibt zu hoffen, daß der Verlag einen Weg finden**) möge, dieses Buch in einer 
anderen Auflage günstiger anzubieten; eine Verbreitung wäre ihm zu wünschen.« (Manfred Lentz) 

*) 1. Auflage 1983. 
**) Wir haben einen Weg gefunden! Soeben erschien eine kartonierte Studienausgabe. 1 047 S., für D M 49,-

ISBN 3-7890-1067-7 
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